Allgemeine Vorschrift Kreis Wesel

Satzung
des Kreises Wesel vom 12.12.2024
zur Festsetzung und zum Ausgleich von Héchsttarifen
far alle Fahrgaste und fir Auszubildende im straBengebundenen

Offentlichen Personennahverkehr

Aufgrund

e §5Abs. 1der Kreisordnung NRW (KrO NRW) vom 14.07.1994, zuletzt geandert durch
Artikel 4 des Gesetzes vom 29. September 2020 (GV. NRW. S. 916), in Verbindung
mit § 8a Abs. 1 Personenbeférderungsgesetz (PBefG) vom 8. August 1990 (BGBI. | S.
1690), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. April 2021 (BGBI. | S.
822) und

e §3Abs.1OPNV Gesetz NRW (OPNVG NRW) vom 07.03.1995, zuletzt gedndert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 2019 (GV. NRW. S. 1046), in den jeweils
geltenden Fassungen,

hat der Kreistag des Kreises Wesel in seiner Sitzung am 12.12.2024 folgende Satzung als
allgemeine Vorschrift geman Art. 3 Abs. 2, Art. 2 lit. I) der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 zur
Anwendung von Hdéchsttarifen und der Gewahrung von Ausgleichsleistungen fir die finanziel-
len Auswirkungen, die auf die Erfullung der tariflichen Verpflichtungen nach dieser allgemeinen
Vorschrift zurlickzufihren sind, beschlossen:

Praambel

Der Kreis Wesel ist Aufgabentriger fiir den straBengebundenen OPNV gem. § 3 Abs. 1
Satz 1 OPNVG NRW. Der Kreis verfolgt mit dieser Satzung das Ziel, preisgiinstige und
einheitliche Fahrtarife fiir alle Fahrgaste des straBengebundenen Offentlichen Perso-
nennahverkehrs zu gewéhrleisten, um die Attraktivitit des Offentlichen Personennah-
verkehrs insgesamt zu steigern. Hierzu hat der Kreis als zustandige Behérde diese all-
gemeine Vorschrift gemaB Art. 3 Abs. 2, Art. 2 lit. I) der VO (EG) Nr. 1370/2007 als Sat-
zung gem. § 5 Abs. 1 Kreisordnung NRW erlassen. Sie regelt die Festlegung von Hochst-
tarifen als gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen und die Erstattung von Mindereinnah-
men im Busverkehr aufgrund der Anwendung des einheitlichen, attraktiven Fahrtarifs
far alle Fahrgaste und die Festlegung von Hochsttarifen und deren Erstattung fiir die
Gruppe der Auszubildenden.

Der Kreis gewahrt einen begrenzten Ausgleich fur die — positiven oder negativen - fi-
nanziellen Auswirkungen auf die Kosten und Einnahmen der Unternehmen, die auf die
Erfullung der in der allgemeinen Vorschrift festgelegten tariflichen Verpflichtungen zu-
rickzufiihren sind. Mit der allgemeinen Vorschrift wird eine transparente, diskriminie-
rungsfreie und beihilferechtskonforme Gewéahrung von Ausgleichsleistungen fir die
Anwendung von Héchsttarifen sichergestellt.
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Zur nachhaltigen Absicherung des Schiiler- und Ausbildungsverkehrs im OPNV wird
durch diese allgemeine Vorschrift auch die zweckgerechte und gleichmaBige Verwen-
dung der Pauschalmittel fir den Ausbildungsverkehr geregelt. Wesentliche Bezugs-
groBe fur den Ausgleich sind die im Rahmen der Erfiillung der gemeinwirtschaftlichen
Aufgabe Ausbildungsverkehr anfallenden Kosten. Die bisherige allgemeine Vorschrift
des Kreises fiir den Ausbildungsverkehr (Fassung vom 21.12.2021) wird durch die Be-
kanntmachung dieser allgemeinen Vorschrift ersetzt. Sie findet jedoch noch Anwen-
dung fiir die Abwicklung vorangegangener Forderjahre.

Auf Grundlage der im § 11a OPNVG NRW in seiner jeweils geltenden Fassung vorgese-
henen Pauschalierung der Ausgleichsmittel fiir den Ausbildungsverkehr (,,ehemalige §
45a PBefG und § 6a AEG-Mittel“) erfolgt nach dieser allgemeinen Vorschrift ein Aus-
gleich, um die aus der ErmaBigung von Fahrausweisen im Ausbildungsverkehr feh-
lende Kostendeckung auszugleichen, welche den Verkehrsunternehmen aus der An-
wendung rabattierter Tarife im Ausbildungsverkehr als gemeinwirtschaftliche Leistung
entstehen. Durch die Férderung soll fiir die antragsberechtigten Verkehrsunternehmen
ein Anreiz geschaffen werden, gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen im Bereich des
Ausbildungsverkehrs zu erbringen.

1. Gegenstand der Satzung

1.1 Rechtsgrundlagen sind die am 03.12.2009 in Kraft getretene Verordnung (EG) Nr.
1370/2007 Uber 6ffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Stral3e zuletzt ge-
andert durch VO (EU) 2016/2338 vom 14. Dezember 2016 (VO 1370), das Personenbe-
férderungsgesetz (PBefG) in der Fassung der Bekanntmachung v. 8. August 1990 (BGBI.
| S. 1690), zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. April 2021 (BGBI. | S.
822) und das Gesetz Uber den 6ffentlichen Personennahverkehr in Nord-rhein-Westfalen
(OPNVG NRW), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 2019
(GV. NRW. S. 1046), die Kreisordnung des Landes Nordrhein-Westfalen (KrO NW) zuletzt
geéndert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 29. September 2020 (GV. NRW. S. 916) in
den jeweils geltenden Fassungen.

1.2 Der Kreis beschlieBt die allgemeine Vorschrift als zustandige Behérde fiir den OPNV zur
Sicherstellung einer ausreichenden Bedienung der Bevolkerung mit Verkehrsleistun-
gen im OPNV einschlieBlich einer ausreichenden Verkehrsbedienung im Aus-bildungsver-
kehr und der Festlegung attraktiver Tarife.

1.3 Die gemeinwirtschaftliche Verpflichtung besteht in der verbindlichen Anwendung des
vorgegebenen maBgeblichen Hochsttarifs nach Art, Umfang, Fahrkartensortiment und
Tarifzonenregelung als verbindlicher Hochsttarif (Anlage 1). Der mafBgebliche Hochsttarif
wird von der Verkehrsverbund Rhein-Ruhr A6R (VRR) festgelegt (Tarifzustandigkeit) und
vom Kreis bestétigt. Die Anlage 1 wird entsprechend der Tariffestlegungen des VRR aktu-
alisiert. MaBgeblich ist der jeweils genehmigte Tarif. Dieser wird durch den VRR ortstblich
und durch die Unternehmen in den zum Aufenthalt der Fahrgaste bestimmten Raumen
bekanntgemacht. Den Verkehrsunternehmen (nachfolgend: Unternehmen) ist es verwehrt,
héhere Tarife (z. B. Haus- und / oder Ubergangstarife) als den maBgeblichen Héchsttarif
far die Erbringung der maBBgeblichen Verkehrsleistung im Gebiet des Kreises anzuwenden.
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Bestandteile dieser Verpflichtung sind:

- fOr den Hochsttarif im Ausbildungsverkehr (Ausbildungstarif):

o

Das Unternehmen wendet die Gemeinschafts- oder Ubergangstarife (geman §
5 Abs. 3 OPNVG NRW) zu den jeweils von den Genehmigungsbehérden be-
stimmten Beférderungsentgelten, Beférderungsbedingungen und Tarifoestim-
mungen des VRR Gemeinschaftstarifs fir Zeitfahrausweise des Ausbildungs-
verkehrs an oder erkennt diese zumindest als verpflichtend an.

Die Tarife fir Zeitfahrausweise des Ausbildungsverkehrs missen die Tarife far
die entsprechenden allgemeinen Zeitfahrausweise gemaB § 11a OPNVG
NRW unterschreiten, um einen funktionierenden, qualitativ gesicherten Ausbil-
dungsverkehr gemaf der Praambel zu gewahrleisten und fortzuentwickeln.

Als entsprechender allgemeiner Zeitfahrausweis (Referenztarif) ist das jeweils
gultige Monats-Ticket des VRR in der jeweils im aktuellen Tarifwerk veréffent-
lichen Form malBgebend.

Der Abschluss eines Kooperationsvertrages oder ausnahmsweise im Falle ge-
ringflgiger Verkehrsleistungen im Ubergangsbereich (ein- und ausbrechender
Verkehr) einen Assoziierungsvertrag mit der VRR abzuschlieBen.

Die Teilnahme am Einnahmeaufteilungsverfahren im VRR nach MaBBgabe der
entsprechenden Vertrage.

- far den Héchsttarif im Jedermannverkehr (Jedermanntarif):

o

Der VRR-Tarif gilt als Héchsttarif fir alle Fahrgéste, um preisglnstige, einheit-
liche Tarife im Gebiet des Kreises fiir Jedermann sicherzustellen.

1.4 Die Unternehmen sind verpflichtet, den maBgeblichen Héchsttarif den eigenen Antragen
auf Tarifzustimmung (§ 39 PBefG) zu Grunde zu legen (Antragspflicht). Hohere Tarife
darfen nicht beantragt werden. Der Kreis ist Uber entsprechende Antrage auf Tarifzustim-
mung und Genehmigungen zuvor zu informieren.

1.5 Der Geltungsbereich nach dieser allgemeinen Vorschrift ist rAumlich, sachlich, zeitlich
und personell definiert. Die allgemeine Vorschrift gilt:

- Raumlich fir den Zustandigkeitsbereich des Kreises sowie fliir weitere Verkehre, flir
die der Kreis durch 6éffentlich-rechtliche Vereinbarungen oder andere Regelungen
die Aufgabentragerfunktion innehat (notwendige Verkehrsleistung);

- sachlich fir Busverkehre nach §§ 42 und 43 Personenbeférderungsgesetz - PBefG
(Linienverkehre) differenziert nach Verkehrsarten (Stadtbusverkehre, Regional-
busverkehre, Schnellbusverkehre), fir die kein 6ffentlicher Dienstleistungsauftrag
besteht (eigenwirtschaftliche Verkehre);

- personell wird zwischen der Anwendung fir den Ausbildungsverkehr und dem Je-
dermannverkehr unterschieden.

1.6 Die Rahmenvorgaben fiir das OPNV-Angebot ergeben sich aus dem jeweils giiltigen Nah-
verkehrsplan. Die Einhaltung der qualitativen und quantitativen Vorgaben des Nahver-
kehrsplans und der Vorgaben des VRR flr den Einsatz verbundweiten X Bus-Linien sind
Mindestvoraussetzung fiir die Férderung nach dieser allgemeinen Vorschrift. Hohere ver-
bindliche Anforderungen kénnen sich zudem aus den Genehmigungen ergeben. Ein Aus-
gleich fir bestimmte Standards erfolgt nach dieser allgemeinen Vorschrift nicht.
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1.7 Der Kreis gewéhrt den Unternehmen einen Ausgleich fur die wirtschaftlichen Nachteile
geman den Vorgaben von Nr. 2 des Anhangs der VO (EG) Nr. 1370/2007 die durch die
gemeinwirtschaftlichen Tarifvorgaben des Kreises entstehen. Sofern bereits die Tarifan-
wendung im Rahmen eines o6ffentlichen Dienstleistungsauftrages als gemeinwirtschaftli-
che Verpflichtung besteht, erfolgt liber diese allgemeine Vorschrift kein gesonderter Aus-
gleich des Jedermanntarifs (Vorrang offentlicher Dienstleistungsauftrage mit Tarifvor-
gaben).

1.8 Die Unternehmen erhalten den Ausgleich auf dem Wege einer Vorauszahlung (ex-ante-
Ausgleich). Der ex-ante-Ausgleich ist fur die Anwendung des Ausbildungstarifs auf den
dem Kreis Uber die Pauschale gem. § 11a Abs. 2 OPNVG NRW zugewiesenen Betrag
begrenzt. Der Kreis muss hiervon mindestens 87,5 % an die Unternehmen weiterleiten
(Pauschale). Uber den Umfang der Pauschale entscheidet der Kreistag.

Fir die Anwendung des Jedermanntarifs ist der ex-ante-Ausgleich begrenzt auf die
Summe des vorlaufigen ex-ante-Ausgleichs aller antragstellenden Unternehmen (vorlau-
figer ex-ante-Ausgleich).

Die Ermittlung des ex-ante-Ausgleichs erfolgt zwingend sequenziell zunachst fir die An-
wendung des Ausbildungstarifs und sodann fir die Anwendung des Jedermanntarifs.

1.9 Der Kreis gewahrt fir die verbindliche Anwendung der maBgeblichen Héchsttarife Aus-
gleichsleistungen in begrenzter Hohe (Gesamtausgleich). Der Gesamtausgleich ergibt
sich aus der Pauschale Ausbildungstarif und der Summe des vorlaufigen ex-ante-Aus-
gleichs Jedermanntarif nach dieser allgemeinen Vorschrift (vorlaufiger Gesamtaus-gleich)
und kann sich im Falle von

- ausgefallenen Fahrten
- Leistungsveréanderungen (Ziffer 4.1)
- auBergewdhnliche Indexentwicklung (Anlage 4 Ziffer 3.3)

verandern (korrigierter Gesamtausgleich) und bildet sodann den Gesamtausgleich.

Der Zuschlag fur die Anwendung emissionsfreier Fahrzeuge gem. Ziffer 7 ist nicht Be-
standteil des Gesamtausgleichs.

Bei unvorhersehbaren Ereignissen (Wirtschaftskrisen, Pandemien etc.), die zu einem
Einbruch der Nachfrage fuhren, bleibt die Hohe des Gesamtausgleiches unverandert, da
sich die Zahlungen nach dieser allgemeinen Vorschrift nur auf die Erstattung von Minder-
einnahmen durch die Anwendung von Héchsttarifen beziehen.

1.10 Der vorlaufige ex-ante-Ausgleich wird nach Abschluss des Ausgleichsjahres korrigiert
(verbindlicher ex-ante-Ausgleich). Der verbindliche ex-ante-Ausgleich ermittelt sich in-
nerhalb des Gesamtausgleichs aus einer Differenzbetrachtung zwischen den erwarteten
Erlésen auf der Grundlage des maBgeblichen Hochsttarifs verglichen mit den erwarteten
Erlésen auf der Grundlage eines fiktiven, genehmigungsfahigen Referenztarifes (Refe-
renztarif). Der Referenztarif dient der Sicherstellung der notwendigen Verkehrsleistung
unter Berlcksichtigung des bestehenden Qualitatsniveaus.

1.11 Die Hbhe und der Rechtsgrund des Ausgleichs bemisst und ergibt sich anhand der
positiven und negativen finanziellen Auswirkungen auf die Kosten und Einnahmen geman
den Vorgaben von Nr. 2 des Anhangs der VO (EG) Nr. 1370/2007, die auf die Erflllung
der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen zuriickzufiihren sind und welche im Wege der
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Uberkompensationspriifung (ex-post-Ausgleich) begrenzt sind (Ziffer 5). Das Unterneh-
men hat keinen Anspruch auf Gewahrung eines vollstandigen Ausgleichs der durch die
Anerkennung des Hdéchsttarifs entstehenden Mindereinnahmen.

1.12 Die Ausgleichszahlungen aufgrund der allgemeinen Vorschrift berihren die eigenwirt-

schaftliche Erbringung der Verkehrsleistungen durch die Unternehmen nicht (vgl. § 8 Abs.
4 Satz 2 PBefG).

1.13 Kann die notwendige Verkehrsleistung auf der Grundlage der Erlése aus der Anwen-

dung der maBgeblichen Hbchsttarifanwendung und der Ausgleichsleistungen nicht mehr
dauerhaft erbracht werden, leitet der Kreis schnellstmdglich ein férmliches Vergabeverfah-
ren ein, um die Erbringung der Verkehrsleistung im Interesse der Fahrgéste zu gewéhr-
leisten. Erteilt die Genehmigungsbehérde auf der Grundlage eines eigenwirtschaftlichen
Antrages die Genehmigung (Vorrang eigenwirtschaftliche Verkehre), gilt die allgemeine
Vorschrift fort. Wird kein eigenwirtschaftlicher Antrag genehmigt und kommt es daher zu
einer Vergabe eines offentlichen Dienstleistungsauftrags, richtet sich der Tarifausgleich
ausschlieB3lich nach den Regelungen des 6ffentlichen Dienstleistungsauftrages (vgl. Ziffer
1.7).

1.14 Die Unternehmen sind verpflichtet, alle Méglichkeiten zum Schadensausgleich und/ o-

2.

2.1

2.2

2.3

der zur Férderung von dritter Seite fir die Anwendung Uberregionaler Tarifprodukten aus-
zuschopfen (Subsidiaritat der allgemeinen Vorschrift).

Antragsverfahren

Der Ausgleich wird nur auf schriftlichen Antrag des Unternehmens gewahrt. Das Antrags-
verfahren ist zweistufig gestaltet, notwendig sind ein vorlaufiger ex-ante-Antrag und ein
verbindlicher ex-ante-Antrag. Die Antrége sind an den Kreis Wesel, Reeser Landstr. 31,
46483 Wesel, zu richten.

Flr die Antragstellung sind die in der Anlage 5 vorgegebenen Muster bzw. Grundsétze
(Kalkulationsverfahren, Fortschreibung und Revisionszeitpunkte) zu verwenden. Hierflr
mussen die nach Anlage 6A genannten Antragsdaten fur den Ausgleich zur Anwendung
des Ausbildungstarifs und/ oder die nach Anlage 6B genannten Antragsdaten fir den
Ausgleich zur Anwendung des Jedermanntarifs vorliegen. Der Antrag Ausbildungstarif er-
folgt als Unternehmensantrag im Geltungsbereich der allgemeinen Vorschrift; der Antrag
Jedermanntarif erfolgt je Linie, es sei denn, es bestehen durch den Kreis definierte Linien
bzw. Linienbindel; in diesem Fall ist der Antrag auf das Linienblndel bzw. die Linie zu
beziehen.

Antragsberechtigt sind alle Unternehmen, die Uber Liniengenehmigungen nach §§ 42
und 43 Nr. 2 PBefG im Gebiet des Kreises verfligen oder die die Betriebsflhrung flr einen
genehmigten Linienverkehr innehaben, soweit sie hierfur die Erlésverantwortung tragen,
und die in den Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift fallen. Im Falle von Gemein-
schaftskonzessionen und Betriebsflihrungslbertragungen nach § 2 Abs. 2 Nr. 3 PBefG
erfolgt der Antrag durch das betriebsfiihrende Unternehmen.

Ein Ausgleich nach dieser allgemeinen Vorschrift wird nur gewahrt, wenn der Ausgleichs-
betrag fir das einzelne Unternehmen im Jahr mindestens 1.000,- € betragt (Geringfligig-
keitsschwelle).
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Antragsjahr (n) fUr die vorlaufigen ex-ante-Antrage ist das dem Ausgleichsjahr (n + 1) vo-
rausgehende Jahr. Die vorlaufigen ex-ante-Antrége sind im Antragsjahr (n) bis zum 31.10.
beim Kreis einzureichen (regulédre Antragsfrist). Anderungen, die fiir das Ausgleichsjahr
mafgeblich sind, sind den Aufgabentragern umgehend mitzuteilen.

Flr die Beantragung des ex-ante-Ausgleichs sind folgende Antragsunterlagen beizufl-
gen:

2.5.1 FuUr den Ausbildungstarif:

- Antragsformular nach Anlage 6A, giltige Konzession bzw. Nachweis der Be-
triebs-fihrerschaft, Angabe der Linienbeférderungsfalle im Ausbildungsver-
kehr, Ubersicht (iber die Erldse aus dem Ausbildungsverkehr im Gebiet des
Aufgabentragers fir das dem Ausgleichsjahr vorausgehende Jahr gemaf An-
lage 6A.

- Eigenerklarung, dass bis zum 31.12. des Folgejahres eine Bescheinigung eines
Wirtschaftspriifers vorgelegt wird, die die Ubereinstimmung mit den beihilfe-
rechtlichen Voraussetzungen der VO (EG) 1370/2007 bescheinigt und eine
Uberkompensation gegebenenfalls ausweist.

2.5.2 Fuir den Jedermanntarif:

2.6

2.7

2.8

- Antragsformular nach Anlage 6B, giltige Konzession bzw. Nachweis der Be-
triebsflhrerschaft.

Wird der vorlaufige ex-ante-Antrag Jedermanntarif nicht form- oder fristgerecht und
damit priffahig bis spatestens zum 01.12. gestellt (Praklusionsfrist), wird der ex-ante-
Ausgleich fir das auf das Antragsjahr folgende Ausgleichsjahr (n + 1) bis zum verbindli-
chen ex-ante-Antrag um 10% gekurzt.

Der verbindliche ex-ante-Antrag Jedermanntarif ist bis zum 30.10. des auf das Aus-
gleichsjahr (n + 1) folgenden Jahres (n + 2) zu stellen. Erfolgt dies nicht fristgerecht und/
oder nicht pruffahig, wird dem Unternehmen eine letzte Frist zur Abgabe gesetzt. Ver-
streicht diese, wird das Unternehmen vom Verfahren ausgeschlossen. Wenn ein Unter-
nehmen nach Ablauf der vorgenannten Frist erstmals im Laufe des Bewilligungsjahres im
Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift tatig wird (d. h. erstmals Linienverkehre im
Gebiet der zustandigen Behoérde aufnimmt - Erstantrag), hat es seinen Antrag unverzig-
lich nach Erhalt der diesbeziiglichen personenbeférderungsrechtlichen Genehmigung
bzw. Erlaubnis, spatestens aber am letzten Tag vor der Betriebsaufnahme, zu stellen.

Dem Unternehmer obliegt eine Mitwirkungspflicht. Er tragt die Darlegungs- und Nach-
weispflicht flr sdmtliche in der allgemeinen Vorschrift geregelten Voraussetzungen und
Anforderungen an die Gewahrung des Ausgleichs. Er ist verpflichtet, sdmtliche fir die
Durchfiihrung dieser Satzung erforderlichen Angaben vollstandig und wahrheitsgeman zu
machen und diese dem Kreis oder einer von ihm benannten Person oder Stelle priffahig
zuganglich zu machen. Er hat diese Verpflichtungen insbesondere im Zuge des ex-ante-
Antragsverfahrens und der ex-post-Uberkompensationskontrolle zu erfiillen. Werden Be-
triebsleistungen durch Auftragsunternehmen erbracht, ist das antragstellende Unterneh-
men fUr die Vollstandigkeit und Sachgerechtigkeit der Angaben verantwortlich und wirkt
bei Zweifeln an der Aufklarung mit.
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2.9 Die im Antrag (einschlieBlich beigeflgter Unterlagen) gemachten Angaben sowie die An-
gaben in den abzugebenden Erklarungen und Mitteilungen sind subventionserhebliche
Tatsachen im Sinne des § 264 Strafgesetzbuch. Insofern wird auf die Erklarung (Anlage
6A und 6B) verwiesen. Subventionserheblich sind auch samtliche Angaben, die im Zu-
sammenhang mit der Beantragung der Auszahlung und dem Verwendungsnachweis ge-
macht werden. Nach § 3 des Subventionsgesetzes trifft den Subventionsnehmer eine sich
auf alle subventionserheblichen Tatsachen erstreckende Offenbarungspflicht. Danach ist
der Zuwendungsempféanger verpflichtet, dem Kreis in der Funktion als Aufgabentrager o-
der einer von ihm benannten Stelle oder Person alle Tatsachen, die der Bewilligung, In-
anspruchnahme oder dem Belassen der Zuwendung entgegenstehen oder die fir die
Ruckforderung der Zuwendung erheblich sind, unverziglich mitzuteilen. Dies betrifft z. B.
den Verlust einer oder mehrerer Genehmigungen oder die Beantragung eines Insolvenz-
verfahrens gegen den Zuwendungsempfénger.

2.10 Der ex-post-Nachweis wird durch Unternehmen erbracht; der Nachweis umfasst die
Bescheinigung des Wirtschaftspriifers des Unternehmens oder einer vom Kreis anerkann-
ten Person oder Stelle. Der Nachweis wird unmittelbar im Anschluss an den verbindlichen
ex-ante-Antrag gegentber dem Kreis erbracht und bedarf keines gesonderten Antrags.

2.11 Die Regelungen zu Ziffer 2.4 gelten erstmalig ab dem Ausgleichsjahr 2024. Fir das
erste Ausgleichsjahr (2023) sind die vorlaufigen ex-ante-Antrage bis spatestens
31.03.2023 einzureichen.

3. Art, Umfang und Bemessung von Vorauszahlungen (ex-ante-Ausgleich)

3.1 Der ex-ante-Ausgleich wird als Vorauszahlung gewdahrt. Die Vorauszahlung erfolgt im
Ausgleichsjahr (n + 1) als vorlaufiger ex-ante-Ausgleich. Die Bemessung erfolgt se-
quenziell nach Ziffer 1.8.

3.1.1 Fuir die Anwendung des Hochsttarifs im Ausbildungsverkehr erhalten die Unternehmen
einen vorlaufigen ex-ante-Ausgleich Ausbildungstarif nach MaBgabe der Berech-
nungsmethodik gem. Ziffer 3.1 der Anlage 4. MaB3stab fur den hdchstens zulassigen
Finanzierungsbetrag der Pauschale sind gem. § 11a Abs. 2 OPNVG NRW die Erlése
im Ausbildungsverkehr des jeweiligen Vorjahres der Unternehmen im Gebiet der jewei-
ligen Aufgabentrager. MaBgeblich fur die Zuordnung der Erlése sind die Regelungen
des VRR Einnahmeaufteilungsvertrages und der VRR-Einnahmeaufteilungsrichtlinie.
Die Zuordnung der Erlése der Unternehmen, die im Gebiet mehrerer Aufgabentrager
tatig sind, zum jeweiligen Aufgabentréger erfolgt nach dem auf ihn entfallenden Anteil
an den vom Unternehmen im jeweiligen Jahr insgesamt landesweit erbrachten Wagen-
kilometern im StraBenbahn- und O-Busverkehr sowie im Linienverkehr mit Kraftfahr-
zeugen geman §§ 42 und 43 Nr. 2 PBefG. Bei Gemeinschaftslinien erfolgt die Meldung
der Betriebsleistungen durch das betriebsfiihrende Unternehmen.

3.1.2 Die Ermittlung des vorlaufigen ex-ante-Ausgleichs zur Anwendung des Jeder-
manntarifs ergibt sich in Abhangigkeit der erwarteten wirtschaftlichen Situation des
Unternehmens im Ausgleichsjahr (n + 1) (Soll-Wert) bei Anwendung des mafBgebli-
chen Hochsttarifs. Der Soll-Wert wird auf Grundlage der wirtschaftlichen Situation vor
dem Ausgleichsjahr (n - 1) (Ausgangswert) durch Fortschreibung bei gleicher Ver-
kehrsleistung (Basisverkehrsleistung) wie folgt ermittelt:
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- Die Bestimmung des Ausgangswertes erfolgt anhand der mafBgeblichen
Kosten und mafBgeblichen Erlése des dem Antragsjahr (n) vorangegangenen
Wirtschaftsjahres
(n - 1). Die Kosten sind auf den Wert zu begrenzen, die als marktangemessen
fur die jeweilige Verkehrsart gelten (Angemessenheitsprifung).

- Im Rahmen der Angemessenheitspriifung sind die Durchschnittskosten maf3-
geblich, die ein vergleichbares Unternehmen im Stadtbus-, Regionalbus- bzw.
im Schnellbusverkehr mit einer durchschnittlichen Reisegeschwindigkeit im Li-
nienverkehr (km/h) hatte (Angemessenheitskosten).

- Sind die Ist-Kosten, die auf die Leistungserbringung im Anwendungsbereich der
allgemeinen Vorschrift im Rahmen der Trennungsrechnung entfallen, niedriger
als die Angemessenheitskosten, ist der geringere Wert mafBgeblich (maBgeb-
liche Kosten). Bei den Erlésen sind die Ist-Erl6ése des dem Antragsjahr (n) vo-
rangegangenen Wirtschaftsjahres (n - 1) maBgeblich (maBgebliche Erldse).
Diese richten sich nach der letzten beschlossenen Einnahmenaufteilung. Im
ersten und zweiten Ausgleichsjahr entsprechen die maBgeblichen Kosten den
Angemessenheitskosten.

- Sofern der Unternehmer eine Betrachtung nach Verkehrsarten wiinscht, ist
die Ermittlung der maBgeblichen Kosten und mafBgeblichen Erlése differenziert
nach Verkehrsarten vorzunehmen (differenzierte Trennungsrechnung). In die-
sem Fall erfolgt ein differenzierter Ausgleich nach Verkehrsarten und nach dem
jeweiligen Linienbundel bzw. der jeweiligen Linie.

- Die Bestimmung des Soll-Wertes ergibt sich aus der Fortschreibung der Kos-
ten und Erlése der Ausgangswerte. Dabei ist grundsétzlich auf die im Rahmen
der ex-post-Kontrolle (Ziffer 5) ermittelten mafBgeblichen Kosten und mafBgeb-
lichen Erlése des vorangegangenen Wirtschaftsjahres (n - 1) abzustellen. Der
Soll-Wert ergibt sich aus den fortgeschriebenen maBgeblichen Kosten abziig-
lich der fortgeschriebenen mafBgeblichen Erlése ohne Berlcksichtigung der im
Vorjahr vom Kreis erhaltenen Tarifausgleichsleistungen fur den Jedermanntarif.
Die vorlaufigen ex-ante-Ausgleichsleistungen fir den Ausbildungstarif werden,
wie unter Ziffer 1.8 ermittelt und angerechnet.

3.2 Nach Abschluss des Ausgleichsjahres erfolgt eine Neubestimmung des ex-ante-Aus-
gleichs. Der vorlaufige ex-ante-Ausgleich wird durch den verbindlichen ex-ante-Aus-
gleich ersetzt. Dies erfolgt anhand folgender sequenzieller Prifungsschritte:

3.2.1

3.2.2

Far die Ermittlung des verbindlichen ex-ante-Ausgleichs Ausbildungstarif werden die
zuvor zugeteilten Mittel nach Abschluss des Wirtschaftsjahres anteilig auf der Grund-
lage der tatsachlichen Erlése nach Ziffer 5.5 im Ausbildungsverkehr des jeweiligen
Jahres auf die Unternehmen zugeschieden. MaBgeblich ist die Einnahmeaufteilung im
VRR, soweit es nicht zu einer Uberkompensation kommt. Die abschlieBende Mittelzu-
scheidung ist im Fall einer Zuwendung auf den Betrag begrenzt, ab dem eine Uber-
kompensation im Sinne der Ziffer 5 vorliegen wirde.

Far die Ermittlung des verbindlichen ex-ante-Ausgleichs Jedermanntarif gelten fol-
gende Prifungsschritte:
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Ermittlung des Referenztarifs (erstes Ausgleichsjahr - 2023)

Die Korrektur bezieht sich auf die Differenz zwischen den Ist-Erlésen und den fiktiven
Erlésen. Die Ist-Erlse ergeben sich nach Abschluss des Einnahmenaufteilungsverfah-
rens fUr das jeweilige Ausgleichsjahr.

Die fiktiven Erlése ergeben sich aus der Anwendung eines fiktiven, genehmigungs-
fahigen Referenztarifs (siehe Ziffer 1.10). Die auf der Grundlage des Referenztarifs
ermittelten fiktiven Erlése werden zur Verkehrsleistung im Kreisgebiet nach dem jewei-
ligen Linienblndel bzw. Linie (Anlage 2) in Bezug gesetzt (Tarifaquivalent FT = Fiktiver
Tarif). Aus der Differenz des Tarifaquivalents FT und dem Tarifaquivalent der Ist-Erlése
ergibt sich der maximale verbindliche ex-ante-Aus-gleich (Anlage 4).

Ermittlung des Referenztarifs (ab dem zweiten Ausgleichsjahr - 2024)

Dieser maximale verbindliche Ausgleich wird in Abhangigkeit zu den Personenkilome-
tern gewahrt. Fir die Nachfrage wird auf die jeweils letzte verfigbare Z&hlung im VRR
abgestellt. Fir das zweite Ausgleichsjahr wird — in Ermangelung einer aktuellen Zah-
lung — eine Nachfrage von 80% der im Jahr 2017 ermittelten Gesamtnachfrage festge-
legt (Soll-Nachfrage). Sofern aktuelle jahresscharfe Werte verfligbar sind, erfolgt ein
Abgleich von Soll- und Ist-Nachfrage.

Entspricht die Ist-Nachfrage der Soll-Nachfrage oder Ubersteigt die Ist-Nachfrage die
Soll-Nachfrage, bleibt der Ausgleich unveréndert.

Unterschreitet die Ist-Nachfrage die Soll-Nachfrage, erfolgt eine Anpassung des ver-
bindlichen ex-ante-Ausgleichs um den Wert der Unterschreitung. Die Einzelheiten er-
geben sich aus Anlage 4.

Beriicksichtigung ausgefallener Fahrten:
Im Rahmen des verbindlichen ex-ante-Ausgleichs erfolgt eine Korrektur bei ausgefal-
lenen Fahrten. Hierzu ist der ex-ante-Ausgleich folgendermafen korrigieren:

o Weicht der Umfang der Verkehrsleistung im Ausgleichsjahr von der notwendi-
gen Verkehrsleistung nach unten ab, so erfolgt eine Kiirzung entsprechend des
Tarifaquivalents je nicht erbrachter Personenkilometer. MaBgeblich ist der
Durchschnittswert im Geltungsbereich der allgemeinen Vorschrift.

o Weicht der Umfang der Verkehrsleistung im Ausgleichsjahr von der notwendi-
gen Verkehrsbedienung nach oben ab, so sind diese nach MalBgabe der Ziffer
4 berlcksichtigungsfahig.

Beriicksichtigung hdherer Leistungsstandards:

Der verbindliche ex-ante-Ausgleich kann den Wert des vorlaufigen ex-ante-Ausgleichs
Ubersteigen, sofern das Unternehmen hdhere Leistungsstandards erbracht hat, der
Kreis der Anwendung dieser Leistungsstandards vor dem Ausgleichsjahr zugestimmt
hat und das Unternehmen im Rahmen des Antrags auf verbindlichen ex-ante-Aus-
gleich die hierdurch entstandenen Mehraufwendungen sowie etwaige ersparte Auf-
wendungen prifféhig und fristgerecht vorgelegt hat (Ziffer 6).

Der verbindliche ex-ante-Ausgleich je Unternehmen kann tiber dem vorlaufigen ex-
ante-Ausgleich liegen. Die Summe des verbindlichen ex-ante-Ausgleichs aller Unter-
nehmen ist grundsatzlich auf den Gesamtausgleich geman Ziffer 1.9 begrenzt. Uber-
schreiten die rechnerischen Ausgleichsbetrage in Summe den Gesamtausgleich, so
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erfolgt eine anteilige Klirzung entsprechend dem Umfang der Verkehrsleistung in Fahr-
plankilometern (Fpl/km) und Linienblndel bzw. Linie. Der Gesamtausgleich erhéht
sich, sofern héhere Leistungsstandards berlcksichtigt werden, um den Wert des vom
Kreis im Rahmen der Prifung des verbindlichen ex-ante-Ausgleichs ermittelten tat-
sachlichen Zusatzbedarf unter Berticksichtigung der unterstellten Nachfrage. Der ver-
bindlichen ex-ante-Ausgleich ist fir die Durchfiihrung der Uberkompensationskon-
trolle maBBgeblich.

Kann keine Ermittlung des verbindlichen ex-ante-Ausgleichs erfolgen, weil die beschei-
nigte Einnahmenaufteilung durch die an der Einnahmenaufteilung beteiligten Unterneh-
men nicht bis zum 31.10. des dritten, auf das Ausgleichsjahr folgenden Jahres (n + 4)
vorgelegt wurde bzw. keine flr das Verkehrsgebiet und den jeweiligen Antragsteller
schlissigen Nachfragedaten vorliegen, so bleibt es fir die Bemessung des ex-ante-Aus-
gleichs bei dem vorlaufigen ex-ante-Ausgleich.

4. Leistungsverdanderungen, Betreiberwechsel

4.1

4.2

Die Rahmenvorgaben fiir das OPNV-Angebot ergeben sich aus dem jeweils gliltigen Nah-
verkehrsplan des Kreises Wesel. Sofern es zu Leistungsveranderungen von mehr als +/-
5 % zum Antrag flr das jeweilige Ausgleichsjahr kommt, welche im Rahmen der ausrei-
chenden Verkehrsbedienung durch den Kreis als notwendig angesehen werden, so erfolgt
eine Anpassung des vorlaufigen ex-ante-Ausgleichs nach MaBgabe des durchschnittli-
chen Tarifausgleichs je Fahrplankilometer in der jeweiligen Verkehrsart. Uber die Ande-
rung des vorlaufigen ex-ante-Ausgleichs hat der Kreis innerhalb von zwélf Wochen nach
Beantragung durch das Unternehmen zu entscheiden.

Bei Betreiberwechsel stellt der Kreis dem Neubetreiber auf der Grundlage der ausreichen-
den Verkehrsbedienung geman Anlage 4 den durchschnittlichen Ausgleich je Fahrplan-
kilometer zur Verfligung. Wechselt im Laufe des Wirtschaftsjahres der Inhaber einer Lini-
enverkehrsgenehmigung, ist das einzelne Unternehmen berechtigt, fir den Zeitraum des
Bestandes und der Nutzung der Genehmigung Ausgleichsmittel nach dieser allgemeinen
Vorschrift zu erhalten, soweit diese nicht schon nach Ziffer 9.4 verausgabt worden sind.

5. Vermeidung der Uberkompensation (ex-post-Kontrolle)

5.1

5.2

5.3

Zur Vermeidung einer Uberkompensation stehen dem Unternehmen die Vorauszahlungen
aufgrund der ex-post-Abrechnung nur in der Héhe zu, die nicht zu einer Uberkompensa-
tion im Sinne von Ziffer 2 des Anhangs VO (EG) Nr. 1370/2007 bei dem Unternehmen
fihren. Der Ausgleichsbetrag darf den tatsachlichen héchstzulassigen Finanzierungsbe-
trag (Ziffer 5.2) und den finanziellen Nettoeffekt (Ziffer 5.3) nicht Ubersteigen.

Der in der Abschlussrechnung nach Anlage 6A Anhang 2 Ziffer 2 errechnete Ausgleichs-
betrag fir den Ausbildungstarif darf den sich auf Grundlage der tatséchlichen Erléssitua-
tion ergebenden tatsachlichen héchstzulassigen Finanzierungsbetrag nach Anlage 6A
Anhang 2 Ziffer 3 nicht Gberschreiten.

Die Hbhe der Ausgleichsbetrage darf den Betrag nicht lberschreiten, der dem finanziel-
len Nettoeffekt der Summe aller (positiven oder negativen) Auswirkungen der Erfiillung
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gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen auf die Kosten und Erlése des Finanzierungsemp-
fangers entspricht (vgl. Anhang zur VO [EG] Nr. 1370/2007). Zur Berechnung des finan-
ziellen Nettoeffekts werden von den nachgewiesenen Kosten, die in Verbindung mit einer
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung entstehen, zunachst alle quantifizierbaren positiven
finanziellen Auswirkungen abgezogen, die innerhalb oder auBBerhalb des Netzes bzw. Li-
nienblndels entstehen, in dessen Rahmen die gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen er-
flllt werden. Vom verbleibenden Betrag werden die Erlése abgezogen, die in Erflllung der
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung entstehen. Der Restbetrag wird um den Betrag er-
héht, der einem angemessenen Gewinn aus dem Restbetrag entspricht. Die Einzelheiten
ergeben sich aus Anlage 5.

Berlcksichtigungsfahig sind lediglich die Ist-Kosten des Unternehmens, die fir die Erbrin-
gung der fahrplanmaBigen Verkehrsleistung notwendig sind, fir die die VRR-Tarife im
Sinne von Ziffer 1.3 Giiltigkeit besitzen (maBgebliche Kosten). Dies richtet sich nach
den jeweils geltenden Tarifbestimmungen des VRR. Beriicksichtigt werden die veroffent-
lichten fahrplanmaBig eigenwirtschaftlich erbrachten Betriebsleistungen nach §§ 42 und
43 Nr. 2 PBefG im Busverkehr. RegelméaBige Einsatzfahrten und Verstarkungsfahrten
werden ebenfalls beriicksichtigt. Nicht berlcksichtigungsfahig sind die Kosten des Unter-
nehmens, die fir Nahverkehrsleistungen entstehen, fir die die VRR-Fahrscheine keine
Gultigkeit besitzen oder die vom Unternehmen eingeflihrt wurden, ohne dass diese Leis-
tungen als ausreichende Verkehrsbedienung im Nahverkehrsplan und in Anlage 3 doku-
mentiert sind oder der Kreis diesen zusatzlichen Leistungen zugestimmt hat. Einvernehm-
liche Leistungs&nderungen werden in Anlage 2 und in Anlage 4 dokumentiert.

Als Erlése sind Einnahmen aus Tarifentgelten und alle anderen Einnahmen zu bertick-
sichtigen, die im Rahmen der zeitlichen und raumlichen Geltung der Tarife in Erfillung der
jeweiligen gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung geman Ziffer 1.3 erzielt werden (maB-
gebliche Erlése).

Zur Erfillung der europarechtlichen Transparenzvorgaben ist von dem Unternehmen eine
Trennungsrechnung auf der Grundlage des internen Rechnungswesens vorzuhalten
(Anlage 5). Fir alle Unternehmen gelten die Standards zur Kontentrennung geman VO
(EG) Nr. 1370/2007. Die Unternehmen, die einen Ausgleich fir die Erfillung von gemein-
wirtschaftlichen Verpflichtungen erhalten, weisen in ihrer Rechnungslegung getrennt aus,
welche Kosten ihnen durch die Erflllung der betreffenden gemeinwirtschaftlichen Ver-
pflichtung geman Ziffer 1.3 entstanden sind, welche zusétzlichen Erldse, die nicht schon
in den Parametern berlcksichtigt wurden, sie aufgrund der Erfillung dieser Verpflichtung
erzielt haben und welche Ausgleichsleistungen erfolgt sind.

Als Durchfiihrungsvorschriften flir die Aufteilung der Kosten sind die Anforderungen
nach Anlage 5 zu beachten; fir die Aufteilung der Einnahmen aus dem Fahrscheinverkauf
geman Art. 4 Abs. 2 VO (EG) Nr. 1370/2007 werden die Regelungen des VRR-Einnah-
meaufteilungsvertrages und der VRR-Einnahmeaufteilungsrichtlinie in der jeweils gelten-
den Fassung festgelegt.

Im Rahmen der Ausgleichsleistung steht den Unternehmen ein angemessener Gewinn-
zuschlag zu, der sich geman Ziffer 6 des Anhangs der VO (EG) Nr. 1370/2007 ermittelt.
Der angemessene Gewinn darf 4,75 % bezogen auf den Umsatz im Fahrgast-markt (d.h.
ohne Ausgleich aus der allgemeinen Vorschrift) in Erfallung der gemeinwirtschaftlichen
Verpflichtungen nicht Ubersteigen.
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5.9 Ergibt sich aus der ex-post-Berechnung ein héherer ausgleichsféhiger Betrag als der ge-
maf Ziffer 3 ermittelte verbindliche ex-ante-Ausgleich, besteht kein Anspruch des Un-
ternehmens auf Ausgleich des Differenzbetrages. Ziffer 5 dieser Satzung bleibt unberlhrt.
Die Summe aller Zahlungen des verbindlichen ex-ante-Ausgleichs ist auf den Gesamtaus-
gleich geman Ziffer 1.9 begrenzt.

6. Anreizsystem fiir eine wirtschaftliche Geschaftsfiihrung

6.1 Liegen die Ist-Kosten eines Unternehmens héher als die nach Ziffer 3.1.2 ermittelten Soll-
Kosten, werden im Rahmen der nach Ziffer 5 erforderlichen ex-post-Kontrolle nur die er-
mittelten Soll-Kosten zu Grunde gelegt. Ein Ausgleich auf Grundlage der héheren Kosten
erfolgt nicht.

6.2 6.2 Liegen die Ist-Kosten eines Unternehmens niedriger als die nach Ziffer 3.1.2 ermittel-
ten Soll-Kosten, werden im Rahmen der nach Ziffer 5 erforderlichen ex-post-Kontrolle die
Ist-Kosten zu Grunde gelegt. Ein Ausgleich erfolgt nur auf Grundlage der niedrigeren Kos-
ten. Als Bonus verbleiben dem Unternehmen 50 % der Differenz zwischen seinen tatsach-
lich niedrigeren Kosten und den indizierten Kosten. Im ersten und zweiten Anwendungs-
jahr (2023, 2024) bestimmen sich die Soll-Kosten nach dem Indexverfahren.

6.3 Die Bonuszahlung ist auf einen Wert von maximal 5 % des Ausgleichs je Linienbindel
bzw. Linie im Kreis ohne Beriicksichtigung des Bonus begrenzt, um eine etwaige Uber-
kompensation zu vermeiden. Ein etwaiger Bonus wird fir die folgende ex-ante-Berech-
nung nicht berdcksichtigt.

7. Anreizsystem fir den Einsatz emissionsfreier Fahrzeuge

Sofern die Unternehmen hdhere qualitative Standards erbringen als die, die flr die Bemes-
sung des Referenztarifs maBgeblich sind (Ubererfiillung), kann ein fiktiver Tarifaufschlag ge-
wahrt werden, welcher zuzliglich des Referenztarifs (Ziffer 3.2) gewahrt wird und zu einer
Anpassung des Gesamtausgleichs (Ziffer 1.9) fihrt. Hierzu hat das Unternehmen die ange-
strebte Ubererfiillung der Emissionsstandards und die hierauf zuriick-zufiihrenden erwarteten
spezifischen Mehrkosten fir Fahrzeuge und ortsfeste Infrastruktur abzlglich der ersparten
Aufwendungen priffahig im Rahmen des vorlaufigen ex-ante-Antrages beim Kreis anzumel-
den und nach Abschluss des Ausgleichsjahres im Rahmen des verbindlichen ex-ante-Antra-
ges pruffahig zu dokumentieren. Der fiktive Klimazuschlag wird in Abhangigkeit der Nachfrage,
bemessen in Personenkilometern gewahrt. Berlcksichtigungsfahig sind nur Emissionsstan-
dards, die im Einklang mit den Vorgaben des Nahverkehrsplans und den politischen Zielen zur
Klimaneutralitédt im Einklang stehen und denen der Kreis im Rahmen des vorlaufigen ex-ante-
Antrags zuvor ausdriicklich nach Art und Umfang zugestimmt hat (Anlage 8).

8. Erklarungen (ex-post-Kontrolle)

8.1 Der Wirtschaftsprifer des Unternehmens oder eine vom Kreis anerkannte Person oder
Stelle prift und erkléart den Uberkompensationsnachweis nach Anlagen 5, 7.

Die far die ex-post-Kontrolle erforderlichen Angaben legt der Wirtschaftsprifer oder eine
vom Kreis anerkannte Person oder Stelle dem Kreis oder einem von ihm benannten Wirt-
schaftsprifer offen, ebenso alle Zahlen, welche der Kreis flir die Kontrolle der Uberkom-
pensationsprifung benétigt.
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Das Unternehmen erklart im Rahmen des Uberkompensationsnachweises, in welchem
Umfang die notwendige Verkehrsleistung (Anlage 2) eingehalten wurde, Abweichungen
aufgrund von Leistungsveranderungen in Fahrplankilometern eingetreten sind (Ziffer 4.1),
ob die Tarifvorgaben (Anlage 1) und die Qualitdtsvorgaben (Anlage 3) eingehalten wor-
den sind.

Das Unternehmen legt die vom Wirtschaftsprifer oder einer vom Kreis anerkannten Per-
son oder Stelle geman Ziffer 8 erstellten Erklarungen und Bescheinigungen (Anlage 5)
dem Kreis zur Prifung vor. Der Kreis kann sich zur administrativen Bearbeitung eines
Dritten bedienen.

DarUber hinaus gewéahren die Unternehmen der 6rtlichen Rechnungsprifung oder einem
vom Kreis beauftragten Wirtschaftsprifer ein uneingeschranktes Einsichts- und Prifungs-
recht in Bezug auf Kosten und Ertrage der maBgeblichen Verkehre. Das Einsicht- und
Prifungsrecht ist fir einen Zeitraum von zehn Jahren ab Bewilligung zu gewahren, dafir
erforderliche Daten und Unterlagen sind mindestens fir diesen Zeitraum vorzuhalten.

9. Bewilligungsverfahren, Auszahlung, Riickzahlungsverpflichtung

9.1

9.2

9.3

9.4

9.5

9.6

Die Bewilligung der Ausgleichsleistung erfolgt jeweils durch Erlass eines schriftlichen Be-
scheides. In diesem Bescheid wird der auf das Unternehmen fir das jeweilige Foérderjahr
entfallende Ausgleich festgelegt. Hierzu ergehen folgende Bescheide:
- vorlaufiger Zuwendungsbescheid (Ziffer 3.1),
- verbindlicher Bescheid ersetzt den vorlaufigen Bescheid nach Abschluss des Aus-
gleichsjahres (Ziffer 3.2),
- vorlaufiger Bescheid Uber den Umfang des fiktiven Klimazuschlages (Ziffer 7),
- verbindlicher Bescheid ersetzt den vorlaufigen Bescheid Uber den Umfang des fik-
tiven Klimazuschlages nach Abschluss des Ausgleichsjahres (Ziffer 7),
- verbindlicher Bescheid nach Abschluss der Uberkompensationspriifung (Ziffer 5).

In den Bescheiden wird die Erflllung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen geman
Ziffer 1 und die Einhaltung der Voraussetzungen gemas Ziffer 3 bis 7 zur Bedingung fir
die Gewahrung der Zuwendung gemacht.

Fir die Anwendung des Ausbildungstarifs geltenden folgende Auszahlungsregelungen:
70 vom Hundert der Pauschale werden zum 15.05., die restlichen 30 vom Hundert zum
15.10. des jeweiligen Férderjahres aufgrund der Prognose ausgezahilt.

Far die Anwendung des Jedermanntarifs leistet der Kreis Vorauszahlungen (vorlaufige ex-
ante-Zahlungen) in H6he von 90% quartalsweise zum 20.02., 20.05., 20.08. und 20.11.
eines Jahres an die Unternehmen zu vier gleichen Teilen. Eine Verrechnung von Uber-
zahlungen mit den Vorauszahlungen des Folgejahres erfolgt nicht.

Bis zum 15.12. des Folgejahres hat das Unternehmen eine Bestatigung des Wirtschafts-
prufers des Unternehmers oder einer vom Kreis anerkannten Person oder Stelle tiber den
Einsatz der Mittel aus der allgemeinen Vorschrift im Wege der Trennungsrechnung (An-
lage 5) dem Kreis vorzulegen.

Die Endabrechnung durch den Kreis soll innerhalb von 3 Monaten nach Vorlage der voll-
sténdigen pruffahigen Unterlagen nach Ziffer 8 erfolgen.

13



Allgemeine Vorschrift Kreis Wesel

9.7 Eine Riickzahlung des Uberzahlungsbetrages erfolgt nach MaBgabe der jeweils aktuellen
Mitteilungen der Kommission (2019/C 247/01). Fir die Verzinsung ist auf den Zeitpunkt
der ersten Uberzahlung abzustellen. Die Verzinsung ist auf den Wert der Uber-zahlung
begrenzt. Eine Verrechnung kann mit der nédchsten Auszahlung erfolgen.

10. Umsatzsteuer

Der Kreis geht davon aus, dass der Ausgleich nach dieser allgemeinen Vorschrift nicht der
Umsatzsteuer unterliegt. Sollte sich entgegen der diesbezliglichen Rechtsauffassung der
Verwaltung etwas Anderes ergeben, schuldet der Kreis den Ausgleich zuztglich der Um-
satzsteuer fir den Geltungszeitraum ab Erhebung der Umsatzsteuer.

11. Schlussbestimmungen und Sonstiges

11.1  Die Verwaltung des Kreises wird ermachtigt, eine Aktualisierung der Anlage 2 in Bezug
auf die notwendige Verkehrsleistung vorzunehmen., Ferner wird die Verwaltung erméach-
tigt, den Angemessenheitswert mit der durchschnittlichen Reisegeschwindigkeit je Ver-
kehrsart festzulegen. Der jeweils aktuelle Wert ergibt sich aus Anlage 4. Hierzu wird die
Anlage 4 drei Monate vor dem Ausgleichsjahr vom Kreis aktualisiert. Dies umfasst auch
eine Anpassung der H6he der Ausgleichszahlungen. Bei der Festlegung des Angemes-
senheitswertes sollen inflationsbedingte Kostenentwicklungen und Vorgaben des Kreises
Berlcksichtigung finden. Redaktionelle Anpassungen der allgemeinen Vorschrift und de-
ren Anlagen kénnen durch die Verwaltung vorgenommen werden. Die zustédndigen politi-
schen Gremien des Kreises Wesel sind Uber die Anpassungen zu informieren.

11.2  Sollten gesetzliche Regelungen abweichende Regelungen zu dieser allgemeinen Vor-
schrift treffen, die nicht dispositiv sind, gehen diese den Regelungen dieser Vorschrift vor.

11.3 Diese allgemeine Vorschrift wird nach ihrer Verabschiedung durch den Kreistag des
Kreises Wesel nach MafB3gabe der geltenden Hauptsatzung bekannt gemacht. Dartber
hinaus wird die allgemeine Vorschrift auf der Internetseite des Kreises Wesel eingestellt.

11.4 Diese Neufassung der allgemeinen Vorschrift gilt mit Wirkung vom 01.01.2023
01.01.2023. Es besteht kein Vertrauensschutz der Unternehmen darauf, dass die allge-
meine Vorschrift unbegrenzt fortgefiihrt wird. Sofern eine Anderung der Ausgleichssyste-
matik durch den Kreis vorgesehen ist, soll diese der gesetzlichen Intention des § 8 Abs. 4
PBefG Rechnung tragen.

11.5 Auf die gemanB Art. 7 Abs. 1 der VO (EG) 1370/2007 erforderliche Verdffentlichung von
bestimmten Daten der Unternehmen wird hingewiesen. Das Unternehmen kann sich in-
soweit nicht auf eine Vertraulichkeit seiner Angaben berufen. Insbesondere liegt der De-
taillierungsgrad der vom Kreis im Rahmen der nach Art. 7 Abs. 1 der VO (EG) 1370/2007
zu machenden Angaben im eigenen Ermessen. Das Unternehmen hat an der ordnungs-
gemaBen Verdffentlichung nach Art. 7 Abs. 1 der VO (EG) 1370/2007 durch die Bereit-
stellung der erforderlichen Daten (auch im Nachhinein) mitzuwirken.
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Allgemeine Vorschrift Kreis Wesel

Anlagen der allgemeinen Vorschrift (aV)

Anlage 1: MaBgeblicher Tarif (Héchsttarif)

Anlage 2: Verkehrsleistungen

Anlage 3: Qualitédtsstandards

Anlage 4: Ubersicht der Ausgleichszahlungen und Berechnungsverfahren
Anlage 5: Durchfiihrungsvorschriften und Trennungsrechnung

Anlage 6: ex-ante-Antrage

Anlage 6A: ex-ante-Antrage Ausbildungstarif

Anlage 6B: ex-ante-Antrage Jedermanntarif

Anlage 7: ex-post Antragsunterlagen und Nachweise

Anlage 8: Klimastandards: Leitlinien zur Weiterentwicklung des OPNV

Anmerkung: In dem Wortlaut der allgemeinen Vorschrift werden geschlechtsneutrale Formu-
lierungen bevorzugt oder Geschlechter gleichberechtigt erwéhnt. Wo dies aus Grinden der
Lesbarkeit unterbleibt, sind ausdrticklich stets alle Geschlechter angesprochen.
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Anlage 1 zur allgemeinen Vorschrift Kreis Wesel
Stand: 04.11.2022

Anlage 1 aV
MaBgeblicher Tarif (Hochsttarif)

Das komplette VRR-Tarifwerk ist im Internetauftritt der VRR abrufbar (www.vrr.de)
verflgbar.

Mit der Anwendung des Héchsttarifs ergeben sich folgende Verpflichtungen:

a) die Beférderung von Fahrgésten im Verkehr mit StraBenbahnen und Obussen, im
Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen nach § 42 und § 43 Nr. 2 PBefG mit Quelle und Ziel
im Verbundgebiet zu den jeweils von den Genehmigungsbehdrden zugestimmten
Beférderungsentgelten, Beférderungsbedingungen und Tarifbestimmungen des VRR
Gemeinschaftstarifs fir Zeitfahrausweise des Ausbildungsverkehrs;

b) den Abschluss eines Kooperationsvertrages oder ausnahmsweise im Falle
geringfugiger Verkehrsleistungen im Ubergangsbereich (ein- und ausbrechender
Verkehr) einen Assoziierungsvertrag mit der VRR A6R, soweit es den VRR-Tarif
betrifft;

c) die Teilnahme am Einnahmeaufteilungsverfahren im VRR nach MaBgabe der
entsprechenden Vertrage.
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Anlage 2 zur Allgemeinen Vorschrift Kreis Wesel

Verkehrsleistung

Anlage 2 aV

Verkehrsleistungen

Die Allgemeine Vorschrift findet auf folgende Linien Anwendung. Die Tabellen geben alle
Linien des Kreises Wesel entsprechend ihrer Zuordnung zu Linienblndeln wieder, soweit sich
die Linien in der Zusténdigkeit des Kreises Wesel befinden.

Linienbiindel Rhein-Ruhr

Liniennummer

Bezeichnung

SB 10

Kamp-Lintfort — Neukirchen-Vluyn — Moers-Hulsdonk —
Duisburg Hauptbahnhof und zurtick

SB 30 Duisburg Hauptbahnhof — Moers — Kamp-Lintfort — Geldern
Bahnhof und zuriick

16 Voerde-Spellen — Friedrichsfeld — Rathausplatz — Voerde Altes
Rathaus und zuriick

17 Oberlohberg — Hiesfeld — Dinslaken-Bahnhof — Dinslakener
Bruch und zurtick

19 Lohberg — Dinslaken Bahnhof — Averbruch und zurick

25 Gewerbegebiet Std — Dinslaken-Hiesfeld — Méllen — Voerde-
Friedrichsfeld und zuriick

26 Barmingholten — Hiesfeld — Dinslaken und zurlick

37 Wesel — Alpen — Sonsbeck und zurilick

81 Wesel- Friedrichsfeld — Spellen — Mehrum — Léhnen — Voerde
und zuruck

82 Wittenberg — Schepersfeld — Wesel MartinistraBe und zurlick

83 Wittenberg — Fusternberg- Wesel Bahnhof — Lackhausen und
zurick

84 Wittenberg — Lauerhaas — Wesel Bahnhof — Fliren — Bislich —
(Rees-Haffen) und zuriick

85 Wittenberg — Lauerhaas — Wesel Bahnhof — Feldmark — Fliiren
und zuruck

86B Hamminkeln-Mehrhoog Bahnhof — Wesel-Bislich — Rees und
zurdck

89 Schepersfeld — Wesel-Schulzentrum Nord und zurlick

96 Wesel — Blumenkamp — Hamminkeln — Wertherbruch/Briinen
und zuruck

915 Dinslaken-Lohberg — Dinslaken Bahnhof — Duisburg-Walsum
und zurlck

918 Voerde — Voerde-Mbllen — Dinslaken Bahnhof — Dinslaken-
Hiesfeld — Oberhausen-Holten und zuriick

921.2 Wesel Moers — Duisburg-Rheinhausen — Hochfeld — Stadtmitte —
Duisburg Hauptbahnhof Osteingang und zuriick

929 /29 EG Duisburg Hauptbahnhof — Duisburg-Homberg — Moers-

Neukirchen-Viuyn und zurlick

AST Hamminkeln 1

Hamminkeln — Hilshorst — Mehrhoog

AST Hamminkeln 2

Hamminkeln — Briinen — Unterbauernschaft
Mariental — Havelich — Nordbrock

AST Hamminkeln 3

Hamminkeln — Loikum — Wertherbruch




Fahrplankilometer im jeweiligen Kalenderjahr

Liniennummer

Bezeichnung

AST Hamminkeln 4

Hamminkeln — Ringenberg — Dingden

AST Wesel 1 Wesel — Lackhausen — Blumenkamp

AST Wesel 2 Wesel — Bislich

Burgerbus Loikum- Hamminkeln — Wertherbruch — Bocholt und zurtiick
Wertherbruch

Blrgerbus Mehrhoog

Mehr — Mehrhoog — Hamminkeln und zurlck

Burgerbus Briinen

Hamminkeln — Briinen — Marienthal — Havelich — Briinen und
zurlick

Linienbiindel Linker Niederrhein:

Liniennummer

Bezeichnung

SB 70 (in Planung)

Kamp-Lintfort — Rheurdt — Aldekerk und zurick

SB 80

Moers — Duisburg-Rumeln — Krefeld-Uerdingen und zurick

1

Kamp-Lintfort — Rheinberg und zurlck

2 Neues Rathaus — Gestfeld — Geisbruch — Waldfriedhof —
Kamperbrick und zuriick

3 Moers — Moers-Hulsdonk — Moers-Kapellen — Moers-Vennikel —
Duisburg- Kaldenhausen und zuriick

4 Moers-Repelen — Moers-Eick — Moers-Meerbeck — Moers-
Hullsdonk und zuriick

6 Vluyn — Neukirchen — Niep — Luit — (Moers-Kapellen) und
zurdck

8 Vierbaum — Budberg — Rheinberg und zurlick

9 Alpen — Dript — Millingen — Rheinberg und zurlick

38 Rheinberg Bahnhof — Annaberg — Alpsray — Millingen — Alpen
und zurlick

39 Alpen — Rheinberg-Millingen — Kamp-Lintfort und zurtick

41 Xanten — Veen — Alpen und zurlick

43 Xanten — Sonsbeck-Labbeck — Uedem und zuriick

911 Kamp-Lintfort — Moers — Duisburg-Homberg — Duisburg-Ruhrort
und zurlick

912 Neukirchen-Vluyn — Moers — Duisburg-Homberg — Duisburg-
Rheinhausen und zuriick

913 Moers-Hulsdonk — Duisburg-Baerl — Orsoy — Rheinberg —
Annaberg und zurlick

914 Moers — Moers-Schwafheim — Duisburg-Rheinhausen und
zurick

SL 40 Littingen — Xanten Bahnhof — Hochbruch und zuriick

SL 42 Xanten — Wardt — Vynen — Marienbaum — Obermérmter —

Kalkar und zuriick

Blrgerbus Rheinberg

Wallach — Borth — Ossenberg — Millingen — Rheinberg —
Budberg — Orsoy

Blrgerbus Alpen

Alpen — Bdnninghardt — Veen — Xanten und zurlck

Burgerbus Sonsbeck

Veen — Sonsbeck — Labbeck — Xanten und zuriick

Burgerbus Menzelen

Menzelen-Ost — Alpen und zurlick

Linienbiindel Uberland:

Liniennummer

Bezeichnung

SB3

Dinslaken — Hiinxe — Wesel und zurlick
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Fahrplankilometer im jeweiligen Kalenderjahr

Liniennummer

Bezeichnung

SB 6 Wesel — Xanten und zuriick

SB7 Geldern — Alpen — Wesel und zuriick

62 Hamminkeln — Dingden — Schermbeck und zurlick
63 Wesel — Rees — Empel und zurlick

64 Bocholt — Hamminkeln — Wesel und zurlick

65 Xanten — Alpen — Rheinberg und zurlck

66 Wesel — Xanten und zuriick

67 Geldern — Alpen — Wesel und zurlck

68 Moers — Rheinberg — Wesel und zuriick

71 Dinslaken — Hiinxe — Schermbeck — Raesfeld und zuriick
72 Wesel — Hamminkeln — Raesfeld und zuriick

75 Dinslaken — Hinxe und zurtick

80 Wesel — Voerde — Hlinxe und zurtick

98 Hinxe Busbahnhof — Dinslaken Bahnhof und zuriick
293 Raesfeld — Schermbeck — Dorsten und zurlick

299 (ex SB 21)

Schermbeck — Dorsten und zurlick

Blrgerbus Hinxe

Voerde — Bucholtwelmen — Hiinxe Busbahnhof — Drevenack
und zuriick

VRR-Schnellbus-Konzept

Liniennummer

Bezeichnung

X05 Wesel — Schermbeck — Dorsten und zurlick
X27 Kleve — Kalkar — Xanten — Wesel und zuriick
X28 Goch — Uedem — Xanten — Wesel und zuriick

Die fahrplanmaBigen Verkehrsleistungen ergeben sich fir das jeweilige Kalenderjahr wie folgt:

Startseite | Verkehrsverbund Rhein-Ruhr (vrr.de)

Die Zuordnung interkommunaler Verkehre erfolgt durch eine Abstimmung zwischen den
beteiligten OPNV-Aufgabentragern. Hierzu sind bei Bedarf Abstimmungen mit den
angrenzenden Kreisen und kreisfreien Stédten zu treffen. Die nachfolgende Tabelle bietet
einen Uberblick Gber die Linien, die den Kreis Wesel beriihren, jedoch in die federfilhrende
Zustandigkeit der Nachbaraufgabentrager fallen.

Linien-Nr. Betroffene Gebiete Federfihrer

7 LOOK Kamp-Lintfort — Rheurdt — Neukirchen- | Kreis Kleve
Vlyun — Moers und zurlick

27 LOOK Sonsbeck — Kevelaer und zuriick Kreis Kleve

32 LOOK Moers — Kamp-Lintfort — Issum — Kreis Kleve
Geldern und zurlick

36 LOOK Geldern — Sonsbeck — Xanten und Kreis Kleve
zurick

37A NIAG Wesel — Alpen — Sonsbeck und zuriick | Kreis Kleve

SL 42A NIAG Xanten — Wardt — Vynen — Kreis Kleve
Marienbaum — Obermdérmter — Kalkar
und zurlick
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Fahrplankilometer im jeweiligen Kalenderjahr

Linien-Nr. Betroffene Gebiete Federfiihrer

44 BVR Xanten — Kalkar — Kleve und zurlick Kreis Kleve

86A LOOK Hamminkeln-Mehrhoog Bahnhof — Kreis Kleve
Wesel-Bislich — Rees und zurlick

95 LOOK Rees — Haldern — Wertherbruch — Kreis Kleve
Loikum — Mussum — Bocholt und
zurlck

BB Uedem Uedem — Kirsel — Keppeln — Uedem — | Kreis Kleve
Uedemerbruch — Labbeck und zuriick

921.1 DVG Moers — Duisburg-Rheinhausen — Stadt Duisburg
Hochfeld — Stadtmitte — Duisburg
Hauptbahnhof Osteingang und zurlick

NE 3 DVG Dinslaken Bahnhof — Duisburg-Walsum | Stadt Duisburg

— Fahrn — Marxloh — Hamborn —
Meiderich — Duisburg Hauptbahnhof
Osteingang und zurtick

Strab 903 DVG

Dinslaken Bahnhof- Duisburg-Walsum
— Hamborn — Meiderich — Stadtmitte —
Hochfeld — Wanhiem — Duisburg-
Hittenheim und zuriick

Stadt Duisburg

NE 6 SWK Meerbusch-Bésinghoven — Krefeld- Stadt Krefeld / Neuss
Oppum — Krefeld Hauptbahnhof —
Krefeld-Traar — Moers Bahnhof und
zurlck

052 SWK Krefeld-Oppum — Krefeld Stadt Krefeld
Hauptbahnhof — Traar — Kapellen —
Moers Bahnhof und zuriick

060 SWK Krefeld-Fischeln — Krefeld Stadt Krefeld
Hauptbahnhof — Krefeld-Hulser Berg
und zurick

076 BVR Krefeld — Neukirchen-Viuyn — Kamp- Stadt Krefeld
Lintfort und zuriick

SB 18 BVR Schermbeck Rathaus — Dorsten ZOB Kreis Recklinghausen
und zurick

954 STOAG Sterkrade Bahnhof — Biefang — Holten | Stadt Oberhausen
— Schmachtendorf — Friedensdorf —
Hirschkamp und zuriick

NE 4 STOAG Heinrich-Boll-GS — Holten — Dinslaken | Stadt Oberhausen

Surmann — Sterkrade Bahnhof und
zurlick
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Anlage 3 zur Allgemeinen Vorschrift Kreis Wesel
Qualitatsstandards Stand: 17.11.2022

Anlage 3 aV
Qualitatsstandards

Die im Nahverkehrsplan des Kreises Wesel festgelegten Vorgaben fir die Erbringung der Ver-
kehrsleistungen sind zu gewahrleisten.

Weiter Anforderungen ergeben sich aus den beigefligten Beschllssen zur Klimaneutralitat
des Kreises.




Anlage 4 zur allgemeinen Vorschrift Kreis Wesel

Stand: 12.12.2024

Anlage 4 aV
Ubersicht der Ausgleichszahlungen und Berechnungsverfahren

Die Ermittlung der fUr die Ausgleichszahlungen maBgeblichen Soll-Kosten erfolgt geman Ziffer 3.1.2 der

aVv.

Ermittlung der Angemessenheitswerte
Vorlaufiger ex-ante-Ausgleich
Berechnungsmethodik

Regelung zur Anpassung der Gewinnmarge bei Uberschreitung des Angemessenheitswertes

Zu 1) Ermittlung der Angemessenheitswerte

Im Rahmen der Angemessenheitsprifung gelten folgende Kostensatze in Abhangigkeit zu den nachfol-
gend genannten Verkehrsarten. Fir die Bestimmung der Verkehrsart kommt es darauf an, welcher Ver-
kehrsart die vom Antragssteller erbrachten Verkehre im Gebiet der Geltung der allgemeinen Vorschrift
Uberwiegend zuzuordnen sind (sog. Uberwiegendheitsprinzip). Das richtet sich nach der Anzahl der
Fahrplankilometer je Verkehrsart. Sofern der Unternehmer durch die Anwendung des Uberwiegend-
heitsprinzip besondere Hérte gelten macht, kann auf Antrag des Unternehmens auch eine Betrachtung
der Einzelverkehrsart erfolgen, wobei die Kosten und Erlése durch den Antragssteller nach Verkehrsar-
ten differenziert im Rahmen der Trennungsrechnung dokumentiert werden missen.

Stadtbusverkehre sind solche, welche aufgrund ihrer durchschnittlichen fahrplanméaBigen Rei-
segeschwindigkeit einen Wert von bis zu 26,99 fpl-km/h erzielen. Die fur die Berechnung maf3-
gebliche, durchschnittliche fahrplanméBige Reisegeschwindigkeit betrégt 23,00 fpl-km/h.

Regionalbusverkehre sind solche, welche aufgrund ihrer durchschnittlichen fahrplanméaBigen
Reisegeschwindigkeit einen Wert von 27 fpl-km/h bis 35,99 fpl-km/h erzielen. Die fir die Be-
rechnung mafgebliche durchschnittliche fahrplanméaBige Reisegeschwindigkeit betragt 33,25
fpl-km/h.

Schnellbuslinien sind solche, welche aufgrund ihrer durchschnittlichen fahrplanmaBigen Reise-
geschwindigkeit einen Wert ab 36 fpl-km/h erzielen. Die fur die Berechnung mafBgebliche,
durchschnittliche fahrplanméaBige Reisegeschwindigkeit betrégt 38,25 fpl-km/h.

Bedarfsverkehre sind solche, die nach § 44 und/oder nach §§ 42, 2 Abs. 6, 7 PBefG genehmigt
wurden. Die Vergltung richtet sich nach den Besetztkilometern welche mit dem Kilometerpreis
(Tagespreis) nach der jeweils glltigen Taxisatzung des Kreises multipliziert wird. Der Verkehrs-
unternehmer im Nachweisverfahren die tatsachliche erbrachte Verkehrsleistung (Besetzkilome-
ter) gegenliber dem Landkreis nachweisen. Der Nachweis umfasst mindestens Angaben zum
Abrufungsgrad, den erbrachten Besetztkilometern und dem Besetzgrad je Fahrt.

1.1 Vorgehen zur Ermittlung des Angemessenheitswerts im vorlaufigen Ex-ante-Verfahren fiir
das Ausgleichsjahr (n+1)

Nachfolgende Schritte sind chronologisch durchzufihren.
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Anlage 4 zur allgemeinen Vorschrift Kreis Wesel
Stand: 12.12.2024

1.1.1  Ermittlung des prognostizierten Basis-Angemessenheitswerts

Es wird je Verkehrsart der Ausgangswert aus dem Vorjahr (n-1) herangezogen:

Verkehrsarten Ausgangswert des Jahres 2022
Stadtbusverkehr 5,19 €/km (2021: 4,62 €/km)

Regionalverkehre 4,26€/km (2021: 3,79€/km)

Schnellbusverkehre 4,07€/km (2021: 3,62€/km)

Bedarfsverkehre Jeweils glltige Taxisatzung Kilometerpreis (Tag)

Die Fortschreibung (Prognose) des Ausgangswerts auf das Ausgleichsjahr n+1 wird anhand einer In-
dexentwicklung abgebildet. Fiir folgende Kostenarten kommen differenzierte Indexreihen mit folgender
Gewichtung zur Anwendung:

Kostenart Gewichtung
Personal 55,0 %
Treibstoff 20,0 %
Reparatur 15,0 %
Sonstiges 10,0 %

Die heranzuziehenden Indexreihen pro Kostenart sind dem Punkt 3.2 zu enthehmen.
Es wird die durchschnittliche Indexentwicklung (CAGR) der vergangenen 10 Jahre, basierend auf dem
Jahr n-1, pro Kostenart herangezogen, um aufbauend auf dem Ausgangswert n-1 den prognostizierten
Basis-Angemessenheitswert je Verkehrsart fur das Ausgleichsjahr (n+1) zu ermitteln.

1.1.2 Ermittlung des prognostizierten unternehmensspezifischen Angemessenheitswerts

Der erforderliche Personalaufwand pro Kilometer variiert mit der durchschnittlichen Reisegeschwindig-
keit, da das Fahrpersonal fir die gleiche Strecke unterschiedlich lange eingesetzt werden muss. Der
Angemessenheitswert wird daher an die unternehmensspezifische Reisegeschwindigkeit angepasst.
Dies erfolgt durch die Ermittlung eines Zu- bzw. Abschlags auf den Basis-Angemessenheitswert, wobei
pro Verkehrsart eine eigene Trennungsrechnung vorab durch das Verkehrsunternehmen zu erstellen
ist, sodass der Kostenanteil vom Fahrpersonal verkehrsartenspezifisch berechnet werden kann.

Die Berechnung erfolgt auf Grundlage einer Kombination aus Durchschnittswerten und unternehmens-
individuellen Angaben. Hierzu finden Anwendung:

o der unternehmensindividuelle Anteil des Personalaufwands fir Fahrpersonal an den Gesamt-
kosten, den das Verkehrsunternehmen im Antrag nachweist (= Kostenanteil Fahrpersonal VU).
Zusatzlich sind hierbei die Kosten fiir Fahrpersonal von Subunternehmern voll ansetzbar. Sie
sind sodann zu dem unternehmensindividuellen Anteil des Personalaufwands fiir Fahrpersonal
des VU hinzuzuaddieren. Falls letzterer Wert nicht konkret vorliegt, kann hilfsweise auf die pro-
zentuale Verteilung der Kostenarten aus 1.1.1 zurlickgegriffen werden. Die Gewichtung der un-
ternehmensindividuellen Kosten ergibt sich aus der Trennungsrechnung des Ausgangsjahres
(n-1).

e die unternehmensindividuelle durchschnittliche Ist-Reisegeschwindigkeit des Ausgangsjahres
(n-1) (= @ Geschwindigkeit VU).

o Der prognostizierte Basis-Angemessenheitswert des Ausgangsjahres (n-1) (= Kostensatz) bei
vorab festgelegter durchschnittlicher Reisegeschwindigkeit je Verkehrsart (= @ Geschwindigkeit
Verkehrsart).
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Anlage 4 zur allgemeinen Vorschrift Kreis Wesel
Stand: 12.12.2024

Der Zu- bzw. Abschlag auf den Basis-Angemessenheitswert ergibt sich geman nachfolgender Formel:

@ Geschwindigkeit VU

Zu-/Abschlag = Kostenanteil Fahrpersonal VU * Kilometersatz * [1 - @ Geschwindigkeit Verkehrsart

]

Das Ergebnis ist der prognostizierte unternehmensspezifische Basis-Angemessenheitswert. Er kommt
im Rahmen der vorldufigen ex-ante-Berechnung zum Einsatz.

1.2 Vorgehen zur Ermittlung des Angemessenheitswerts im korrigierten vorldufigen Ex-ante-
Verfahren fiir das Ausgleichsjahr (n+1)

Erfolgt auf Grundlage der Regelungen nach Ziffer 3.3 nach Ablauf des Ausgleichsjahres eine Korrektur
des vorlaufigen ex-ante-Ausgleichs, wird der Angemessenheitswert flr das entsprechende Jahr eben-
falls riickwirkend korrigiert. Erfolgt keine Korrektur, gilt der ermittelte prognostizierte unternehmensspe-
zifische Angemessenheitswert aus 1.1.2 fir das Ausgleichsjahr. Die Korrektur ist wie folgt chronologisch
durchzufihren:

1.2.1  Ermittlung des unternehmensspezifischen Angemessenheitswerts
Es wird der prognostizierte Basis-Angemessenheitswert aus Ziff. 1.1.1 je Verkehrsart herange-
zogen und sodann das Verfahren zum unternehmensspezifischen Zu- oder Abschlag aus Ziff.
1.1.2 angewendet. Dabei sind alle bisherigen Input-Parameter des Ausgangsjahres durch die
Ist-Werte des Ausgleichsjahres zu ersetzen. Es gilt erneut, dass verkehrsartenspezifisch der
Kostenanteil fiir das Fahrpersonal anhand von Trennungsrechnungen je Verkehrsart zu berech-
nen ist.

1.2.2  Ermittlung des korrigierten unternehmensspezifischen Angemessenheitswerts
Im letzten Schritt wird der unternehmensspezifische Angemessenheitswert proportional zur An-
passung der Soll-Kosten die sich im Rahmen der Korrektur des vorlaufigen ex-ante-Ausgleichs
ergeben (d.h. prozentuale Veranderung aus Soll-Kosten im Verfahren vorlaufiger ex-ante-An-
trag zu Soll-Kosten im Verfahren korrigierter vorlaufiger ex-ante-Antrag), angepasst.

1.3 Ermittlung des Ist-Basis-Angemessenheitswert fiir das nachste Ausgleichsjahr (n+2)

Waéhrend des Ausgleichsjahres (n+1) ist auf objektive Weise der Ist-Basis-Angemessenheitswert zu be-
rechnen. Dieser dient als Basis fir das Verfahren zur Ermittlung des prognostizierten unternehmens-
spezifischen Angemessenheitswert (Ziffer 1.1.2) im Folgejahr.

Es ist der Ausgangswert des Ausgangsjahres aus Ziff. 1.1.1 je Verkehrsart heranzuziehen. Zur Fort-
schreibung auf das Folgejahr finden folgende Kostenarten mit Gewichtung Anwendung:

Kostenart Gewichtung
Personal 55,0 %
Treibstoff 20,0 %
Reparatur 15,0 %
Sonstiges 10,0 %

Die zu verwendende Indexreihe pro Kostenart sind Ziff. 3.2 zu entnehmen.
Es wird die tatséchliche Indexentwicklung vom Ausgangsjahr (n-1) zum Antragsjahr (n) pro Kostenart

herangezogen, um aufbauend auf dem Ausgangswert den Ist-Basis-Angemessenheitswert je Verkehrs-
art fir das néchste Ausgleichsjahr (n+2) zu ermitteln.
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Anlage 4 zur allgemeinen Vorschrift Kreis Wesel
Stand: 12.12.2024

Zu 2) Vorlaufiger ex-ante-Ausgleich
Tabelle ,,ex-ante vorldufig n+1 im Kreisgebiet*

Die Tabelle ist vom Aufgabentrager jahrlich anzupassen und zu veréffentlichen.

Kreis Linie/Biindel Verkehrsart | Km-Leis- Gesamtki- | Ex-ante-Ausgleich
tung lometer
Nr. - Einzellinien | - Stadtbus | Fplkm/a (nachricht- | Vorlaufiger | Vorlaufiger
- Linienbin- | - Regio- lich) Ausgleich Ausgleich
del nalbus Jeder- Ausbil-
- Schnell- manntarif dungstarif
bus n+1 (Euro) | n+1 (Euro)
Gesamt- Euro Euro
aus-
| gleich
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Anlage 4 zur allgemeinen Vorschrift Kreis Wesel
Stand: 12.12.2024

Zu 3) Berechnungsmethodik
3.1 Berechnung des vorlaufigen ex-ante-Ausgleichs

Der vorlaufige ex-ante-Ausgleich fir das Ausgleichsjahr (n + 1) wird im Vorjahr, dem Antrags-jahr (n),
berechnet und basiert auf den Ist-Werten geman der Trennungsrechnung des Vorvorjahres, dem Aus-
gangsjahr (n — 1). Die Berechnung stellt ein Verfahren mit mehreren Schritten dar.

Ermittlung der Soll-Kosten
e Als Grundlage dienen die unternehmensspezifischen Kosten gemaf der Trennungs-rechnung
des Ausgangsjahres (n - 1). Wird erstmals ein Verkehr erfasst, ist der Angemessenheitswert
maBgeblich. Sofern die unternehmensspezifischen Gesamtkosten den Angemessenheitswert
Uberschreiten, erfolgt eine proportionale Kirzung der einzelnen Kostenpositionen.

¢ Die unternehmensspezifischen Kosten des Ausgangsjahres (n - 1) werden auf das Ausgleichs-
jahr (n + 1) fortgeschrieben.

¢ Die Kostenfortschreibung erfolgt anhand untenstehender Indizes. Dabei wird zur Prognose der
zum Zeitpunkt der Berechnung noch nicht bekannten (zukiinftigen) Indexentwicklung jeweils
auf die durchschnittliche Indexentwicklung der vergangenen zehn Jahre abgestellt.

o Die entsprechend des vorliegend beschriebenen Vorgehens auf das Ausgleichsjahr fortge-
schriebenen Kosten stellen die Soll-Kosten dar.

Ermittlung der Soll-Erlése
e Als Grundlage dienen die unternehmensspezifischen Erldse gemai der Trennungsrechnung
des Ausgangsjahres (n - 1).

o Die unternehmensspezifischen Erlése des Ausgangsjahres (n - 1) werden auf das Ausgleichs-
jahr (n + 1) fortgeschrieben. Der Ausgleich fir die gemeinwirtschaftliche Verpflichtung nach
dieser allgemeinen Vorschrift (Trennungsrechnung: ,Ausgleich Kreis Wesel (gemeinwirtschaft-
liche Verpflichtung Jedermanntarif)*) wird im Rahmen der Fortschreibung auf null gesetzt, d. h.
er flieBt nicht in die Soll-Erlése ein.

o Die Ausgleichsleistungen im Ausbildungsverkehr werden angerechnet.

Die Fortschreibung der Erlése erfolgt in Bezug auf die erwartete Tarifentwicklung (Tarif-héhe) und der
erwarteten Nachfrage:

¢ Die Erlésfortschreibung erfolgt anhand untenstehender Indizes. Dabei wird zur Prognose der
zum Zeitpunkt der Berechnung noch nicht bekannten (zukiinftigen) Indexentwicklung jeweils
auf die durchschnittliche Indexentwicklung der vergangenen zehn Jahre abgestellt.

o Bevodlkerungsentwicklungen: diese werden individuell nach den vorliegenden Prognosen fir
den jeweiligen Kreis angesetzt und zugeordnet.

o Die entsprechend des vorliegend beschriebenen Vorgehens auf das Ausgleichsjahr fortge-
schriebenen Erlése stellen die Soll-Erlése dar.

Ermittlung des Wagnisaufschlags

Far die Ermittlung des vorlaufigen ex-ante-Ausgleichs wird ein Wagnisaufschlag in H6he von 4,75 %
des auf das Ausgleichsjahr (n + 1) fortgeschriebenen Umsatzes im Fahrgastmarkt eingeraumt.
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Ermittlung des vorlaufigen ex-ante-Ausgleichs:

Der vorlaufige ex-ante-Ausgleich wird als (positive) Differenz zwischen den Soll-Kosten und den
Soll-Erlésen zuzuglich des Wagnisaufschlags bestimmt.

Bei Leistungsanderungen gemas Ziffer 4.1 der aV kann eine Anpassung des vorlaufigen ex-
ante-Ausgleichs nach MaBgabe des durchschnittlichen Tarifausgleichs je Fahrplan-kilometer
erfolgen.

Zuordnung des vorldufigen ex ante-Ausgleichs zur Verkehrsleistung

Die Zuordnung des ermittelten vorlaufigen ex ante-Ausgleichs zur Verkehrsleistung (Linie, Li-
nienbiindel, etc.) erfolgt entsprechend dem Anteil der Verkehrsleistung (km) an der Gesamtleis-
tung aller Gber die allgemeine Vorschrift ausgleichsféhigen Linienverkehre.

Fir Bedarfsverkehre wird von einem Abrufungsgrad von 5% der fahrplanmaBigen Verkehrsleis-
tung im Bedarfsverkehr zugrunde gelegt.

Zuordnung des Finanzierungsanteils im Ausbildungsverkehr

Die Zuordnung der Erstattungen fiir den Ausbildungsverkehr (§ 11a OPNVG NRW) erfolgt ent-
sprechend dem Anteil der Ertrdge im Ausbildungsverkehr des jeweiligen Jahres im Gebiet des
Aufgabentragers. Hierzu wird im Rahmen des vorlaufigen ex ante-Ausgleichs eine Prognose
auf der Grundlage der vormaligen Erlése im Ausbildungsverkehr erstellt. Hierzu werden die
Zahlen der letzten verfligbaren Einnahmen-aufteilung herangezogen.

Die Zuordnung der Ertrédge der Verkehrsunternehmen, die im Gebiet mehrerer Aufgabentrager
tatig sind, zum jeweiligen Aufgabentrager, erfolgt nach dem auf ihn entfallenden Anteil an dem
vom Verkehrsunternehmen im jeweiligen Jahr insgesamt landesweit erbrachten Wagenkilome-
tern.

Nachweis der Mindesterm&Rigung im Ausbildungsverkehr

Mit Antragstellung hat der Betreiber der zustandigen Behérde seine Zeitfahrausweise des Ausbil-
dungsverkehrs zu nennen und das Bestehen von Mindest-ErméaBigungen nachzuweisen. Die zustén-
dige Behdrde legt die hierfir maBgeblichen Referenztarife und Mindest-ErméaBigungen fest und prift
die Einhaltung der Bestimmungen dieser allgemeinen Vorschrift.
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3.2 Indizes zur Kosten- und Erlésfortschreibung

Wird eine der unten néher bezeichneten Indexreihen nicht aktualisiert oder fortgeflihrt, ist diese durch
eine moglichst vergleichbare Indexreihe zu ersetzen.

Kostenposition

Index

Personal

Statistisches Bundesamt, GENESIS-Datenbank Code 62231-01
Indizes der Tarifverdienste, Wochenarbeitszeit: Deutschland, Jahre,
Wirtschaftszweige (Index d. tarifl. Monatsverdienste ohne Sonder-
zahl.), ,WZ08-H Verkehr und Lagerei*

Treibstoff

Statistisches Bundesamt, GENESIS-Datenbank Code 61241-03
Index Preise fir ausgewahlte Mineralblerzeugnisse, Dieselkraftstoff
bei Lieferung von 50 - 70 hl an GroBverbraucher, frei Verbrauchs-
stelle, GP09-1920260052: Dieselkraftstoff, Abgabe an GroBverbrau-
cher

Bezogene Leistungen fir
Fahrleistungen (insb. Subun-
ternehmer)

Mischindex (Annahme gleicher Kostenzusammensetzung bei Sub-
unternehmern wie beim jeweiligen Verkehrsunternehmen)
Gewichtung der Indizes anhand der unternehmensspezifischen An-
teile der anderen Kostenpositionen (Personal, Treibstoff etc.)

Abschreibungen auf Fahr-

zeuge

Statistisches Bundesamt, GENESIS-Datenbank Code 61241-0004
Erzeugerpreisindex gewerblicher Produkte: Deutschland,
Monate, Guterverzeichnis: Lkw, StraBenzugmaschinen, Fahrgestelle

Sonstige Roh-, Hilfs- und Be-
triebsstoffe;

andere bezogene Leistun-
gen; andere Abschreibungen

Statistisches Bundesamt, GENESIS-Datenbank Code 61281-0001
Index der GroBhandelsverkaufspreise: Deutschland, Jahre

Fahrzeughaftpflicht- und Kas-

Statistisches Bundesamt, GENESIS-Datenbank Code 61111-0005

koversicherung Verbraucherpreisindex: Deutschland, Jahre, Klassifikation der Ver-
wendungszwecke des Individualkonsums, ,CC13-1254100100: Bei-
trag zur Kraftfahrzeugversicherung*

Reparatur Statistisches Bundesamt, GENESIS-Datenbank 61241-0004,

(nur relevant far Ermittlung | Erzeugerpreisindex gewerblicher Produkte: Deutschland,

Angemessenheitswert) Monate, Guterverzeichnis ,GP19-33 Reparatur, Instandh. von Ma-
schinen, Ausristungen®

Sonstiges Statistisches Bundesamt, GENESIS-Datenbank Code 61121-0001

Harmonisierter Verbraucherpreisindex: Deutschland, Jahre

Erlésposition

Index

Fahrscheinverkauf (Verkehrseinnahmen);
SGB IX-Mittel (Schwerbehindertenverkehre)

Effekt 1 (Preisentwicklung)

Statistisches Bundesamt, GENESIS-Datenbank
Verbraucherpreisindex — Klassifikation der Ver-
wendungszwecke des Individualkonsums
(COICOP 2-5-Steller Hierarchie) Personenbefér-
derung im StraBenverkehr (CC13-0732)

Effekt 2 (Demografie)

Landesbetrieb IT-NRW
Bevdlkerungsvorausberechnung
Stadte und Kreis / Land

far  kreisfreie

Ertrage aus erhdhten Beférderungsentgelten;
Ertrdge nach 11a OPNVG NRW;
Sonstige Zuschiisse und Ausgleichszahlungen

Konstante Fortschreibung

Sonstiges

Statistisches Bundesamt

Harmonisierte Verbraucherpreisindizes
Harmonisierter Verbraucherpreisindex far
Deutschland, Harmonisierter Verbraucherpreisin-
dex insgesamt
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3.3 Korrektur des vorlaufigen ex-ante-Ausgleichs

Eine Korrektur der Vorauszahlung (ex-ante-Ausgleichs) kann bei auBergewdhnlichen Indexentwicklun-
gen erfolgen.

Die Vorauszahlung fir das Ausgleichsjahr (n + 1) wird im Antragsjahr (n) berechnet und basiert auf den
Ist-Werten gemafB der Trennungsrechnung des Ausgangsjahres (n — 1). Bei der Hochrechnung der
Kosten und Erlése handelt es sich um Prognosewerte.

Stellt sich nach Ablauf des Ausgleichsjahres (n + 2) — aber vor der Uberkompensationspriifung — heraus,
dass die tatsachliche Indexentwicklung im Ausgleichsjahr von der prognostizierten Indexentwicklung im
Rahmen des vorldufigen ex-ante-Ausgleichs um mehr als 2 Prozent-punkte je Indexreihe abweicht, er-
folgt nach Ablauf des Ausgleichsjahres eine Korrektur der betroffenen Indexreihe, indem die tatsachli-
che Entwicklung zur Berechnung des vorlaufigen Ausgleichs fur die Indexreihe rickwirkend zu Grunde
gelegt wird.

Der ex-ante-Ausgleichsbetrag und der Gesamtausgleich sind sodann zu korrigieren.

3.4 Berechnung des verbindlichen ex-ante-Ausgleichs (erstes Ausgleichsjahr)

Die Berechnung des verbindlichen ex-ante-Ausgleichs erfolgt anhand einer Vergleichsbetrachtung der
Erlése nach dem Hochsttarif und den fiktiven Erlésen auf der Grundlage eines fiktiven, genehmigungs-
fahigen Referenztarifs. Die Berechnung des Referenztarifs erfolgt nach entsprechender Anwendung
des § 39 PBefG unter Berlicksichtigung sonstiger Ausgleichsleistungen (z. B. Mittel nach § 11a OPNVG,
Schulerzeitkarten und Erstattungen im Ausbildungsverkehr, SGB IX, Fahrzeugférderung) und der Ist-
Kosten der Unternehmen zur Erbringung der notwendigen Verkehrsleistung. Der Referenz-tarif dient
der Sicherstellung der notwendigen Verkehrsleistung unter Berlicksichtigung des bestehenden Quali-
tatsniveaus, welche zusammen die ausreichende Verkehrsbedienung im Sinne des Nahverkehrsplans
beschreiben.

Der verbindliche ex-ante-Ausgleich fir das Ausgleichsjahr (n + 1) wird im Folgejahr (n + 2) berechnet
und basiert auf den Ist-Werten gemaf der Trennungsrechnung des Ausgleichsjahres (n + 1). Die Be-
rechnung stellt ein Verfahren mit mehreren Schritten dar.

Ermittlung der kalkulatorischen Zinsen
o Die kalkulatorischen Zinsen ermitteln sich in Héhe von 6,5 % des betriebsnotwendigen Kapitals,
wobei der Mittelwert des Jahresanfangs- und des Jahresendbestands des Ausgleichsjahres (n
+ 1) zugrunde gelegt wird.

Ermittlung des kalkulatorischen Gewinns
o Der kalkulatorische Gewinn wird in H6he von 4,75 % des Umsatzes im Fahrgastmarkt des Aus-
gleichsjahres (n + 1) bestimmt.

Ermittlung des fiktiven Tarifaquivalents (Tarifaquivalent FT)
e Als Grundlage dienen die unternehmensspezifischen Kosten gemaf der Trennungs-rechnung
des Ausgleichsjahres (n + 1).

e  Zur Ermittlung des fiktiven Tarifanspruchs wird zun&chst die Summe der unternehmens-spezi-
fischen Kosten des Ausgleichsjahres (n + 1), der kalkulatorischen Zinsen und des kalkulatori-
schen Gewinns gebildet. Hiervon werden so dann die handelsrechtlichen Zins-aufwendungen
(Fremdkapitalzinsen) und alle Erldse, bei denen es sich nicht um Erlése aus der Tarifanwen-
dung handelt, in Abzug gebracht; die Ausgleichsleistungen fir den Ausbildungstarif werden an-
gerechnet. Die Abzugspositionen ergeben sich dabei aus der Trennungsrechnung des Aus-
gleichsjahres (n + 1).

o Das fiktive Tarifaquivalent ergibt sich daraus, dass der fiktive Tarifanspruch durch die tatsach-
lich im Ausgleichsjahr (n + 1) geleisteten Fahrplankilometer dividiert wird.
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Ermittlung des Ist-Tarifaquivalents (Tarifdquivalent Ist)
o Das Ist-Tarifaquivalent ergibt sich, indem die dem Verkehrsunternehmen Gber das Einnahme-
aufteilungsverfahren fiir das Ausgleichsjahr (n + 1) zustehenden Tariferlése durch die tatsach-
lich im Ausgleichsjahr (n + 1) geleisteten Fahrplankilometer dividiert werden.

Ermittlung des verbindlichen ex-ante-Ausgleichs (vor Abschmelzung)
o Der verbindliche ex-ante-Ausgleich ergibt sich, indem die Differenz zwischen fiktivem Tarifaqui-
valent und Ist-Tarifaquivalent mit den tatsachlich im Ausgleichsjahr (n + 1) geleisteten Fahrplan-
kilometern multipliziert wird.

Ermittlung des verbindlichen ex-ante-Ausgleichs (hach Abschmelzung)
e Sofern die Summe aller verbindlichen ex-ante-Ausgleichsbetrage flr das Ausgleichsjahr (n + 1)
den korrigierten Gesamtausgleich gem. Ziffer 1.9 aV Ubersteigt, erfolgt eine proportionale Ab-
schmelzung der verbindlichen ex-ante-Ausgleichsbetréage.
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3.4.1 Musterberechnung vorlaufiger ex ante-Ausgleich

Ausgangsjahr (n-1; Ist-Werte)

Position Betragin € |Hinweise

Unternehmensspezifische Erlose gemal der
Trennungsrechnung des Ausgangsjahres (n - 1)

[y

maRgebliche Einnahmen (Ist)

la|davon Ausgleich Kreis (Jedermanntarif)
1b|davon Umsatz im Fahrgastmarkt
1c|davon sonstiges

Unternehmensspezifische Kosten gemaR der
Trennungsrechnung des Ausgangsjahres (n - 1)
Verkehrsartenspezifischer Angemessenheitswert (AW)
3|Angemessenheitskosten nach Zu-/Abschlag furr durchschnittliche Reisegeschw
indigkeit fir das Ausgangsjahr (n - 1)

Als Grundlage dienen die unternehmensspezifischen
4=min( 2; 3)|maBgebliche Kosten Kosten, die ggf. auf den Angemessenheitswert zu
begrenzen sind

N

maBgebliche Kosten (Ist)

Ausgleichsjahr (n+1; Soll-Werte)
Position Betragin € |Hinweise

Ermittlung der Soll-Erldse durch Fortschreibung der
Soll-Erlose maRgeblichen Einnahmen des Ausgangsjahres (n - 1) auf
das Ausgleichsjahr (n +1)

Der Ausgleich fur die Anwendung des Jedermanntarifs
5aldavon Ausgleich Kreis (Jedermanntarif) wird auf Null gesetzt, d.h. er flieRt nicht in die Soll-Erl6se
ein

(%)

5b|davon Umsatz im Fahrgastmarkt

5c|davon sonstiges

Ermittlung der Soll-Kosten durch Fortschreibung der
Soll-Kosten maRgeblichen Kosten (angemessen) des Ausgangsjahres
(n-1) auf das Ausgleichsjahr (n+1)

=)

Ermittlung des vorlaufigen ex-ante-Ausgleichs (n + 1)

Position Betragin € |Hinweise
Wagnisaufschlag in Hohe von 4,75 % des Umsatzes im
7 =4,75% *5b|Wagnisaufschlag & & ?
Fahrgastmarkt
Vorldufiger ex ante-Ausgleich als (positive) Differenz zw
8 =(6-5)+7|vorldufiger ex ante Ausgleich ischen Soll-Kosten und Soll-Erlésen zuziglich des

Wagnisaufschlags
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3.4.2 Musterrechnung verbindlicher ex ante-Ausgleich

Verbindlicher ex ante-Ausgleich (erstes Ausgleichsjahr)

Ist-Tarifaquivalent (n + 1; Ist-Werte)

Position

Betragin €

Hinweise

Tarifeinnahmen

Unternehmensspezifische Tarifeinnahmen des

Verkehrsleistung im

2|Kreisgebiet Verkehrsleistung in Fahrplankilometer
Ist-Tarifaquivalent entspricht Ist-Tarifeinnahmen pro Plan-
3=1/2|lIst-Tarifaquivalent Personenkilometer

Fiktiver, genehmigungsfihiger Tarif (n + 1; Ist-Werte)

Position Betragin€ |Hinweise
Unternehmensspezifische Kosten gemaR der
4|Malgebliche Kosten (Ist) Trennungsrechnung des Ausgleichjahres (n + 1)
Betriebsnotwendiges Kapital gemal der
5|Betriebsnotwendiges Kapital Trennungsrechnung des Ausgleichjahres (n + 1)
Kalkulatorische Zinsen in Hhe von 6,5 % des
6 =6,5% * 5|Kalkulatorische Zinsen betriebsnotwendigen Kapitals
Umsatz im Fahrgastmark gemaR der Trennungsrechnung
7|Umsatz im Fahrgastmarkt des Ausgleichjahres (n +1)
Kalkulatorischer Gewinn in Hohe von 4,75 % des Umsatzes
8=4,75% * 7|Kalkulatorischer Gewinn im Fahrgastmarkt
Handelsrechtliche Handelsrechtliche Zinsaufwendungen gemaR der
9|Zinsaufwendungen Trennungsrechnung des Ausgleichjahres (n + 1)
Sonstige Erlose (Erlose ohne Tarifeinnahmen und
Ausgleich Jedermanntarif) gemaR der Trennungsrechnung
10|Sonstige Erlose des Ausgleichjahres (n +1)
11 = 4+6+8-9-10|Fiktiver Tarifanspruch
12 =11/ 2|Fiktives Tarifaquivalent pro Plan-Personenkilometer

Ermittlung des verbindlichen ex-ante-Ausgleichs (n + 1)

Position Betragin € [Hinweise
Differenz Tarifaquivalent (Ist Wagnisaufschlag in Hoéhe von 4,75 % des Umsatzes im
13=12-3|&FT) Fahrgastmarkt
Verbindlicher ex ante- fiktivem und Ist-Tarifaquivalent multipliziert mit der
14 =13 * 2|Ausgleich Verkehrsleistung
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Verbindlicher ex ante-Ausgleich (ab zweitem Ausgleichsjahr)

Ist-Tarifaquivalent (n + 1; Ist-Werte)

Position

Betragin €

Hinweise

Unternehmensspezifische Tarifeinnahmen des

1|Tarifeinnahmen Ausgleichjahres (n + 1)
2|Plan-Personenkilometer PlanméRige Personenkilometer
3=1/2|lIst-Tarifdquivalent Ist-Tarifaquivalent entspricht Ist-Tarifeinnahmen

Fiktiver, genehmigungsfihiger Tarif (n + 1; Ist-Werte)
Position Betragin € |Hinweise
Unternehmensspezifische Kosten gemafR der
4|MaRgebliche Kosten (Ist) Trennungsrechnung des Ausgleichjahres (n +1)
Betriebsnotwendiges Betriebsnotwendiges Kapital gemaR der
5|Kapital Trennungsrechnung des Ausgleichjahres (n + 1)
Kalkulatorische Zinsen in H6he von 6,5 % des
6 =6,5% * 5|Kalkulatorische Zinsen betriebsnotwendigen Kapitals
Umsatz im Fahrgastmark gemaR der
7|Umsatz im Fahrgastmarkt Trennungsrechnung des Ausgleichjahres (n +1)
Kalkulatorischer Gewinn in Héhe von 4,75 % des
8=4,75% * 7|Kalkulatorischer Gewinn Umsatzes im Fahrgastmarkt

Handelsrechtliche
Zinsaufwendungen

(Y]

Handelsrechtliche Zinsaufwendungen gemaR der
Trennungsrechnung des Ausgleichjahres (n + 1)

10|Sonstige Erlose

Sonstige Erlose (Erlése ohne Tarifeinnahmen und
Ausgleich Jedermanntarif) gemaR der
Trennungsrechnung des Ausgleichjahres (n + 1)

11 = 4+6+8-9-10|Fiktiver Tarifanspruch

12 =11/ 2|Fiktives Tarifaquivalent

Fiktives Tarifdquivalent entspricht fiktivem
Tarifanspruch pro Plan-Personenkilometer

Ermittlung des verbindlichen ex-ante-Ausgleichs (n + 1)

Position

Betragin €

Hinweise

Differenz Tarifaquivalent

13=12-3|(Ist & FT)

Wagnisaufschlagin Hoéhe von 4,75 % des Umsatzes
im Fahrgastmarkt

14|Ist-Personenkilometer

Verbindlicher ex ante-

15=13 * min (2; 14)|Ausgleich

Verbindlicher ex ante-Ausgleich als Differenz
zwischen fiktivem und Ist-Tarifaquivalent
multipliziert mit Minimum aus Plan- und Ist-
Personenkilometern
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3.5 Berechnung des verbindlichen ex-ante-Ausgleichs (ab dem zweiten Ausgleichsjahr)

Abweichend zu dem Verfahren im ersten Ausgleichsjahr erfolgt ab dem zweiten Jahr eine Berlcksich-
tigung der Nachfrage. Dies erfolgt Gber den Ansatz der ermittelten Personenkilometer (Pkm) gem. Ziffer
3.2.2aVv.

Sofern Uber den VRR keine aktuellen empirischen Nachfragedaten fiir die jeweiligen Ausgleichsjahre
bereitgestellt werden, sind die letzten verfligbaren Daten des VRR mafB3geblich, sofern diese nicht alter
als drei Jahre sind. Sind die Daten alter als drei Jahre verstandigen sich der Kreis und das antragsstel-
lende Unternehmen auf eine angepasste Berechnungsgrundlage.
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Zu 4) Anpassung der angemessenen Gewinnmarge

Im Rahmen der Uberkompensationskontrolle wird eine Gewinnmarge von 4,75 % bezogen auf den Um-
satz im Fahrgastmarkt des jeweiligen Ausgleichsjahres als angemessen festgesetzt.

Uberschreiten die Ist-Kosten des Unternehmens den unternehmensspezifischen Angemessenheitswert
des Ausgleichsjahres (n+1), der anhand der tatséchlichen Indexentwicklung vom Antragsjahr (n) zum
Ausgleichjahr (n+1) pro Kostenart ermittelt und um die unternehmens-spezifischen Zu- bzw. Abschlage
modifiziert wird, so verringert sich die zuldssige angemessene Gewinnmarge nachfolgendem Verfahren:

Uberschreiten die Ist-Kosten den zutreffenden oben genannten Angemessenheitswert um einen Pro-
zentpunkt, so reduziert sich die angemessene Gewinnmarge um den gleichen Prozentwert.

Beispiel:
Angemessenheitswert = 3,00 Euro
= zulassige Gewinnmarge = 4,75 % Umsatz (Normfall)

Ist-Wert = 4,50 Euro
= Uberschreitung des Angemessenheitswertes um 50 %
= Reduzierung der zuldssigen Gewinnmarge um 50 % = 2,375 % Umsatz (dynamische Unter-
grenze)

Ist-Wert = 2,50 Euro

= Unterschreitung des Angemessenheitswertes
= Keine Anpassung der zulassigen Gewinnmarge = 4,75 % Umsatz (feste Obergrenze)
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Anlage 5 aV
Durchflihrungsvorschriften und Trennungsrechnung

Inhalt

A) Durchfthrungsvorschriften

B) Trennungsrechnung (Muster)

A) Durchfiihrungsvorschriften zur Erstellung der Trennungsrechnung

1. Allgemeines

Ein Ausgleich darf nach den europarechtlichen Vorgaben der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 nur fr
die durch die gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen verursachten Kosten (abziglich der durch sie er-
zielten Einnahmen) gewahrt werden.

Hierzu haben die Unternehmen, die einen Ausgleich fir die Erflllung der gemeinwirtschaftlichen Ver-
pflichtung beantragen, in ihrer Rechnungslegung getrennt auszuweisen, welche Kosten ihnen durch die
Erfillung der betreffenden gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung entstanden sind sowie welche zusatz-
lichen Ertrdge und Einnahmen sie aufgrund der Erfillung dieser Verpflichtung erhalten haben.

Grundlage der Nachweise sind die vom Unternehmen vorzulegenden Trennungsrechnungen. Die Tren-
nungsrechnungen sollen dabei den Zeitraum eines Kalenderjahres umfassen.

Die Berechnung der Aufwendungen und Ertréage erfolgt anhand der Vorschrift des Handelsgesetzbu-
ches, ergénzt durch steuerliche Vorschriften. Dies folgt bereits aus Ziffer 4 des Anhangs der Verordnung
(EG) Nr. 1370/2007, wo festgelegt ist, dass die ,Berechnung der Kosten und Einnahmen ,[...] anhand
der geltenden Rechnungslegungs- und Steuervorschriften® zu erfolgen hat. Der europaische Gesetzge-
ber will mit dieser Formulierung eine Bindung der Ausgleichsberechnung an objektive Werte aus dem
Rechnungswesen erzielen.

Wegen des handelsrechtlichen Ansatzes sind unter Kosten im Sinne der allgemeinen Vorschrift Auf-
wendungen im handelsrechtlichen Sinne zu verstehen.

Eine Abweichung von den handelsrechtlich verbuchten Aufwendungen kommt nur im Falle von Einzel-
kaufleuten und Personengesellschaften fir das Entgelt fur die Arbeit der ohne feste Entlohnung tatigen
Unternehmer und deren ohne feste Entlohnung mitarbeitenden Angehdérigen (kalkulatorischer Unter-
nehmerlohn) in Betracht. Dieser kann unter Nachweis der Berechnung in Anlehnung an Nr. 22 bis Nr.
24 der Leitsatze fir die Preisermittlung auf Grund von Selbstkosten (Anlage zu Verordnung PR Nr.
30/53 vom 21. November 1953) dem Personalaufwand hinzugerechnet werden.

Ertrdge und Einnahmen im Sinne der allgemeinen Vorschrift miissen sich aufgrund des handelsrechtli-
chen Ansatzes auf Ertrdge im handelsrechtlichen Sinne zurlickfiihren lassen.

Eine Abweichung von den handelsrechtlich verbuchten Ertrdgen kommt nur im Fall von periodenfrem-
den Ertrdgen in Betracht (etwa, wenn aufgrund der Einnahmenzuscheidung in einem Geschéftsjahr die
Erlése aus mehreren Tétigkeitsjahren verbucht werden). In diesem Fall kébnnen die Einnahmen im Rah-
men einer ,Beihilfenrechtlichen Ausgleichsrechnung“ kalkulatorisch den Jahren zugeordnet werden, in
denen sie tatséchlich (und nicht nur buchtechnisch) erzielt worden sind.
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2. Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung
Die gemeinwirtschaftliche Verpflichtung ist in Ziffer 1 der allgemeinen Vorschrift geregelt.

3. Anforderungen an die Trennungsrechnung

Der Unternehmer hat eine Trennungsrechnung (unter Verwendung des vorgegebenen Musters) zu er-
stellen. Diese muss den Anforderungen nach Ziffer 5 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007
genlgen.

Folgende Grundsatze sind sicherzustellen:

o Die Konten fiir jede betriebliche Tatigkeit werden getrennt gefiihrt und der Anteil der zugehéri-
gen Aktiva sowie die Fixkosten werden gemas den geltenden Rechnungslegungs- und Steuer-
vorschriften umgelegt.

¢ Alle variablen Kosten, ein angemessener Beitrag zu den Fixkosten und ein angemessener Ge-
winn im Zusammenhang mit allen anderen Tétigkeiten des Betreibers eines 6ffentlichen Diens-
tes dirfen auf keinen Fall der betreffenden 6ffentlichen Dienstleistung zugerechnet werden.

 Die Kosten fir die 6ffentliche Dienstleistung werden durch die Betriebseinnahmen und die Zah-
lungen staatlicher Behdrden ausgeglichen, ohne dass eine Ubertragung der Einnahmen in ei-
nen anderen Tatigkeitsbereich des Betreibers eines 6ffentlichen Dienstes mdglich ist.

e Fir den Einsatz von Subunternehmern ist Gber das Subunternehmerentgelt (bezogene Leis-
tung) und fir sonstige Dienstleistungen Dritter, welche mehr als 5 % der Gesamtkosten des
Verkehrsunternehmens ausmachen (gro3e Dienstleister), Gber das Dienstleistungsentgelt eine
Transparenz in Bezug auf die Personalkosten, die Fahrzeug- und die Kraftstoffkosten herzu-
stellen. Das Verkehrsunternehmen stellt in den Subunternehmervertragen und in den sonstigen
Dienstleistungsvertragen sicher, dass entsprechende Angaben durch den Subunternehmer
bzw. Dienstleister bereitgestellt werden. Die nachfolgenden Regelungen gelten fiir die Subun-
ternehmer bzw. groBen Dienstleister entsprechend.

4. Durchfithrungsvorschriften zur Aufteilung der Kosten und Erlése

Die Durchfiihrungsvorschriften regeln die allgemeinen Grundsatze (dazu unter 4.1) sowie das methodi-
sche Verfahren (dazu unter 4.2) zur Aufteilung der Kosten und Erlése im Rahmen der Erstellung der
Trennungsrechnung.

4.1 Allgemeine Grundsitze

Um die Anforderungen nach Ziffer 5 des Anhangs sicherzustellen, hat die Behérde Durchflihrungsvor-
schriften nach Art. 4 Abs. 1 lit. c) der Verordnung (EG) 1370/2007 zu erlassen. Die nachfolgenden Vor-
gaben dienen der Ausgestaltung dieser Anforderungen:

o Die Konten fur jede betriebliche Tatigkeit werden zur Erhéhung der Transparenz und zur Ver-
meidung von Quersubventionen getrennt gefuhrt.

o Kosten, die ausschlieBlich durch eine Tatigkeit verursacht werden (sog. Einzelkosten), sind nur
dieser zuzuordnen.

e Kosten, die auch in der Ausiibung anderer Bereiche verursacht werden (sog. Gemeinkosten),
sind diesen anteilig zuzurechnen.

e Die nicht direkt zuordenbaren Kosten sind den jeweiligen Bereichen nach objektiven und ein-
heitlichen Rechnungslegungsgrundsatzen zuzuordnen. Die zugrunde gelegten Trennungsrech-
nungsgrundsatze missen eindeutig bestimmt sein und stetig angewandt werden. Hierbei sind
untenstehende Schllssel zu beachten.
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e Alle variablen Kosten, ein angemessener Beitrag zu den Fixkosten und ein angemessener Ge-
winn in Zusammenhang mit anderen Tatigkeiten des Verkehrsunternehmens diirfen auf keinen
Fall der maBgeblichen gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung im Sinne dieser Durchfliihrungsvor-
schriften zugerechnet werden.

e Uber die Zuordnung der Kosten und Erlése zu den jeweiligen Bereichen und die dabei ange-
wandten Rechnungslegungsgrundsétze — insbesondere Uber die MaBstabe zur Schliisselung
solcher Kosten und Erlése, die auf zwei oder mehrere Bereiche entfallen — haben die Verkehrs-
unternehmen Aufzeichnungen zu fihren und dem Aufgabentrager vorzulegen.

4.2 Methodisches Vorgehen

Far die Aufteilung der Kosten und Erlése fir die Tatigkeiten des Verkehrsunternehmens kommt ein
mehrstufiges Verfahren zur Anwendung, welches in der Trennungsrechnung angelegt ist.

1. Stufe (Verkehr / Nicht-Verkehr)

Auf der 1. Stufe werden die Kosten und Erlése fiir Tatigkeiten ausgesondert, die nicht dem Verkehrs-
bereich zuzurechnen sind. Dies kénnen etwa sein:

e Schienenglterverkehre

e Parkraumbewirtschaftung
o Reiseblro

o PKW-Werkstéatten

Die Kosten und Erlése sind dabei nach den oben genannten Grundsatzen auf die unterschiedlichen
Tatigkeiten aufzuteilen. Im Fall von Gemeinkosten muss eine sachgerechte Anrechnung erfolgen. Sons-
tige Ertrage werden entsprechend des tatséchlichen Anfalls den einzelnen Bereichen zugeordnet.

Far die Zuordnung der Gemeinkosten erfolgt idealerweise eine Schliisselung anhand des tatsachlichen
Nutzungsumfangs. Sollte dies nicht sinnvoll méglich sein, kann hilfsweise auf eine Schlliisselung anhand
des Umsatzes je Tatigkeitsbereich zurlickgegriffen werden.

Sofern von diesen Schlisseln abgewichen wird, ist dies in der Trennungsrechnung zu hinterlegen und
zu begriinden.

2. Stufe (Linienverkehr / Nicht-Linienverkehr)

Auf der 2. Stufe werden die Linienverkehre nach §§ 42,43 und 44 PBefG (sofern es sich um gebffnete
Schilerverkehre handelt) von weiteren straBengebundenen Verkehren bzw. anderen verkehrlichen T&-
tigkeiten getrennt. So sind insbesondere folgende Tatigkeiten von der gemeinwirtschaftlichen Verpflich-
tung abzugrenzen:

o Freigestellte Schilerverkehre (FVO-Verkehr)
e Schienenersatzverkehre (SEV)
e Schienennotverkehre (SNV)
e Gelegenheitsverkehre (§ 46 ff. PBefG)
o Messeverkehre
o Reiseverkehre
o Marktverkehre
o Vermietung von Fahrzeugen
o Schulerverkehre (nicht gedffnet)
e Fahrschule
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Hierbei sind je Kostenkategorie folgende Schllissel anzuwenden:

Kostenkategorie Kosten-/ Aufwandarten Schlissel

Zeitabhangige Kosten Personalaufwand Personaleinsatzstunden
Kilometerabhangige Kosten | Treibstoffkosten; Roh-, Hilfs- und Be- | Betriebskilometer
triebsstoffe; Bezogene Leistungen

Fixkosten Mieten und Pachten; Betriebskilometer;
Abschreibungen Personaleinsatzstunden
Sonstige Kosten Versicherungen; Betriebskilometer

Sonstige betriebliche Aufwendungen;
Zinsaufwendungen;
Steuern

Sofern von diesen Schlisseln abgewichen wird, ist dies in der Trennungsrechnung zu hinterlegen und
zu begrinden.

Erzielt das Verkehrsunternehmen im Rahmen der sonstigen verkehrlichen Tatigkeiten durch die Aus-
nutzung von Anlagen, die auch der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung dienen (sog. ,Randnutzung®),
einen Gewinn, erfolgt zur Minderung des Ausgleichs unter Berlicksichtigung der Nahe der Tatigkeit zur
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung sowie der Chancen- und Risikoverteilung eine anteilige Anrech-
nung des Gewinns auf die gemeinwirtschaftliche Verpflichtung.

In der Trennungsrechnung ist zu hinterlegen und zu begriinden (Spalte ,Anmerkungen®), in welchem

Umfang ein ggfs. positives Betriebsergebnis der sonstigen verkehrlichen Tatigkeiten auf die gemein-
wirtschaftliche Verpflichtung anzurechnen ist.

3. Stufe (Linienverkehr je Linienbiindel)

Die Kosten und Erldése der verbleibenden Verkehre nach §§ 42 und 43 PBefG werden anschlieBend
raumlich auf die Kreise verteilt.

Die Verkehrseinnahmen werden entsprechend des flir das Ausgleichsjahr maBgeblichen SGB IX-Be-

scheides auf die verschiedenen Verkehrstatigkeiten aufgeteilt.
Samtliche Kosten werden nach den Fahrplankilometer auf die verschiedenen Linienblindel verteilt.
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Trennungsrechnung

Fahrsche nverkauf (Verkehrse nnahmen)
Ertrége aus erhhten Beforderungsentge ten
Ertrage nach 7a NNVG

Schu erze tkarten

sonst ge Zuschiisse und Ausg e chszah ungen
SGB IX Mtte (Schwerbeh ndertenverkehre)
sonst ge Umsatzer ése

Sonstige Ertrage
43 PBefG Mtte (Sonderformen des L n enverkehrs)
46 PBefG Verkehre (Formen des Ge egenhe tsverkehrs)
Verm etung Werbef &chen (Fahrzeuge, Ha teste en)
Er 6se sonst ge D enst e stungen fiir Dr tte
Bestandsénderung unfert gelfert ge Erzeugn sse

akt v erte E gen e stungen
Sonst ge betreb che Ertrége

Aufwendungen

Personalaufwand

aufwand

Persona aufwand Fahrd enst
sonst ger Persona aufwand

Material / sonstige betr. Aufwendungen u. Abschreibungen

Tre bstoff
sonstge Roh , H fs und Betr ebsstoffe

Bezogene Le stungen fir Fahr e stungen ( nsb. Subunternehmer)
andere bezogene Le stungen
Raum und Geb&udem eten, Pachten

Abschre bungen auf Fahrzeuge
andere Abschre bungen

u. Abschreibungen

Fahrzeughaftpf cht und Kaskovers cherung
Sonst ge Vers cherungen
ubr ge sonst ge betr eb che Aufwendungen

Ertrége aus Bete gungen
Ertrage aus Wertpap eren

sonstge Znsen und &hn che Ertrage
Abschre bungen auf F nanzan agen
Znsen und &hn che Aufwendungen

Ergebnis der gewohnlichen Geschaftstatigkeit

Sonstiges

auBerordent che Ertrage
auBerordent che Aufwendungen

Steuern und E nkommen aus Ertrag
sonst ge Steuern

Betriebsergebnis

erganzende Abfrageparameter

Betr ebswagenk ometer gesamt
davon durch Subunternehmer

E Nutzwagenk ometer gesamt
g g davon durch Subunternehmer
€8 Fahrpank ometer gesamt
B § davon durch Subunternehmer
'5 2 Fahrpank ometer gesamt 2
S £ davon durch Subunternehmer
< Persona e nsatzstunden gesamt

davon Persona e nsatzstunden Fahrd enst
Anzah Fahrzeuge

Es wird bestitigt, dass

Gesamtunternehmen

(Eintragungen gemaR GuV)

Abziiglich

verkehrsfremde
Geschiéftstatigk

Verbleib
Verkehrssparte

Abziiglich sonstige
Tatigkeiten im
Verkehrsbereich

Verbleib Busverkehre
nach §§ 42 und 43
PBefG

Summe aller
sonstigen
Aufgabentrager

Summe aller
sonstigen

Aufgabentrager der

VRR

Kreis Wesel

Plausibilisierung
Stufe 3

Anmerkungen

0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € ok
0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € ok
0,00€ 0,00€ 0,00€ 000€ 0,00€ 000€ 000€ ok
0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € ok
0,00€ 0,00€ 0,00€ 000€ 0,00€ 000€ 000€ ok
0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € ok
0,00€ 0,00€ 0,00€ 000€ 000€ 000€ 000€ ok
0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € ok
0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € ok
000€ 0,00€ 000€ 000€ 000€ 000€ 000€ ok
000€ 000€ 000€ 000€ 000€ 000€ 000€ ok
0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € ok
0,00€ 0,00€ 0,00€ 000€ 000€ 000€ 000€ ok
0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € ok
000€ 0,00€ 0,00€ 000€ 0,00€ 000€ 000€ ok
0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € ok
0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € ok
0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € ok
0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € ok
| 0,00 € 0,00 € 0,00 € | 0,00€ 0,00€ | 0,00€ 0,00€ | 0,00€ ok
| 0,00€ 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € ok
0,00€ 000€ 000€ 000€ 000€ 000€ 000€ 000€ ok
0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € ok
0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € ok
000€ 000€ 000€ 000€ 000€ 000€ 000€ ok
000€ 000€ 000€ 000€ 000€ 000€ 000€ ok
0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € ok
000€ 000€ 000€ 000€ 000€ 000€ 000€ ok
e ——— ] | Sonstige Kosten
000€ 000€ 000€ 000€ 000€ 000€ 000€ ok
0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € ok
0.00€ 000€ 000€ 000€ 000€ 000€ 000€ ok
0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € ok
000€ 000€ 000€ 000€ 000€ 000€ 000€ ok
0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € ok
000€ 000€ 000€ 000€ 000€ 000€ 000€ ok
0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € ok
0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € ok
0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00€ ok
0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € ok
0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00€ 0,00€ ok
0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € ok
0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € ok

Gesamtunternehmen

(Eintragungen gemaR GuV)

Abziiglich
verkehrsfremde
Geschiéftstatigk

Verbleib
Verkehrssparte

Abziiglich sonstige
Tatigkeiten im
Verkehrsbereich

Verbleib Busverkehre
nach §§ 42 und 43
PBefG

Summe aller
sonstigen
Aufgabentrager

Summe aller
sonstigen

Aufgabentrager der

VRR

Kreis Wesel

Plausibilisierung
Stufe 3

Anmerkungen

0 BWkm 0 BWkm 0 BWkm 0 BWkm 0 BWkm 0 BWkm 0 BWkm 0 BWkm ok
0BWkm 0 BWkm 0 BWkm 0 BWkm 0 BWkm 0 BWkm 0 BWkm 0 BWkm ok
0 NWkm 0 NWkm 0 NWkm 0 NWkm 0 NWkm 0 NWkm 0 NWkm 0 NWkm ok
0 NWkm 0 NWkm 0 NWkm 0 NWkm 0 NWkm 0 NWkm 0 NWkm 0 NWkm ok
0 Fahrplankm 0 Fahrplankm 0 Fahrplankm 0 Fahrplankm 0 Fahrplankm 0 Fahrplankm 0 Fahrplankm 0 Fahrplankm ok
0 Fahrplankm 0 Fahrplankm 0 Fahrplankm 0 Fahrplankm 0 Fahrplankm 0 Fahrplankm 0 Fahrplankm 0 Fahrplankm ok
0 Fahrplankm 0 Fahrplankm 0 Fahrplankm 0 Fahrplankm 0 Fahrplankm 0 Fahrplankm 0 Fahrplankm 0 Fahrplankm ok
0 Fahrplankm 0 Fahrplankm 0 Fahrplankm 0 Fahrplankm 0 Fahrplankm 0 Fahrplankm 0 Fahrplankm 0 Fahrplankm ok
0Std. 0 Std. 0 Std. 0 Std. 0 Std. 0 Std. 0 Std. 0 Std.
0Std. 0Std. 0 std. 0Std. 0std. 0Std. 0Std. 0Std.
0,00 Fz. 0,00 Fz. 0,00 Fz. 0,00 Fz. 0,00 Fz. 0,00 Fz. 0,00 Fz. 0,00 Fz.

- die Ei das dem

des Ver

p
g der Nr. 5 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370 / 2007 sowie die Durchfiihrungsvorschriften beachet hat.

- das Verkehrsunternehmen bei der Anfertigung der T

Ort / Datum

die

Unterschrift /
Stempel
Wirtschafts-
priifer
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Anlage 6
Leitlinien zur Verfolgung von Nachhaltigkeitsstandards

Sachlage

Nach Ziffer 2.8 allgemeine Vorschrift kann der Unternehmer - unter bestimmten Vo-
raussetzungen - fur den Einsatz hoherer Umwelt- und Nachhaltigkeits-Standards, ei-
nen hoheren Ausgleich erhalten. Die Regelung setzt die Zielbestimmung nach § 1a
Personenbeférderungsgesetz (PBefG) und die Anforderungen nach Art. 2a VO
1370/2007 um:

- § 1a PBefG legt fest, dass ,bei Anwendung dieses Gesetzes die Ziele des Kli-

maschutzes und der Nachhaltigkeit zu berlcksichtigen® sind.

- Art. 2a VO 1370/2007 regelt, dass die gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen
im Einklang mit allen politischen Strategiepapieren stehen mussen.

Diese Anforderungen sind auch im Rahmen der allgemeinen Vorschrift zu bertcksich-
tigen. Danach ist auch Uber diese allgemeine Vorschrift ein Verfahren fur eine mog-
lichst wirtschaftliche Erreichung der Klima- und Umweltziele in Einklang mit den politi-

schen Strategiepapieren des Kreises zu gewahrleisten.

- Anlage 1, Seite 1 -
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a) Kreistagsbeschlisse

Der Kreistag hat in seiner Sitzung am 16.12.2021 ein ,Zielbild des Kreises zur Ver-
kehrswende® beschlossen. Die nachfolgende Regelung dient der Umsetzung dieses
Zielbildes.

b) Ausgleich eines . Klimaticket® im Rahmen der allgemeinen Vorschrift in Form

der Satzung des Kreises Wesel zur Festsetzung und zum Ausgleich von

Hochsttarifen fir alle Fahrgaste im straBengebundenen Offentlichen Personen-

nahverkehr

Die Erreichung der Klima- und Umweltziele erfordert zusatzliche Investitionen der Un-
ternehmen; sie fuhren zu Mehraufwendungen (u. a. hdhere Nettoabschreibungen flr
Busse und Ladeinfrastruktur sowie Werkstattkosten) bei den Unternehmen, welche
Uber die derzeit giiltigen OPNV-Tarife (die auf den Betrieb kostenglnstiger Dieselfahr-
zeuge) kalkuliert wurden, nicht refinanziert werden kénnen. Zugleich scheidet eine Er-
héhung der Fahrtarife aus. Attraktive Tarife sind fur die Rickgewinnung und Férderung
der Nachfrage zum OPNV und damit zur Sicherstellung einer ausreichenden Verkehrs-
bedienung unerlasslich.

Uber die allgemeine Vorschrift ,Satzung des Kreises Wesel zur Festsetzung und zum
Ausgleich von Hdochsttarifen fiir alle Fahrgaste im straRengebundenen Offentlichen
Personennahverkehr®, erweitert um ein sog. ,fiktives Klimaticket”, wird die Differenz
zwischen dem Ist-Tarif (fur die Kosten des Einsatzes von dieselbetriebenen Fahrzeu-
gen) um einen fiktiven, genehmigungsfahigen Klima-Tarif fir den Einsatz Clean Ve-
hicles Directive (CVD)-konformer Fahrzeuge Uber ein sog. Klimaticket ausgeglichen.
Die Hohe des fiktiven Klima-Tarifs bestimmt sich nach den Regelungen zur Tarifge-

nehmigung nach § 39 PBefG. Eine Doppelférderung ist zwingend auszuschlieRen.

Ein Ausgleich wird nur gewahrt, wenn die von den Unternehmen beantragte Mal3-
nahme im Einklang mit den vom Kreistag definierten Zielen steht. Fir den Einsatz sau-

berer bzw. emissionsfreier Fahrzeuge (sog. CVD-konformer Fahrzeuge), welche tech-

- Anlage 1, Seite 2 -
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nologische Veranderungen im OPNV in einem bestimmten Zeitkorridor erfordern, kén-
nen gemal Ziffer 2.8 der allgemeinen Vorschrift die daraus entstehenden Mehrkosten

ausgeglichen werden.

c) Anforderungen an den Nachweis der Nachhaltigkeit

Anreizregelung im Sinne der Nachhaltigkeit: Mit den Vorgaben schafft der Kreis
einen Anreiz, um die mit der Clean Vehicles Directive (CVD) und dem Gesetz Uber die
Beschaffung sauberer Stralienfahrzeuge (Saubere-Fahrzeuge-Beschaffungs-Gesetz
- SaubFahrzeugBeschG) definierten Anforderungen fiir die Beschaffung und den
Einsatz sauberer und emissionsfreier Fahrzeuge auch fur den eigenwirtschaftli-
chen Verkehr umzusetzen. Hohere als nach der CVD und durch das SaubFahrzeug-
BeschG definierte Standards sind nicht ausgleichsfahig, da diese nicht zur Erflllung
einer ausreichenden Verkehrsbedienung im Sinne der europaischen und nationalen

Normgebung notwendig sind.

Erstattungsfahige Minderertrage: Ausgleichsfahig sind die Kosten, welche durch
den Einsatz der sauberen und emissionsfreien Fahrzeuge entstehen und welche nicht
Uber die bestehenden OPNV-Tarife (welche auf den Betrieb von Dieselfahrzeugen kal-
kuliert sind) refinanziert werden kénnen. Dies umfasst neben ungedeckten Investiti-
onsmehrkosten (im Sinne der Fahrzeugférderung des Bundes und des Landes) auch
die ungedeckten Investitionsmehrkosten fur die Errichtung von Ladeinfrastruktur
bzw. von Infrastruktur zu Betankung von Wasserstofffahrzeugen, welche nicht

durch die Férderung des Bundes erstattet werden.
Verbrauchskosten: Nicht berucksichtigungsfahig sind Verbrauchskosten.

Nachweis: Der Einsatz CVD-geeigneter Fahrzeuge und die Verwendung der hierzu

notwendigen Infrastruktur sind jahrlich gegenuber dem Kreis nachzuweisen.

Laufzeit: Mit dem Ausgleich als fiktives Klimaticket ist vom Kreis eine maximale Lauf-
zeit zu bestimmen. Diese richtet sich nach den Investitionszyklen der flr den Einsatz

bestimmten Investitionsguter.
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Zugang und Essential-Facilities: Sofern auch Aufwendungen im Bereich der Lade-
infrastruktur geférdert werden, so geht der Kreis davon aus, dass es sich hierbei um
sog. Essential-Facilities handelt. Der Antragssteller wird daher bei einer positiven Be-
scheidung verpflichtet, einen transparenten und diskriminierungsfreien Zugang zu die-
ser Infrastruktur fur alle Unternehmen im Geltungsbereich der allgemeinen Vorschrift
sicherzustellen. Dies gilt ausdrucklich auf fr Nachunternehmen. Fur den Zugang kann
ein angemessenes Entgelt verlangt werden.

Antragsberechtigung: Die allgemeine Vorschrift gilt nur fir Unternehmen, die im Ge-
biet des Kreises uber eine Liniengenehmigung verfugen (vgl. Ziffer 2.2 der allgemeinen
Vorschrift). Ein eigener Antrag von Subunternehmen ist nicht moglich. Konzessionare
kénnen fur ihre Subunternehmen einen Antrag in Bezug auf das fiktive Klimaticket
nach Ziffer 2.8 der allgemeinen Vorschrift stellen. Der Konzessionar muss sich im Rah-
men der Antragsstellung gegenuber dem Kreis verpflichteten, den Ausgleichbetrag in
voller Héhe an die Subunternehmen weiterzuleiten. Eine Verrechnung ist nicht moglich

(sog. Verrechnungsverbot).

Erklarungen des Antragsstellers: Der Antrag muss enthalten:

- Erklarung Uber den Umfang des Antrags
o flr eigenen Einsatz CVD-geeigneter Fahrzeuge
o fur fremdes Unternehmen zum Einsatz CVD-geeigneter Fahrzeuge
o zur Verwendung von Infrastruktur zum Betrieb CVD-geeigneter Fahr-

zeuge (Ladesaule, Wasserstofftankstelle)

- Hohe der geplanten Investitionen (bei Antragsstellung) und Hohe der tatsachli-
chen Investitionen (nach Investition) sowie beantragte und bewilligte Forderung
durch Dritte unter Vorlage der Belege (jeweils in Euro) fur

o eigene Fahrzeuge
o fremde Fahrzeuge

o zur verwendenden Infrastruktur

- Erklarung, tUber die Einrdumung eines transparenten und diskriminierungsfreien
Zugangs zur Infrastruktur fur dritte Unternehmen, welche in den Geltungsbe-
reich der allgemeinen Vorschrift fallen.
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- Jahrliche Erklarung, Uber die zweckentsprechende Verwendung

- Jahrliche Erklarung und Dokumentation im Rahmen der Uberkompensations-
prufung unter Darlegung des Umfangs der Nutzung aul3erhalb der allgemeinen
Vorschrift Fahrzeuge) bzw. durch Dritte (Infrastruktur).

- Kenntnisnahme, dass im Falle eines VerstolRes eine strafrechtliche Verfolgung

vom Kreis eingeleitet wird.

Antragsunterlagen: Die Antragsunterlagen werden vom Kreis auf Nachfrage zur
Verflugung gestellt.
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Anlage 6A: ex-ante-Antrage Ausbildungstarif

a) Anhang 1: Antragsformular Ausbildungstarif

Anhang A: Nachweis Erlése im Ausbildungsverkehr nach § 42 PBefG
Anhang B: Nachweis Erlése im Ausbildungsverkehr nach § 43 PBefG

b) Anhang 2: Definitionen, Ausgleichsberechnung
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Anhang 1
Antragsformular Ausbildungstarif

Unternehmen Ort/Datum

StralBe/ Hausnr. Postleitzahl/Ort

Postfach (Postleitzahl/Ort/ fur Postfach)
Kreis Wesel

Der Landrat

Fachdienst 20-1 / OPNV
Reeser Landstr. 31
46483 Wesel

Finanzierungsantrag
fir den Kostenausgleich im Ausbildungsverkehr

Auskunft erteilt Telefon-Nr. Telefax-Nr./ E-Mail
Name und Sitz des Kreditinstituts IBAN BIC
Die Erlése aus Fahrgeldeinnahmen im Jahr betrugen . Die Einzelnach-

weise gemafi Anhang A und B sowie des VRR sind beigefugt.
Erklarungen
Die Antragstellerin/der Antragsteller erklart, dass

ihr/ihm die Allgemeine Vorschrift bekannt ist und von ihm/ihr beachtet wird,

e die im Antrag einschlieBlich aller Antragsunterlagen gemachten Angaben vollstandig
und richtig sind,

e er/sie bei der Berechnung bericksichtigt hat, dass er/sie zum Vorsteuerabzug be-
rechtigt ist (Preise ohne Umsatzsteuer),

e er/sie bis 31.12.des auf das Forderjahr folgenden Jahres eine Bescheinigung eines
Wirtschaftsprifers vorlegt (vgl. Anlage 7), dass die Voraussetzungen des Anhangs
der VO (EG) 1370/2007 eingehalten worden sind sowie zur Frage, ab welchem Be-
trag eine Uberkompensation vorliegt.

Ort, Datum rechtsverbindliche Unterschrift/en
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Nachweis Anhang A

Uber den Erlés im Ausbildungsverkehr auf Linienverkehr nach § 42 PBefG

Ausgangspunkt

Endpunkt

Genehmigung
erteilt am

Genehmigung
endet am

Streckenlange

a) Erlés im Ausbildungsverkehr (Linienverkehr § 42 PBefG) insgesamt:

b) Angabe der Linienbeforderungsfalle im Ausbildungsverkehr:
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Nachweis Anhang B

tber den Erlés im Ausbildungsverkehr auf Linienverkehr nach § 43 Nr. 2 PBefG

Ausgangspunkt

Endpunkt

Genehmigung
erteilt am

Genehmigung
endet am

Streckenlange

a) Erlés im Ausbildungsverkehr (Linienverkehr § 42 PBefG) insgesamt:

b) Angabe der Linienbeforderungsfalle im Ausbildungsverkehr:
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Anhang 2
Definitionen, Ausgleichsberechnung

1. Zu gewahrende Ausgleichsleistung

Der nach der Richtlinie zu gewahrenden Ausgleichsleistung liegt der nach folgender Ziff. 2
dieser Anlage zu berechnende Ausgleichsbetrag zugrunde. Die Ausgleichsleistung ist jedoch
begrenzt auf den nach folgender Ziff. 3 dieser Anlage zu berechnenden Finanzierungsbetrag
nach § 11a OPNVG NRW. Der Ausgleichsbetrag stellt nur die Soll-Ausgleichsleistung gem.
Artikel 4 Abs. 1 VO (EG) Nr. 1370/2007 dar. Der Finanzierungsbetrag ist dagegen begrenzt
auf die Ausgleichsleistung, die sich nach Ziff. 3 dieser Anlage ergibt.

2. Berechnung des Ausgleichsbetrags
2.1 Ausgleichsvoraussetzungen

Im Verkehr mit StraBenbahnen und Obussen sowie im Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen nach
den §§ 42 und 43 Nr. 2 PBefG ist dem Unternehmer fir die Beférderung von Personen mit
Zeitfahrausweisen des Ausbildungsverkehrs auf Antrag ein Ausgleich nach MaBgabe von Ziff.
2.2 zu gewahren, wenn und soweit

1. Der Ertrag aus den fir diese Beférderungen genehmigten Beférderungsentgelten
zur Deckung der nach Ziff. 2.3 dieser Anlage zu errechnenden Kosten nicht ausreicht,
sowie

2. die Unternehmen die Beférderungsbedingungen und Tarifbestimmungen des VGN-
Gemeinschaftstarifs und des VRR-Gemeinschaftstarifs fir Zeitfahrausweise des Aus-
bildungsverkehrs in der jeweiligen Fassung anwenden oder zumindest anerkennen.

3. Die von den Verkehrsunternehmen angewendeten Tarife fir Zeitfahrausweise des
Ausbildungsverkehrs missen die Zeitfahrausweise Jedermannverkehr unterschreiten.
Der Umfang der Rabattierung muss den gesetzlichen Bestimmungen des § 11a
OPNVG NRW erfllen.

2.2 Auszubildende

Auszubildende im Sinne dieser allgemeinen Vorschrift sind
1. schulpflichtige Personen bis zur Vollendung des 15. Lebensjahres;
2. nach Vollendung des 15. Lebensjahres

a) Schuler und Studenten 6ffentlicher, staatlich genehmigter oder staatlich
anerkannter privater

— allgemeinbildender Schulen,

— berufsbildender Schulen,

— Einrichtungen des zweiten Bildungsweges,

— Hochschulen, Akademien

mit Ausnahme der Verwaltungsakademien, Volkshochschulen, Landvolkhoch-
schulen;

b) Personen, die private Schulen oder sonstige Bildungseinrichtungen, die nicht

unter Buchstabe a) fallen, besuchen, sofern sie auf Grund des Besuchs dieser
Schulen oder Bildungseinrichtungen von der Berufsschulpflicht befreit sind oder
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sofern der Besuch dieser Schulen und sonstigen privaten Bildungseinrichtun-
gen nach dem Bundesausbildungsférderungsgesetz férderungsfahig ist;

c) Personen, die an einer Volkshochschule oder einer anderen Einrichtung der
Weiterbildung Kurse zum nachtréaglichen Erwerb des Hauptschul- oder Real-
schulabschlusses besuchen;

d) Personen, die in einem Berufsausbildungsverhaltnis im Sinne des Berufsbil-
dungsgesetzes oder in einem anderen Vertragsverhaltnis im Sinne des § 26
des Berufsbildungsgesetzes stehen, sowie Personen, die in einer Einrichtung
auBerhalb der betrieblichen Berufsausbildung im Sinne des § 43 Abs. 2 des
Berufsbildungsgesetzes, § 36 Abs. 2 der Handwerksordnung, ausgebildet wer-
den;

e) Personen, die einen staatlich anerkannten Berufsvorbereitungslehrgang be-
suchen;

f) Praktikanten und Volontare, sofern die Ableistung eines Praktikums oder Vo-
lontariats vor, wahrend oder im Anschluss an eine staatlich geregelte Ausbil-
dung oder ein Studium an einer Hochschule nach den fir Ausbildung und Stu-
dium geltenden Bestimmungen vorgesehen ist;

g) Beamtenanwarter des einfachen und mittleren Dienstes sowie Praktikanten
und Personen, die durch Besuch eines Verwaltungslehrgangs die Qualifikation
flr die Zulassung als Beamtenanwarter des einfachen oder mittleren Dienstes
erst erwerben missen, sofern sie keinen Fahrtkostenersatz von der Verwaltung
erhalten;

h) Teilnehmer an einem freiwilligen sozialen Jahr oder an einem freiwilligen
6kologischen Jahr oder vergleichbaren sozialen Diensten.

Die Berechtigung zum Erwerb von Zeitfahrausweisen des Ausbildungsverkehrs gemafi den
Tarifbedingungen der VRR hat sich der Verkehrsunternehmer vom Auszubildenden nachwei-
sen zu lassen. In den Fallen der Ziff. 2.2. 1. Absatz Nr. 2 Buchstaben a bis g geschieht dies
durch Vorlage einer Bescheinigung der Ausbildungsstatte oder des Ausbildenden, in den Fal-
len der Ziff. 2.2 1. Absatz Nr. 2 Buchstabe h durch Vorlage einer Bescheinigung des Tragers
der jeweiligen sozialen Dienste. In der Bescheinigung ist zu bestétigen, dass die Vorausset-
zung der Ziff. 2.2 1. Absatz Nr. 2 gegeben ist. Die Bescheinigung gilt langstens ein Jahr.

2.3 Ausgleichshéhe

Als Ausgleich werden maximal 50 vom Hundert des Unterschiedsbetrages zwischen dem Er-
trag, der in den in Ziff. 2.1 genannten Verkehrsformen fir die Beférderung von Personen mit
Zeitfahrausweisen des Ausbildungsverkehrs erzielt worden ist, und dem Produkt aus den in
diesem Verkehr geleisteten Personen-Kilometern und den durchschnittlichen verkehrsspezi-
fischen Kosten gewahrt.

2.3.1 Personen-km

Personen-Kilometer werden durch Multiplikation der Linienbeférderungsféalle mit der mittleren
Reiseweite ermittelt. Die zur Ermittlung der Personen-km maBgeblichen Linienbeférderungs-
falle des unter Ziff. 2.2 definierten Personenkreises ergeben sich aus der Einnahmeaufteilung
des VRR hinsichtlich der noch verwendeten Tarifstellen. Es werden nur die in als Schulfahrten
definierten Zeiten erfassten Linienbeférderungsfélle bericksichtigt. Naheres regelt der Einnah-
meaufteilungsvertrag des VRR und die VRR-Einnahmeaufteilungsrichtlinie.
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Die Ausgleichsleistungen werden aus Griinden der Gleichbehandlung sowie zur Verwaltungs-
vereinfachung mit der MaBgabe gewéhrt, dass die fir das Jahr 2006 festgesetzte mittlere Rei-
seweite geman § 3 PBefAusglV fir die Ermittlung des Ausgleichsbetrags bis einschlieBlich
des Jahres 2015 zugrunde gelegt wird.

Wourde fir ein Verkehrsunternehmen im Jahr 2006 keine mittlere Reiseweite geman § 3 PBe-
fAusglV festgesetzt, so werden bei der Ermittlung des Ausgleichsbetrags folgende Durch-
schnittswerte zugrunde gelegt:

— 5 Kilometer, wenn liberwiegend Orts- und Nachbarortslinienverkehr,
— 8 Kilometer, wenn Uberwiegend sonstiger Linienverkehr (Uberlandlinienverkehr)

betrieben wird.

Haben die Unternehmen nach 2006 neue Reiseweitenermittlungen vorgenommen, kénnen
auch diese zugelassen werden.

Wird in diesem Fall oder bei Ablauf der Festschreibung der mittleren Reiseweite nachgewie-
sen, dass von den Durchschnittswerten dieser mittleren Reiseweite im Ausbildungsverkehr
jeweils um mehr als 25 vom Hundert (nach oben oder nach unten) abgewichen wird, sind der
Berechnung des Ausgleichsbetrags die nachgewiesenen Werte zugrunde zu legen und fest-
zuschreiben. Die Abweichung von dem Durchschnittswert fir die mittlere Reiseweite ist nach-
zuweisen

1. auf Grund der verkauften Streckenzeitfahrausweise nach den erfassten tatséach-
lichen Entfernungen oder nach den mittleren Werten der Entfernungsstufen der ge-
nehmigten Beférderungsentgelte oder

2. durch Verkehrszahlung oder

3. in sonstiger geeigneter Weise.

2.3.2 Durchschnittliche verkehrsspezifische Kosten

Fir die Festlegung der pauschalen Kostensatze geman Ziff. 2.3 gelten die in der Anlage zur
PBefAusglV aufgefiihrten Kostenbestandteile. Soweit in dieser Anlage nichts Anderes festge-
legt ist, ist in Zweifelsfallen sinngeman nach den Leitsatzen fir die Preisermittlung auf Grund
von Selbstkosten, Anlage zur Verordnung PR Nr. 30/53 Uber die Preise bei 6ffentlichen Auf-
tragen vom 21. November 1953 (BAnz. Nr. 244 vom 18. Dezember 1953) zu verfahren; hierbei
bleiben kalkulatorische Kosten, soweit sie in der Anlage nicht ausdricklich aufgefthrt sind,
auBer Ansatz. Die Kostensétze in Cent/Pkm werden wie folgt festgelegt:

Kostensatzgruppe Kostensatz in Cent/Pkm fiir das Basis-
jahr 2006 (letztmalige Festlegung
durch das Land NRW)

1 (Unternehmen, die Gberwiegend Orts- und
Nachbarortslinienverkehr mit StraBenbahnen
oder Obussen und Omnibussen betreiben.) 26,05

2 (Unternehmen, die Uberwiegend Orts- und

Nachbarortslinienverkehr mit Omnibussen in

Gemeinden mit mehr als 100 000 Einwohnern

betreiben.) 20,36
3 (Unternehmen, die tGberwiegend Orts- und
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Nachbarortslinienverkehr mit Omnibussen in
Gemeinden mit bis zu 100 000 Einwohnern betreiben.) 17,16

4 (Unternehmen, die Gberwiegend sonstigen
Linienverkehr (Uberlandlinienverkehr) mit Omnibussen
Betreiben.) 12,96

Diese Kostensatze unterliegen einer jahrlichen Aktualisierung des VRR. Bei der Fortschrei-
bung der Parameter bzw. der Indexierung tGbernimmt der Kreis zur Vereinfachung des Verfah-
rens die von der VRR jahrlich neu bestimmten Werte.

2.3.3 Ertrage

Als Ertrage im Sinne von Ziff. 2.3 sind die Einnahmeanspriiche des unter Ziff. 2.2 definierten
Personenkreises aus der Einnahmeaufteilung des VRR, die Einnahmen aus landesweiten und
verbundiibergreifenden Tarifen, die Einnahmen aus dem erhéhten Beférderungsentgelt im
Ausbildungsverkehr und die von den Verkehrsunternehmen vereinnahmten Eigenanteile fur
Schilertickets geman § 97 SchulG NRW anzusetzen.

3. Berechnung des Finanzierungsbetrages

3.1 Das Land gewahrt dem Kreis Wesel aus Landesmitteln eine jahrliche Pauschale. Diese
bestimmt sich nach dem Anteil des Kreises am Gesamtumfang. Der auf den Kreis Wesel ent-
fallende Anteil ergibt sich gem. der Aufteilung in Anlage 2a VV-OPNVG NRW.

Die Pauschale wird gemaB Anlage 2a VV-OPNVG NRW auf die Aufgabentrager verteilt im
Verhaltnis des auf sie drtlich entfallenden Anteils an den landesweit fir das Kalenderjahr 2008
im Jahr 2009 festgesetzten Ausgleichsanspriichen nach § 45a PBefG. Die Zuordnung der
Ausgleichsanspriche der Verkehrsunternehmen, die im Gebiet mehrerer Aufgabentrager tatig
sind, zum jeweiligen Aufgabentrager erfolgt nach dem auf ihn entfallenden Anteil an den vom
Verkehrsunternehmen im Jahr 2008 insgesamt landesweit erbrachten Wagenkilometern im
StraBenbahn- und OBusverkehr sowie im Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen geman §§ 42, 43
Nummer 2 PBefG. MaBgeblich ist die jeweils gliltige Fassung der VV-OPNVG NRW.

3.2 Der Kreis setzt den sich aus der Anlage 2a VV-OPNVG NRW ergebenden Vomhundertsatz
der auf den Kreis Kleve entfallenden Pauschale als Ausgleich zu den Kosten ein, die bei der
Befdrderung von Personen mit Zeitfahrausweisen des Ausbildungsverkehrs im StraBenbahn-
, O-Busverkehr oder Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen gemafi §§ 42, 43 Nummer 2 PBefG
entstehen und nicht durch entsprechende Fahrgeldeinnahmen gedeckt werden. MafR3stab fir
die Verteilung des Anteils der Pauschale nach Satz 1 an die Verkehrsunternehmen sind die
Ertrdge im Ausbildungsverkehr des jeweiligen Jahres der Verkehrsunternehmen im Gebiet der
jeweiligen Aufgabentrager. Die Zuordnung der Ertrédge der Verkehrsunternehmen, die im Ge-
biet mehrerer Aufgabentrager tatig sind, zum jeweiligen Aufgabentrager erfolgt nach dem auf
ihn entfallenden Anteil an den vom Verkehrsunternehmen im jeweiligen Jahr insgesamt lan-
desweit erbrachten Wagenkilometern im StraBenbahn- und O-Busverkehr sowie im Linienver-
kehr mit Kraftfahrzeugen geman §§ 42, 43 Nummer 2 PBefG. Reichen diese Finanzierungs-
betrage nicht aus, um samtliche nach Ziff. 2 berechneten Ausgleichsanspriche zu erfillen,
werden diese im Verhalinis der Finanzierungsbetrage zur Summe aller nach Ziff. 2 berechne-
ten Ausgleichsbetrdge gekirzt. Im Falle einer Anderung der Aufgabentragerschaft sind die
Anteile entsprechend anzupassen.

3.3

Ab dem Jahr 2012 kdnnen die 12,5 %-Mittel abzlglich des Verwaltungskostenanteils flr die
Umsetzung des Hochsttarifs fir andere Zwecke des OPNVG im Sinne des § 11a Abs. 3
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OPNVG verwendet werden. Die Mittel kénnen dann wahlweise auch zur Finanzierung von
MaBnahmen, die der Fortentwicklung von Tarif- und Verkehrsangeboten sowie Qualitatsver-
besserungen im Ausbildungsverkehr dienen, oder fir die mit der Abwicklung der Pauschale
verbundenen Aufwendungen verwendet oder hierfir an 6ffentliche oder private Verkehrsun-
ternehmen, Gemeinden, Zweckverbande oder juristische Personen des privaten Rechts, die
Zwecke des OPNV verfolgen, weitergeleitet werden. Wird eine Verwendung der 12,5 %-For-
dermittel fir andere Zwecke als die Férderung des Hochsttarifs vorgenommen, erfolgt die
Verteilung der Férdergelder jeweils im Rahmen eines Dienstleistungsauftrags nach der VO
1370.

Die Hartefallregelung des Erlasses des Ministeriums fir Wirtschaft, Energie, Bauen,

Wohnen und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen vom 21.12.2010 kann zur Anwen-
dung kommen.
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Anlage 6B: ex-ante-Antrage Jedermanntarif
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Kreis Wesel

Der Landrat

Fachdienst 20-1 / OPNV
Reeser Landstr. 31
46483 Wesel

Vorlaufiger ex ante-Ausgleich

Antrag auf Ausgleich von Tarifnachteilen aufgrund der Anwendung des VRR-Tarifs
aus der allgemeinen Vorschrift des Kreises Wesel vom .................. gemal Art. 3
Abs. 2 VO (EG) Nr. 1370/2007 (vorlaufiger ex ante-Ausgleich)

Antragsteller (vollstdndige Firmenbezeichnung)

Name:

StrafBe:

Ort:

Umsatzsteuer-ldentifikationsnummer:

Bankverbindung:

Die Antragsfrist endet am

Der vollstandige Antrag nebst Anlagen ist in Papierform und in elektronischer Form an den Kreis
Wesel zu senden.

Fir das Antragsjahr wird ein vorlaufiger Ausgleich in Hohe von

€ beantragt.

Fir das Antragsjahr wird fiir die Ubererfiillung von Standards gem. Ziffer 7 aV

€ beantragt.

Weitere Einzelheiten zu den geplanten MalBnahmen und die Darlegung der Aufwandsschéatzung
ergeben sich aus den beigeflgten Unterlagen.

Dem Unternehmen ist bekannt, dass bei investiven MaBnahmen alle Férderméglichkeiten in
Anspruch zu nehmen und offenzulegen sind, sowie der Zeitpunkt der Umsetzung dem Kreis
mitzuteilen ist.

Dem Unternehmen ist bekannt, dass bei konsumtiven MaBnahmen die Mehraufwendungen nur fir
die Dauer von maximal zwei Jahren erstattungsfahig sind

4




Anlage 6B zur allgemeinen Vorschrift Kreis Wesel
Stand: 17.11.2022

Das Unternehmen ist im Besitz der Genehmigungen nach §§ 42 — 44 PBefG fur die Linien, fur die
die Ausgleichsleistungen beantragt werden.

Dem Unternehmen ist bekannt, dass die Zahlung als nicht steuerbarer Zuschuss unter
Berlcksichtigung der Verfligung der Oberfinanzdirektion Hannover vom 12.03.1997 zur
umsatzsteuerlichen Behandlung von Zuschiissen im Bereich des Offentlichen Personennahverkehrs
erfolgt.

Es wird bestatigt, dass die Angaben korrekt ermittelt wurden. Die ermittelten Anspriiche sind
eine Vorabkalkulation, die Abrechnung erfolgt nach den Vorgaben der allgemeinen Vorschrift.

Das Unternehmen hat den Hinweis zu § 264 StGB zur Kenntnis genommen.

Ort, Datum, Unterschrift Rechtsverbindliche Unterschrifte/n
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Anlage 6B zur allgemeinen Vorschrift Kreis Wesel
Stand: 17.11.2022

Kreis Wesel

Der Landrat

Fachdienst 20-1 / OPNV
Reeser Landstr. 31
46483 Wesel

Verbindlicher ex ante-Ausgleich

Antrag auf Ausgleich von Tarifnachteilen aufgrund der Anwendung des VRR-Tarifs
aus der allgemeinen Vorschrift des Kreises vom .................. gemal Art. 3 Abs. 2
VO (EG) Nr. 1370/2007 (verbindlicher ex ante-Ausgleich)

Antragsteller (vollstdndige Firmenbezeichnung)

Name:

StralBe:

Ort:

Umsatzsteuer-ldentifikationsnummer:

Bankverbindung:

Die Antragsfrist endet am

Der vollstandige Antrag nebst Anlagen ist in Papierform und in elektronischer Form an den
Kreis............. zu senden.

Fir das Antragsjahr wurden Fplkm erbracht
Die Verkehrsleistung weicht von Anlage 2 um +/- Fplkm ab
Fir das Antragsjahr wurde eine Ubererfiillung von Standards gem. Ziffer 7 aV

beantragt und bewilligt.

Die MaBnahmen wurden

vollumfanglich und fristgerecht umgesetzt am:

teilweise und / oder verspatet umgesetzt am :

fir die MaBnahme wurden folgende Fordermittel genehmigt im Umfang von: Euro




Anlage 6B zur allgemeinen Vorschrift Kreis Wesel
Stand: 17.11.2022

Das Unternehmen ist im Besitz der Genehmigungen nach §§ 42 — 44 PBefG fir die Linien, fir die
die Ausgleichsleistungen beantragt werden.

Dem Unternehmen ist bekannt, dass die Zahlung als nicht steuerbarer Zuschuss unter
Berlicksichtigung der Verfligung der Oberfinanzdirektion Hannover vom 12.03.1997 zur
umsatzsteuerlichen Behandlung von Zuschiissen im Bereich des Offentlichen Personennahverkehrs
erfolgt.

Es wird bestatigt, dass die Angaben korrekt ermittelt wurden. Die Abrechnung erfolgt nach den
Vorgaben der allgemeinen Vorschrift.

Das Unternehmen hat den Hinweis zu § 264 StGB zur Kenntnis genommen.

Ort, Datum, Unterschrift Stempel
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Anlage 7 zur allgemeinen Vorschrift Kreis Wesel
Stand: 17.11.2022

Anlage 7 aV
ex-post Antragsunterlagen und Nachweise

Nachweise der ex post-Kontrolle

Der Nachweis des Unternehmens und der von ihm beauftragten Wirtschafts-
prufungsgesellschaft bzw. Wirtschaftsprifers muss alle in den nachfolgenden
Formularen genannten Angaben enthalten. Dies wird Gber die Verwendung
der Formulare sichergestellt.

- Anlage 7, Seite 1 -



Anlage 7 zur allgemeinen Vorschrift Kreis Wesel
Stand: 17.11.2022

An den

Kreis Wesel

Der Landrat )
Fachdienst 20-1 / OPNV
Reeser Landstr. 31
46483 Wesel

Bestéatigung tiber die Erstellung einer Berechnung von Ausgleichsleistungen nach
dem Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007

Wir haben auftragsgeman die Berechnungen des Unternehmens zur Berech-
nung von Ausgleichsleistungen nach der allgemeinen Vorschrift des Kreises fiir das Kalenderjahr
gepruft und kénnen hierzu die nachfolgende Bestatigung abgeben.

Grundlage der Prifung waren die durch das Unternehmen vorgelegten Belege und Biicher, die
vorgelegte Bestatigung zur Leistungserbringung sowie die Vorlage der allgemeinen Vorschrift des
Kreises nebst Anlagen und der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 durch das Unternehmen und die
Vorlage des Soll-Kosten- bzw. Soll-Erlésbetrags sowie des Vorauszahlungsbetrags durch den
Kreis.

Es wird bestatigt, dass die Einnahmen- und Ausgabenaufteilung aus der von dem Unternehmen
angefertigten Trennungsrechnung gemaB Anlage 5 der allgemeinen Vorschrift mit der tatsachli-
chen Gewinn- und Verlustrechnung des Unternehmens Ubereinstimmt. Zur Uberprifung wurden
die Blcher und vorhandenen Belege des Unternehmens herangezogen. Die ordnungsgemafe
Buchflihrung des Unternehmens wird vorausgesetzt und wurde von uns nicht geprift.

Das Unternehmen hat die Vorgaben der Nr. 5 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007
bei der Anfertigung der Trennungsrechnung eingehalten. Hierbei wurden die Durchfiihrungsvor-
schriften geman Anlage 5 der allgemeinen Vorschrift beachtet. Sofern von den Regelungen der
Durchflihrungsvorschriften abgewichen wurde, wurde dies gesondert zur Trennungsrechnung aus-
gewiesen und begriindet. Die Berechnung der Kosten und Einnahmen erfolgte anhand der gelten-
den Rechnungslegungs- und Steuervorschriften (Nr. 4 des Anhangs zu Verordnung (EG) Nr.
1370/2007).

Es wird bestitigt, dass die in Anlage 1 zu dieser Bestidtigung vorgenommene Berechnung
der Ausgleichsleistungen durch das Unternehmen
unter o. g. Voraussetzungen mit den Vorgaben der allgemeinen Vorschrift des Kreises
Ubereinstimmt.

Es wird weiter bestatigt, dass die in die Berechnung eingestellten Kosten und Erlése ausschlieBlich
solche sind, die auf Leistungen im Sinne der Ziffer 5 der allgemeinen Vorschrift zuriickzufiihren
sind. Die zu Grunde gelegten Leistungsdaten entsprechen der Unternehmensstatistik. Sie sind
identisch mit den in Anlage 2 zu dieser Bestatigung genannten Fahrleistungen des Unterneh-
mens

Die Trennungsrechnung nach Anlage 5 der allgemeinen Vorschrift wird geman dem fiir den Kreis
bestimmten Teil dieser Bescheinigung in Anlage 2 beigefligt und ist vom Wirtschaftsprifer des
Unternehmens (oder einer vom Kreis anerkannten Person oder Stelle) zu unterzeichnen.

Bestéatigung des Wirtschaftspriifers des Antragsstellers

Ort, Datum Unterschrift des Wirtschaftsprifers
Testat-Stempel
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Anlage 7 zur allgemeinen Vorschrift Kreis Wesel
Stand: 17.11.2022

Anlage 1 zur Bestatigung des Wirtschaftsprufers

Es wurde durch das Unternehmen eine Berechnung des maximal zuldssigen
Ausgleichsbetrags gemaf der Ziffer 5 der allgemeinen Vorschrift des Kreises entsprechend
dem unten folgenden Rechenweg vorgenommen. Dabei errechnete sich der maximal zul&s-
sige Ausgleichsbetrag aus der Summe der unten genannten Werte unter den Ziffern 1., 2. und
3.

Grundlage fur die Berechnung war geman der Ziffern 3.1.2 und 3.2.2 der allgemeinen Vor-

schrift ein Soll-Ist-Abgleich im Hinblick auf die Kosten. GemanR der Trennungsrechnung des

Unternehmens fir das Jahr betragen die Ist-Kosten
Euro.

Der Wert Ubersteigt/unterschreitet die vom Kreis ausgewiesenen Soll-Kosten in H6he von
Euro um Euro (informatorisch).

Gemaf der Trennungsrechnung des Unternehmens flr das Jahr
betragen die Ist-Erlése Euro.

1. Unter Berlcksichtigung der Vorgaben der Ziffern 5.2 und 5.3 der allgemeinen Vorschrift
wurden die Kosten von den Erlésen abgezogen. Es verbleibt eine negative Differenz
von Euro.

2. Auf der Basis der vorgenannten Zahlen wurde ein etwaiger Bonus entsprechend den
Vorgaben der Ziffer 6 der allgemeinen Vorschrift errechnet. Unter Beriicksichtigung der

Vorgaben der Ziffer 6 der allgemeinen Vorschrift betragt der Bonus Euro.
3. Es wurde eine Berechnung des angemessenen Gewinnzuschlags vorgenommen. Der
auf diese Weise errechnete angemessene Gewinnzuschlag betragt Euro.

Der entsprechend des obigen Rechenwegs ermittelte maximal zuldssige Ausgleichsbetrag des
Unternehmens fir das Jahr betragt Euro.

Der durch den Kreis ermittelte vorlaufige ex-ante-Ausgleich fur das Unternehmen
betragt Euro. Der korrigierte ex-ante-Ausgleich belauft

sich auf Euro.

Die Summe der bisherigen Abschlagszahlungen an das Unternehmen
betragt Euro (informatorisch).

Auf Grundlage der obigen Werte ergibt sich
eine Uberzahlung von Euro und / oder

eine Uberkompensation von Euro.

Bestatigung des Wirtschaftsprifers des Antragsstellers

Ort, Datum Unterschrift des Wirtschaftsprifers
Testat-Stempel
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Anlage 7 zur allgemeinen Vorschrift Kreis Wesel
Stand: 17.11.2022

Anlage 2 Trennungsrechnung zur Bestatigung des Wirtschaftspriifers gem. Anlage 5 aV (Mus-
ter)
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Anlage 7 zur allgemeinen Vorschrift Kreis Wesel
Stand: 17.11.2022

1 Aligemein

Die Trennungsrechnung setzt sich aus vier Hauptblécken zusammen:

- den Basisdaten (Zeilen 3 bis 5)

- der eigentlichen Trennungsrechnung (Zeilen 7 bis 67)

- den ergénzenden Abfrageparametern (Zeilen 70 bis 85)
- dem Bestéatigungsvermerk (Zeilen 88 bis 92)

Mit Ausnahme des Bestatigungsvermerks und der Anmerkungen (Spalte V) sind samtliche von den Verkehrsunternehmen auszufiillenden Felder mit orangener Farbe hinterlegt. Die grauen
Felder beinhalten Formeln, die den Aufwand der Befiillung reduzieren und der Plausibilisierung der eingetragenen Werte dienen. Diese Felder sind schreibgeschutzt, um zu verhindern,
dass die Formeln unbeabsichtigt gedndert bzw. geloscht werden.

Bitte gehen Sie grundsatzlich von Ist-Zahlen (=Jahresabschluss) des jeweiligen Betrachtungsjahres aus, méglichst durch einen Wirtschaftsprifer geprift und testiert.

2 Basisdaten

Die Basisdaten umfassen Angaben zum Antragssteller (Zeile 3) und zum relevanten Betrachtungsjahr fir die Trennungsrechnung (Zeile 5). Auf Grundlage dieser Angaben wird sowohl fiir
die Trennungsrechnung (Zeile 8 bis 10) als auch fiir die ergédnzenden Abfrageparameter (Zeilen 75 bis 85) automatisch ausgewiesen, auf welches Jahr sich die jeweiligen Angaben zu
beziehen haben.

3 Trennungsrechnung

Ziel der Trennungsrechnung ist es, die Kosten und Erldse der gemeinwirtschaftlichen Leistung von denen anderer Unternehmensleistungen sachlich und rdumlich abzugrenzen. Das
erforderliche Vorgehen zur Trennung der einzelnen Stufen regeln die Durchfiihrungsvorschriften der allgemeinen Vorschrift.

In Spalte D ,Gesamtunternehmen (Eintragungen gemaR GuV)“ sind die einzelnen Positionen fiir das gesamte Unternehmen einzutragen. Dabei ist von den Werten der Gewinn- und
Verlustrechnung (GuV) auszugehen, wobei die ggfs. abweichende Struktur zu beriicksichtigen ist. So sind Einzelpositionen, die in der GuV nur in zusammengefasster Form enthalten sind,
geman der vorgegebenen Struktur gesondert auszuweisen.

In Spalte F ,Abziiglich verkehrsfremde Geschéftstatigkeit” sind die Werte einzutragen, die auf Ebene der ersten Trennungsstufe auszusondern sind (vgl. Durchfiihrungsvorschriften).
Die Angaben in Spalte H ,Verbleib Verkehrssparte“ werden automatisch als Differenz der Spalten D und F ermittelt und beinhalten die Werte, die die Verkehrsparte betreffen.
In Spalte J ,Abzliglich sonstige Tatigkeiten im Verkehrsbereich* sind die Werte einzutragen, die auf Ebene der zweiten Trennungsstufe auszusondern sind (vgl. Durchfiihrungsvorschriften).

Die Angabenin Spalte L ,Verbleib Busverkehre nach §§ 42 und 43 PBefG" werden automatisch als Differenz der Spalten H und J ermittelt und beinhalten die Werte, die den Linienverkehr
betreffen.

Die Spalten N, P und R dienen der Trennung zwischen den verschiedenen Aufgabentragern bzw. Landkreisen gemaf der dritten Trennungsstufe (vgl. Durchfiihrungsvorschriften). Dabei
sind in Spalte N "Summe aller sonstigen Aufgabentrager" die Werte einzutragen, die sich auf Linienverkehre auBerhalb der Landkreise Siegen-Wittgenstein und Olpe beziehen. Die
Spalten P und R beinhalten die Kernangaben, die zunachst in Spalte P den Landkreis Siegen-Wittgenstein und in Spalte R den Landkreis Olpe betreffen.

Spalte T ,Plausibilisierung Stufe 3 priift, ob die Zuordnung auf den Linienverkehr (Spalte L) mit der von Ihnen in den Folgespalten vorgenommenen Zuordnung innerhalb des Linienverkehrs
(Spalten N bis R) Uibereinstimmt. Sofern hier ,Verteilung Stufe 3 prifen” angezeigt wird, sollten Sie die Zuordnung zu den Spalten N bis R in der betroffenen Zeile prifen.

Spalte V gibt Ihnen die Méglichkeit Anmerkungen zu hinterlassen. Bitte nutzen Sie diese, um etwaige Besonderheiten (z.B. begriindete Abweichungen von den Durchfiihrungsvorschriften)
zu dokumentieren.

4 Ergénzende Abfrageparameter

Als ergénzende Abfrageparameter werden Kilometerleistungen, die Personaleinsatzstunden und die Anzahl der Fahrzeuge abgefragt, welche jeweils entsprechend oben beschriebener
Logik entlang der drei Trennungsstufen zu verteilen sind. Bei der Zuordnung der Fahrzeuge ist die fir die jeweilige Stufe vorzuhaltende Anzahl an Fahrzeugen anzugeben (Dopllungen
moglich). Die Summe der einzelnen Spalten kann insofern die Fahrzeuganzahl auf Gesamtunternehmensebene Ubersteigen.

Hinsichtlich der Kilometerleistungen gelten die folgenden Begriffsverstandnisse:

Betriebswagenkilometer: Tatséchlich gefahrene Kilometer zwischen Start im Betriebshof und Rtickkehr in den Betriebshof, multipliziert mit der tatséchlichen Bedienungshaufigkeit. Das
bedeutet, dass beispielsweise Umleitungen und Fahrausfélle sowie Leer- und Werkstattfahrten die Betriebswagenkilometer beeinflussen.

Nutzwagenkilometer: Tatséchlich gefahrene Kilometer zwischen Start- und Endhaltestelle, multipliziert mit der tatsachlichen Bedienungshaufigkeit. Das bedeutet, dass beispielsweise
Umleitungen und Fahrausfélle die Nutzwagenkilometer beeinflussen.

Fahrplankilometer: Kilometerangabe ausgehend vom Fahrplan (L&nge der fahrplanmaBigen Linie mit Hin- und Riickfahrt) multipliziert mit der Bedienungshaufigkeit entsprechend des
genehmigten Fahrplans (Anzahl der Fahrten pro Tag und Tage, an denen die Linie gefahren wird).

- Anlage 7, Seite 5 -



Anlage 7 zur allgemeinen Vorschrift Kreis Wesel
Stand: 17.11.2022

Anlage 3 Unternehmenserklarung zur Bestiatigung des Wirtschaftspriifers

Der Unternehmer erklart nachfolgend, in welchem Umfang die notwendige Verkehrsleistung gemaf An-

lage 2 der allgemeinen Vorschrift im Kalenderjahr eingehalten wurde.
Gesamtkilometer Ist-Kilometer
Kreis Linienbiindel gemaB Anlage 2 im Ausgleichsjahr

Obige Tabelle ist bei Bedarf entsprechend zu erganzen. Abweichungen von der notwendigen Verkehrs-
leistung geman Anlage 2 der allgemeinen Vorschrift sind zu dokumentieren:

Der Unternehmer erklart weiterhin die Tarifvorgaben gemafn Anlage 1 der allgemeinen Vorschrift und
die Qualitdtsvorgaben geman Anlage 3 der allgemeinen Vorschrift eingehalten zu haben. Abweichun-
gen sind zu dokumentieren:

Der Unternehmer ist sich bewusst, dass alle Angaben in den abzugebenden Erklarungen und Mitteilun-
gen subventionserhebliche Tatsachen im Sinne des § 264 Strafgesetzbuch sind. Die sich aus Zuwider-
handlungen ergebenden Rechtsfolgen sind mir bewusst.

Bestétigung des Antragsstellers

Ort, Datum Unterschrift/en des Antragsstellers
Firmenstempel
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Anlage 8 zur Allgemeinen Vorschrift Kreis Wesel

Klimastandards Stand: 17.11.2022

Anlage 8 aV
Klimastandards

A) Ziele des Kreises zur Einfuhrung eines fiktiven Klimatickets
B) Umsetzungsstrategie

C) Leitlinien zur Bewilligung eines Tarifzuschlags

D) Antragsvoraussetzungen



Anlage 8 zur Allgemeinen Vorschrift Kreis Wesel
Klimastandards Stand: 17.11.2022

A) Ziele des Kreises zur Einflihrung eines fiktiven Klimatickets

Die Erreichung der Klima- und Umweltziele kann nur mit technologischen Veranderungen (An-
triebswende) erreicht werden. Mit dem "Zielbild des Kreises Wesel zur Verkehrswende" hat
der Kreistag des Kreises Wesel am 16.12.2021 beschlossen, dass bis zum Jahre 2030 durch
die Verkehrsunternehmen Verkehrsdienstleistungen nur noch mit CO2-freien Verkehrsmitteln
erbracht werden sollen. Auf dem Weg dahin sind bis 2025 25 % der CO2-Emissionen zu re-
duzieren.

Die zur Erreichung dieses Zieles im OPNV erforderlichen MaBnahmen der Verkehrsunterneh-
men werden als Anreiz im Rahmen der allgemeinen Vorschrift Gber das sog. ,fiktive Klimati-
cket” als nachfragebezogener, tariflicher Zuschuss ausgeglichen.

Der Kreis setzt damit die gesetzliche Zielbestimmung nach § 1a PBefG um, wonach bei An-
wendung dieses Gesetzes die Ziele des Klimaschutzes und der Nachhaltigkeit zu berlcksich-
tigen sind. Diese Verpflichtung richtet sich an Aufgabentrager, Unternehmen und Genehmi-
gungsbehdérden. Sofern die Unternehmen MaBnahmen im Sinne der neuen Zielbestimmung
ergreifen sind diese durch den Kreis zu erganzen und zu unterstitzen.

Der Kreis setzt damit auch die Vorgaben nach Art. 2a VO (EG) Nr.1370/2007 um, wonach die
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen im Einklang mit den politischen Zielen des Kreises ste-
hen miussen. Da der Einsatz alternativer Antriebstechniken Uber die bestehende VRR-Ta-
rifstruktur durch die Unternehmen nicht durch Fahrgeldeinnahmen am Markt refinanziert wer-
den kann, ist in Ubereinstimmung mit dem Klimabeschluss des Kreises ein Klimazuschlag in
Erganzung zum VRR-Tarif zu gewahren, welcher jedoch nicht durch die Fahrgaste, sondern
durch den Kreis getragen wird. Die Unternehmen wenden daher zur Gewinnung neuer Fahr-
gaste den VRR-Tarif als Héchsttarif fir alle Fahrgaste an.

B) Umsetzungsstrategie

Die Ziele des Kreises zum Einsatz emissionsfreier Fahrzeuge werden durch die entspre-
chende, freiwillige Umsetzung der durch das Saubere-Fahrzeuge-Beschaffungs-Gesetz vom
9. Juni 2021 (SaubFahrzeugBeschG) zur Umsetzung der EU-Richtlinie (EU) 2019/1161 Uber
die Férderung sauberer und energieeffizienter StraBenfahrzeuge (Clean Vehicles Directive)
flankierend unterstutzt.

Eine Berucksichtigung des Einsatzes emissionsfreier Fahrzeuge, welche den Standards nach
dem SaubFahrzeugBeschG entsprechen, kann nur im Wege eines Tarifzuschlags als Auf-
schlag auf den Hochsttarif gewahrt werden. Die Héhe des Ausgleichs ist anhand der vom Un-
ternehmer nachzuweisenden spezifischen Mehrkosten, der geplanten Verkehrsleistung und
einer Nachfragekomponente zu ermitteln. Dabei ist der fiktive Tarifzuschlag entsprechend der
Regelungen zur Tarifgenehmigung entsprechend § 39 PBefG zu bestimmen, wobei jedoch
keine kalkulatorischen Positionen einzubeziehen sind.

Da die Gewéahrung eines ex-ante-Ausgleichs das Risiko einer Verzerrung des Wettbewerbs
zwischen den Mitgliedsstaaten begriinden kann, ist auch im Anwendungsbereich der VO (EG)
Nr. 1370/2007 das Verfahren zur Ermittlung des ex-ante-Ausgleichs naher zu regeln.

Der ex-ante-Ausgleich ist auf den flr die Erreichung des Ziels notwendigen Umfang zu be-
grenzen.



Anlage 8 zur Allgemeinen Vorschrift Kreis Wesel
Klimastandards Stand: 17.11.2022

Weder besteht ein Anspruch auf Bertcksichtigung, noch ein Anspruch auf Vollausgleich. Die
Ausgleichsgewahrung erfolgt gegenuber allen antragsstellenden Unternehmen nach gleichen
Grundsatzen. Die H6he des Ausgleichs erfolgt unter Haushaltsvorbehalt.

C) Leitlinien zur Bewilligung eines Tarifzuschlags

. Anwendungsbereich (Verkehre anderer Art)

Der Anwendungsbereich des ,fiktiven Klimatickets“ innerhalb der aV ist eréffnet, wenn durch
den Einsatz emissionsfreier Fahrzeuge die Erreichung der Klima- und Umweltziele des Kreises
gefdrdert wird und der konkrete Einsatz erforderlich, geeignet und angemessen ist.

Der Anwendungsbereich ist er6ffnet, wenn Fahrgaste mit den emissionsfreien Fahrzeugen im
OPNV befdrdert werden. Der Ausgleich erfolgt nachfrageabhangig. Fur diesen Einsatz kénnen
Mehraufwendungen flr den

- Erwerb oder das Leasing von emissionsfreien Fahrzeugen,
- Aufbau der Lade- und Tankinfrastruktur fir emissionsfreie Fahrzeuge

Bericksichtigung finden.
Il Prufungsschema fiir die Bewilligung eines fiktiven Klimazuschlags

Mehraufwendungen zum Erreichen der Klima- und Umweltziele kbnnen unter zwei materiellen
Voraussetzungen — eine positive und eine negative — bericksichtigt werden.

Die Prufung erfolgt durch den Kreis oder durch eine vom Kreis anerkannte Person oder Stelle.

a) Die positive Voraussetzung besagt, dass die Mehraufwendungen die Erreichung der
Klima- und Umweltziele des Kreises férdern missen.

- Ermittlung des Ausgleichsziels

Der Antragsteller hat darzulegen, ob und wie die Mehraufwendungen zu den klima-,
umwelt- und energiepolitischen Zielen des Kreises beitragen werden und insbesondere
inwieweit die Mehraufwendungen einen wesentlichen Beitrag zum Umweltschutz leis-
ten.

Dazu hat der Antragsteller z.B. folgende Angaben zu machen:

- Fahrzeugmerkmale
Berlicksichtigungsféhig sind nur emissionsfreie Fahrzeuge im Sinne des Saub-
FahrzeugBeschG.

- Infrastrukturmerkmale
Beriicksichtigungsféhig sind nur Einrichtungen, welche dem Laden bzw. Betan-
ken der emissionsfreien Fahrzeuge im Sinne des SaubFahrzeugBeschG die-
nen. Merkmale, welche sich nach dem 2. Forderaufruf der ,,Forderrichtlinie zur
Forderung alternativer Antriebe von Bussen im Personenverkehr” ergeben oder
entsprechender Nachfolgeregelungen, gelten als zugestanden. Dartberhinaus-
gehende Infrastruktureinrichtungen beddirfen einer gesonderten Begrindung.

- Geplante Fahrzeuganzahl pro Jahr

3



Anlage 8 zur Allgemeinen Vorschrift Kreis Wesel
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Der Einsatz emissionsfreier Fahrzeuge setzt die Verfligbarkeit geeigneter
Lade- bzw. Tankinfrastruktur voraus. Um dies im Geltungsbereich der aV si-
cherzustellen, soll fir den Einsatz von batterie-elektrischen, emissionsfreien
Fahrzeugen bis 31.12.2024 ein Fahrzeug im Verhaltnis zu einem Ladepunkt
verfugbar sein (sog. Flottenbetrachtung). Fur die Folgejahre wird der Kreis un-
ter federfiihrende Beteiligung der Verkehrsunternehmen eine erneute Abschat-
zung des Verhaltnisses unter Berlicksichtigung der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit sowie im Sinne eines effizienten Lademanagements vornehmen.

Das antragsstellende Verkehrsunternehmen hat hierzu bis zum Ende des Ka-
lenderjahres 2024 ein Ladeinvestitions- und Managementkonzept vorlegen,
welches mindestens fur die kommenden drei Jahre den Bedarf an weiterer La-
deinfrastruktur dokumentiert. Antrdge zum Einsatz von emissionsfreien Fahr-
zeugen sind nur dann genehmigungsféahig, wenn die Mindestquote im Kreisge-
biet gewahrt ist. MaBgeblich fiir die Betrachtung ist das erste geplante Jahr der
Betriebsaufnahme der Fahrzeuge.

Kann das antragsstellende Unternehmen das geforderte Regelverhéltnis im
Rahmen der Flottenbetrachtung nicht selber sicherstellen, ist eine Verpflich-
tungserklarung beizufiigen, aus der sich Art, Umfang und Ort der Infrastruktur
fir das Laden von einem E-Fahrzeug durch einen Dritten ergibt.

Sofern der Antragsteller geltend macht, dass von dem Regelverhéltnis abgewi-
chen werden muss, hat er hierflr den Nachweis zu flhren. Andernfalls ist die
Fahrzeuganzahl auf das Regelverhaltnis zu begrenzen.

- Geplante Ausstattungsmerkmale der Fahrzeuge
Im Rahmen des Antrages hat der Antragsteller zu erklaren, ob die geplanten
Ausstattungsmerkmale dem Referenzfahrzeug (Diesel) entsprechen.

Ausstattungsmerkmale, welche den Angaben nach dem 2. Férderaufruf der
.Forderrichtlinie zur Férderung alternativer Antriebe von Bussen im Personen-
verkehr“ oder entsprechender Nachfolgeregelung entsprechen, gelten als zu-
gestanden. Uberschreiten die geplanten Ausstattungsmerkmale die des Refe-
renzfahrzeuges, ist dem Antrag eine Quantifizierung der hierdurch bedingten
Mehrkosten (Euro) beizufugen.

Wird ein zusatzliches (Reserve-)Fahrzeug beschafft, so ergibt sich der Fahr-
zeugtyp aus der jeweiligen Uberwiegend eingesetzten Fahrzeugklasse.

- Geplante Verkehrsleistung (Pkm-Soll)
Die Erstattung des Klimatickets erfolgt nachfragebezogen. Fir die ersten Aus-
gleichsjahre bis zu einer Neuerhebung im VRR wird die geplante Verkehrsleis-
tung mit 80% der im Jahr 2017 ermittelten Personenkilometer (Pkm) flr das
jeweilige antragsstellende Verkehrsunternehmen bericksichtigt.

Etwaige Leistungsveranderungen zum ersten Ausgleichsjahr (Basisjahr) kon-
nen Berucksichtigung finden, sofern dies vom Unternehmen beantragt und pruf-
fahig nachgewiesen wird.
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- Erbrachte Verkehrsleistung (Pkm-Ist)

Um etwaige Abweichung in der Nachfrage berlcksichtigen zu kénnen, erfolgt
im Rahmen des verbindlichen ex-ante Antrags eine Betrachtung der tatsachli-
chen Nachfrage (Pkm-Ist). Hierzu wird auf die letzten verfligbaren Daten des
VRR zuriickgegriffen. Der Antragsteller hat hierzu die erbrachte Verkehrsleis-
tung nachzuweisen. Der Nachweis erfolgt in der Regel anhand der im VRR
durchgefiihrten Erhebung. Sofern die Erhebung den Zeitraum von drei Jahren
Uberschreitet, ist die letzte verfligbare Erhebung mafBgeblich, sofern sich Kreis
und Verkehrsunternehmen nicht zuvor auf eine abweichende Bewertungs-
grundlage verstandigt haben.

- Geplante Ladeinfrastruktur

Flr den Einsatz von E-Fahrzeugen muss eine verfligbare, geeignete Infrastruk-
tur gewahrleistet sein (siehe oben). Dies erfolgt grundsatzlich in einem Verhalt-
nis von mindestens einer (ortsfesten Infrastruktur) zu einem (Fahrzeug). MaB3-
geblich ist das erste geplante Jahr der Betriebsaufnahme der jeweiligen bean-
tragten Fahrzeuge. Sofern das antragsstellende Unternehmen das geforderte
Verhaltnis der Flottenbetrachtung nicht selber sicherstellen kann, ist eine Erkla-
rung beizufligen, aus der sich Art, Umfang und Ort der Infrastruktur fir das La-
den von E-Fahrzeugen ergibt. In der Erklarung hat sich sodann ein Dritter zu
verpflichten, durch seinen Beitrag zur Errichtung von Ladeinfrastruktur das ge-
forderte kreisweite Verhaltnis von Fahrzeugen und Ladeinfrastruktur zum Zeit-
punkt der Inbetriebnahme des E-Fahrzeuges zu gewahrleisten.

Ab dem Jahr 2025 ist das im abgestimmten Ladeinvestitions- und Manage-
mentkonzept vorgesehene Verhaltnis maBgeblich.

Sofern der Antragsteller geltend macht, dass von dem Regelverhaltnis abgewi-
chen werden muss, hat er hierfiir den Nachweis zu fihren.

Anreizeffekt

Ein Anreizeffekt ist gegeben, wenn der Tarifzuschlag dazu flhrt, dass der Antragsteller
sein Verhalten andert und zuséatzliche wirtschaftliche oder umweltfreundlichere Tatig-
keiten aufnimmt, die er ohne zusatzliche Ausgleichsmittel nicht, nur in geringerem Um-
fang oder auf andere Weise aufgenommen hatte.

Kein Ausgleich fiir Ohnehin-Kosten

Der Tarifzuschlag darf den Antragsteller weder von Kosten einer Tatigkeit entlasten,
die er ohnehin aufgrund von normativen Bestimmungen durchfiihren muss, noch das
Ubliche Geschéftsrisiko seiner Wirtschaftstatigkeit ausgleichen.

Zum Nachweis eines Anreizeffekts missen der Sachverhalt und das wahrscheinliche
kontrafaktische Szenario ohne die zuséatzlichen Ausgleichsmittel ermittelt werden. Der
Kreis muss hierzu auch auf eine Eigenerklarung des antragsstellenden Unternehmens
zurlckgreifen. Dazu hat der Antragsteller grundsatzlich eine Vergleichsbetrachtung im
Sinne einer Alternativbeschaffung vorzulegen.

Sofern ein Zuwendungsbescheid des Bundes oder des Landes fir die Bewilligung ei-
ner investiven Férderung vorliegt, kénnen die tGber die Zuwendung erfassten MafBnah-
men auch Gegenstand zur Ermittlung des Tarifzuschlages sein.
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Sonstige InfrastrukturmaBnahmen

Far MaBnahmen, welche nach der Bundes- und/oder Landesregelung nicht berick-
sichtigungsfahig sind (z.B. Grundstlcksflachen, Netzanschluss, Stromubertragungs-
kosten zum Transformator) ist durch den Antragsteller darzulegen, dass die sonstigen
MaBnahmen flar den Einsatz der emissionsfreien Fahrzeuge notwendig sind. Dabei gilt
jedoch der Grundsatz, dass solche sonstigen MaBnahmen in der Regel nicht berlick-
sichtigungsfahig sind.

Sonstige MaBnahmen
Die Bertcksichtigung von méglichen Kosten fiir ,sonstige Malnahmen® (z.B. Personal,
Schulung) ist ausgeschlossen.

Multikausale Investitionen

Im Bereich der ortsfesten Infrastruktur sind fir die Herstellung der Betriebsfahigkeit
multikausale Investitionen fiir das Gesamtsystem vorzunehmen (z.B. Transformator).
Zur Berucksichtigung multikausaler Investitionen ist ein Investitionsplan vorzulegen. Im
Investitionsplan ist eine jahresscharfe Zuordnung der spezifischen Mehrkosten vorzu-
nehmen. Multikausale Investitionen werden dabei der Erbringung der Verkehrsleistung
entsprechend dem Regelverhaltnis Fahrzeuge/Ladeséule fur das jeweilige Ausgleichs-
jahr zugeordnet, es sei denn, der Antragsteller kann eine Hartefallregelung aufgrund
seiner unternehmensindividuellen Situation darlegen.

Kein ,vorzeitiger MalBnahmenbeginn®

Mit der MaBnahme darf nicht vor dem Bescheid des Kreises begonnen worden sein,
es sei denn der Kreis gestattet den vorzeitigen MaBnahmenbeginn.

Die negative Voraussetzung besagt, dass die zusatzlichen Ausgleichsmittel die Han-
delsbedingungen nicht in einer Weise verandern diirfen, die dem gemeinsamen
Interesse zuwiderlauft.

Der Tarifzuschlag bezieht sich auf den Geltungsbereich der aV. Es ist sicherzustellen,
dass aus der Anwendung des Tarifzuschlags weder dem Eigentimer der Fahrzeuge
und der ortsfesten Infrastruktur, noch dem Betreiber und dem Verkehrsunternehmer
ein unzuléssiger Vorteil entsteht, der geeignet ist, dem gemeinsamen Interesse zuwi-
derlaufen. Dies ist ggf. im konkreten Bescheid tGiber Nebenbestimmungen sicherzustel-
len.

Denkbare Nebenbestimmungen kénnen zum Beispiel sein:

- die beriicksichtigungsfahigen Fahrzeuge sind iiberwiegend im OPNV im Ge-
biet des Kreises einzusetzen (Ortsbezug);

- der Betreiber der ortsfesten Infrastruktur wird verpflichtet, allen konzessionier-
ten Verkehrsunternehmen einen diskriminierungsfreien Zugang zur ortsfesten
Infrastruktur zu gewéahren (Diskriminierungsfreiheit);

- der Betreiber der ortsfesten Infrastruktur wird verpflichtet, den Ladestrom fr
die Dauer der zugrunde gelegten Abschreibung der ortsfesten Ladeinfrastruktur
zu marktiblichen Konditionen an die Endverbraucher abzugeben, wobei die
Infrastrukturkosten nur in dem Umfang der Eigenbeteiligung Bertcksichtigung
finden kénnen (gleicher Zugangsanspruch);

- vollstandige Ruckforderungen bei zweckwidrigem Einsatz;

- als Ladestrom darf fir die Dauer der zugrunde gelegten Abschreibung lediglich
Okostrom verwendet werden;
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- Festlegung etwaiger Sanktionen bei VerstéBen gegen das Regelverhaltnis von
Fahrzeugen und Ladeinfrastruktur.

Minimierungspflicht

Erforderlichkeit: Der Tarifzuschlag muss auf eine Situation ausgerichtet sein, in der er

eine wesentliche Verbesserung bewirken kénnte, die der Antragsteller allein nicht her-
beifihren kann. Dies ist der Fall, wenn der Tarifzuschlag als intendiertes Verhalten ein
bestehendes Marktversagen behebt.

Der Tarifzuschlag darf nur auf die Behebung eines verbleibenden Marktversagens aus-
gerichtet sein, d. h. auf die Falle, die durch andere Strategien und MaBnahmen nicht
behoben wurden oder werden kénnen.

Geeignetheit der MaBnahme: Die geplante BeihilfemaBnahme muss ein geeignetes
Instrument fir die Verwirklichung des mit der Beihilfe angestrebten Ziels sein, d. h. es
darf kein Politik- und Beihilfeinstrument geben, mit dem dieselben Ergebnisse erzielt
werden kénnten, aber geringere Verzerrungen bewirkt wirden.

Der Kreis prift insoweit, ob und ggf. welche alternativen MaBnahmen zur Erreichung
des Ziels erforderlich und geeignet sind. Die MaBnahmen werden quantifiziert und der
geplanten MaBnahme gegenlbergestellt.

Angemessenheit der MaBnahme

Mehraufwendungen werden als angemessen erachtet, wenn der Mehraufwand je An-
tragsteller auf das Minimum beschrankt ist, das fur die Durchfiihrung des geférderten
Vorhabens bzw. der geférderten Tatigkeit erforderlich ist.

Die Mehraufwendungen werden als auf das fiir die Durchfiihrung des geférderten Vor-
habens bzw. der geférderten Tatigkeit erforderliche Minimum beschréankt angesehen,
wenn sie den zur Verwirklichung des Ziels der aV erforderlichen zusétzlichen Netto-
kosten (Finanzierungsliicke) entsprechen, die im Vergleich zum kontrafaktischen Sze-
nario, bei dem kein zusatzlicher Ausgleich gewéahrt wird, anfallen. Diese Nettomehr-
kosten bestimmen sich anhand eines Vergleichs der Differenz zwischen den erwirt-
schafteten Einnahmen und den Kosten (einschlielich Investitionen und Betrieb) des
unterstitzten Vorhabens und der entsprechenden Differenz bei dem Vorhaben, das
der Antragsteller aller Wahrscheinlichkeit nach ohne zusatzliche Ausgleichsmittel
durchfihren wirde.

1l. Grundsatzverfahren

Der Antragsteller muss zur Ermittlung der Finanzierungsliicke fir das tatséchliche Szena-
rio und far ein plausibles kontrafaktisches Szenario eine Quantifizierung vorlegen, in der
alle wesentlichen Kosten und Einnahmen wéhrend der Lebensdauer des Vorhabens er-
fasst werden. Der Kreis prift dann, ob dieses kontrafaktische Szenario realistisch ist. Der
Antragsteller muss die jedem Aspekt der Quantifizierung zugrundeliegenden Annahmen
begrinden und die angewandten Methoden erldutern und rechtfertigen.

Der berticksichtigungsfahige Mehraufwand fiir den Einsatz emissionsfreier Fahrzeuge im
Vergleich zu Fahrzeugen mit konventionellen Antrieben wird entsprechend der Tarifpri-
fung nach § 39 PBefG in einen Tarifzuschlag Uberfuhrt, wobei jedoch - in Abweichung zu
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den Leitsatzen fur die Preisermittlung (LSP) - kalkulatorische Positionen keine Berlicksich-
tigung finden. Die so ermittelten Selbstkosten werden in Bezug gesetzt zur Verkehrsleis-
tung nach Pkm. MaBgeblich sind insoweit die Pkm der Bestandsflotte.

Das Verfahren zur Bestimmung des ex-ante-Ausgleichs ist zweistufig gestaltet. Zunachst
ist vor dem Ausgleichsjahr der ex-ante-Ausgleichs (vorlaufig) zu ermitteln (dazu unter a),
welche nach dem Ausgleichsjahr im Rahmen eines ex-ante-Ausgleich (verbindlich) korri-
giert wird (dazu unter b). Im Anschluss daran erfolgt eine Uberkompensationsprifung

(dazu unter c).

a) Stufe 1: ex-ante-Ausgleich (vorlaufig)

1) Ermittlung ,spezifische Mehrkosten*

Spezifische Mehrkosten fir den Einsatz von emissionsfreien Fahrzeugen kénnen
far folgende Investitionsobjekte erfolgen:

Fahrzeuge: Den Nachweis weist die spezifischen Mehrkosten fur die Be-
schaffung des emissionsfreien Fahrzeuges im Vergleich zu einem gleich
geeigneten Referenzfahrzeug nach. Wird ein zusatzliches (Reserve-)Fahr-
zeug beschafft, so ergibt sich das Referenzfahrzeug aus der jeweiligen zu
beschaffenden Fahrzeugklasse. Die Prifung der Notwendigkeit eines Re-
servefahrzeuges und die Anforderungen an die Fahrzeugklasse erfolgt im
Wege der Einzelfallprifung nach pflichtgemaBen Ermessen.

Der berlcksichtigungsfahige Mehraufwand fur den Einsatz emissionsfreier
Fahrzeuge ist auf die Hochstwerte begrenzt, welche sich aus der jeweils
geltenden Bundesférderrichtlinie des Bundesministeriums fur Digitalisie-
rung und Verkehr (BMDV) oder entsprechender Nachfolgeregelung erge-
ben (s. Abbildung 1).

Ortsfeste Infrastruktur: Mehrkosten kénnen sich aus der Errichtung und
Vorhaltung der notwendigen Lade- bzw. Betankungsinfrastruktur ergeben,
welche als notwendige Voraussetzungen flr den Einsatz emissionsfreier
Fahrzeuge verflgbar sein muss. Der Kreis entscheidet im Einzelfall nach
pflichtgemaBen Ermessen, welche Objekte und ggf. MaBnahmen zur Inbe-
triebnahme der Objekte im Rahmen des Klimatickets Beriicksichtigung fin-
den kénnen (z.B. Kosten flir Ladesaule, Lademast, Pantograph, ggf. Trans-
formator, ggf. Betriebshoferweiterung, ggf. Anschlusskosten an Stromnetz,
ggf. Brandschutzeinrichtungen etc.).

Von den Kosten sind die geplanten Investitionsférderungen (Bund und/oder Lan-
desférderung) abzuziehen. Der Unternehmer weist die entsprechenden spezifi-
schen Mehrkosten und die beantragte Férderung in seinem Antrag aus.
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Abbildung 1: Preisobergrenzen als Nettopreise je Antriebstechnologie fiir Neu- und Umriistfahrzeuge im Vergleich zur Die-

selreferenz

EG-Fahrzeug- | Diesel- 1.1 Batterie 1.2 Brenn- 1.3 Biome- 1.1 Batterie 1.2 Brenn-

klasse referenz stoffzelle than (Umriistung) | stoffzelle
(Umriistung)

Klein (M2) 120.000 Euro | 270.000 Euro | 340.000 Euro | 160.000 Euro | 100.000 Euro | 170.000 Euro

Sprinterbasis,

bis 8m

Midi (M3) 220.000 Euro | 450.000 Euro | 550.000 Euro | 240.000 Euro | 230.000 Euro | 220.000 Euro

8m— 10,6m ls

Solo (M3) 230.000 Euro | 570.000 Euro | 590.000 Euro | 250.000 Euro | 340.000 Euro | 360.000 Euro

10,6m —16m

Gelenk (M3) 320.000 Euro | 730.000 Euro | 800.000 Euro | 360.000 Euro | 410.000 Euro | 480.000 Euro

ab 16m

Quelle 1: Aufruf zur Skizzeneinreichung fiir die Forderung von Bussen mit klimafreundlichen, alternativen Antrieben im Per-
sonenverkehr (05/2022)

2)

Pauschale Berlcksichtigung ersparter Aufwendungen fur Betrieb bzw. héherer Re-
serveleistungen

- Ersparte Aufwendungen werden grundsétzlich mit pauschal 15 % bezogen auf
die spezifischen Mehrkosten angesetzt.

- Hobhere Reserveleistungen werden grundsétzlich mit pauschal 10 % bezogen
auf die spezifischen Mehrkosten flir Zusatzfahrzeuge (E-Fahrzeuge) im Ver-
gleich zu Dieselfahrzeugen angesetzt.

Abweichend zu den u.g. pauschalen Werten fir ersparte Aufwendungen und etwa-
ige Reserveleistungen kénnen unternehmensindividuelle Werte Berlcksichtigung
finden, wenn die Anwendung der Pauschalen eine unbillige Harte fir das Unter-
nehmen darstellt und dieses die abweichenden Werte priffahig nachweisen kann.

Spezifische Mehrkosten im Rahmen objektbezogener, linearer Abschreibung

Die ermittelten spezifischen Mehrkosten je Investitionsobjekt sind sodann nach Ein-
zelobjekten zu differenzieren und die spezifischen Mehrkosten im Rahmen einer
minimalen Abschreibungsdauer von finf Jahren und einer maximalen Abschrei-
bungsdauer von zwélf Jahren linear jahresscharf zu verteilen.

Die konkrete Festlegung der Abschreibungsdauer erfolgt nach Abstimmung mit
dem Kreis unter Berlicksichtigung des Haushaltsvorbehalts des Kreises.

.Fahrzeugbezogene Personenkilometer®

Im vierten Schritt erfolgt ein Rickbezug der ermittelten spezifisch verbleibenden
Mehrkosten zur erwarteten fahrzeugbezogenen Nachfrage (fahrzeugbezogene
Personenkilometer — Pkm/Fz) der Gesamtflotte (emissionsfreie und konventionelle
Fahrzeuge).

Die erwartete Nachfrage der Flotte ergibt sich aus der jeweils letzten Verkehrser-
hebung im VRR und auf der Basis folgender Annahmen:
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- F0r das Basisjahr werden 80% der Nachfrage des Jahres 2017 zu Grunde
zu legt.

- Fdr die Folgejahre ist auf die jeweils verfigbare Erhebung des VRR abzu-
stellen.

- Erfolgt keine Neuerhebung, sind die letzten verfligbaren Werte maBgeblich.

FUr die Anrechnung der Mehrkosten wird ein Faktor ermittelt, welcher sich aus dem
Verhaltnis von Personen zu Fahrplankilometern der Gesamtflotte ergibt. Dabei wird
auf die jeweils letzte Erhebung des VRR abgestellt.

- Um die fahrzeugbezogenen Plan-Pkm zu ermitteln, werden die geplanten
Fahrplankilometer des emissionsfreien Fahrzeuges mit dem Faktor multipli-
ziert.

- Die geplanten Fahrplankilometer des emissionsfreien Fahrzeuges ergeben
sich aus den durchschnittlichen Fahrplankilometern je Fahrzeug der Flotte.

- FOr emissionsfreie Fahrzeuge erfolgt eine pauschale Kirzung von 10 Pro-
zent der durchschnittlichen Fahrplankilometer der vom Antragsteller einge-
setzten Flotte einschlieB3lich der Dieselfahrzeuge (Flottenfahrplankilometer)
aufgrund erwarteter geringer Laufleistung von emissionsfreien Fahrzeugen.

Zur Anrechnung der spezifischen Mehrkosten der ortfesten Infrastruktur (z. B. La-
desaule) auf die Nachfrage, werden die Plan-Pkm in den Ausgleichsjahren 2023,
2024 einem Fahrzeug bzw. einem Ladepunkt zugeordnet. Fir die Folgejahre ergibt
sich das Verhaltnis aus dem vom Antragsteller vorgelegten und vom Kreis geprif-
ten und abgestimmten Ladeinvestitions- und Managementkonzept.

Fir die Zuordnung ,sonstiger InfrastrukturmafRnahmen® sind Regelungen im Inves-
titionsplan zu treffen, wobei der Nachfragebezug grundsétzlich zu wahren und in
dem ein Bezug zu den Ladeséaulen herzustellen ist.

Gesamtrechnung

AbschlieBend erfolgt die Berechnung des Tarifzuschlags je Pkm. Hierzu werden
die spezifischen Mehrkosten in Bezug zur erwarten Pkm-Leistung je emissions-
freiem Fahrzeug gesetzt. Der so ermittelte Wert stellt einen Soll-Wert dar.

Sofern sich in den Folgejahren der Plan-Pkm-Wert andert, erfolgt eine Anpassung
des durchschnittlichen Ausgleichs je Pkm. Der (ber die Nutzungsdauer zu gewah-
rende Zuschuss darf den Wert der spezifischen Mehrkosten nicht Uberschreiten.

b) Stufe 2: ex-ante-Ausgleich (verbindlich)

Nach Abschluss des Ausgleichsjahres erfolgt eine Uberpriifung der Soll-Werte des
ex-ante-Ausgleichs (vorlaufig) anhand des tatséchlichen Férderumfangs und der
Ist-Pkm.

Die Uberpriifung erfolgt entsprechend dem Verfahren zur Ermittlung des ex-ante-
Ausgleichs (vorlaufig).

Dabei werden folgende Schritte vollzogen:

- Erster Schritt: Soll-Férderumfang wird durch Ist-Férderung ersetzt. Auf der
Grundlage wird ein neuer Ausgleich je Plan-Pkm ermittelt.

10
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- Zweiter Schritt: Multiplikation des Ausgleichs je Plan-Pkm mit den durch-
schnittlichen Ist-Pkm der Flotte. Sofern die Ist-Pkm der Flotte héher sind als
die Plan-Pkm, ist der Zuschuss auf den Wert der Soll-Pkm zu begrenzen.

FUr die Ermittlung der Pkm soll grundsatzlich auf die letzten verfigbaren Daten des
VRR abgestellt werden.

Erganzend zu dem im Rahmen des ex-ante-Ausgleichs (vorlaufig) festgelegten
Verfahrens erfolgt im Rahmen der ex-ante-Ausgleichs (verbindlich) eine Betrach-
tung der Nachfrage innerhalb eines fest definierten Drei-Jahres-Zeitraums. Unter-
schreitet die Ist-Nachfrage (Ist-Pkm) die Soll-Nachfrage (Soll-Pkm), so kann im
Wege eines festen Drei-Jahres-Rhythmus eine Anrechnung erfolgen. Im Falle einer
Ubererfiillung in einem Ausgleichsjahr, kann dies im Falle einer Unterschreibung in
einem anderen Jahr BerUcksichtigung finden.

Hierzu ist im letzten drei Jahres Zeitraum eine Uberjahrige Betrachtung vorzuneh-
men und etwaige einbehaltende Zuschlage im Falle einer Anrechnung nachtréglich
zu erstatten.

Der erste Drei-Jahreszeitraum beginnt am 01.01.2023 und endet am 31.12.2025.

c) Stufe 3: Uberkompensationskontrolle

Die Uber das fiktive Klimaticket dem Unternehmen zugeflossenen Mittel sowie die
fir den Einsatz emissionsfreier Fahrzeuge notwendigen Investitionen werden
ebenfalls in der Trennungsrechnung erfasst und sind Teil der jahrlichen Uberkom-
pensationskontrolle.

Im Rahmen der Uberkompensationskontrolle ist die Korrektur des ex-ante-Aus-
gleichs (verbindlich) zu berlcksichtigen.

D) Antragsvoraussetzungen

Die tarifliche Beriicksichtigung setzt einen form- und fristgerechten Antrag voraus.

Der Antrag gliedert sich in einen ex-ante-Antrag (vorlaufig) und einen ex-ante-Antrag (ver-
bindlich) auf. Der vorlaufige Antrag dokumentiert die Soll-Situation (maximale Férderfahig-
keit, geplante Inbetriebnahme). Der ex-ante-Antrag (verbindlich) stellt die Ist-Situation (z.B.
gewahrte Férderung, tatsachliche Inbetriebnahme) dar.

Der Antragsteller tragt gem. Ziffer 2. 8 der aV die Darlegungs- und Beweislast:

Der Antrag ist schriftlich zu stellen.

Der ex-ante-Antrag (vorldufig) muss vor dem Ausgleichsjahr, spatestens bis zum 30.09.
eingereicht werden.

Der ex-ante-Antrag (verbindlich) ist nach dem ersten Ausgleichsjahr, spatestens bis zum
31.03. einzureichen. Hierzu sind der tatsachliche Férderumfang und die im Anwendungs-
jahr erbrachten Fahrplankilometer einzureichen.

Der Antrag muss vollstédndig und priffahig sein. Das Unternehmen muss die Dokumente
fir die Beschaffung der Fahrzeuge und zur Errichtung der Infrastruktur in Kopie vorlegen.
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Dies umfasst:

- fahrzeugspezifische Unterlagen (Kennzeichen)
- Fdérderantrage und deren Bewilligung
- Datum des geplanten und des tatsachlichen Beginns der Betriebsaufnahme.

- Der Antragsteller hat weiter darzulegen, in welchem zeitlichen und sachlichen Anwen-
dungsbereich das Fahrzeug bzw. die Infrastruktur eingesetzt werden sollen / eingesetzt
wurden.

- Fir die Fahrzeuge hat der Antragsteller die durchschnittliche Besetzung der Fahr-
zeuge je Linienkilometer des letzten Jahres anzugeben (Pkm) und — sofern davon
abweichend — den Besetzgrad der Fahrzeuge mit alternativer Antriebstechnologie
(Pkm/eFz)

- Fdr die Infrastruktur hat der Antragsteller den Anteil von konventionellen und alterna-
tiven eingesetzten Antriebstechnologien, die voraussichtliche Auslastung im jeweili-
gen Ausgleichsjahr, die maximale Auslastung sowie die voraussichtliche Nutzungs-
dauer anzugeben.

- Fdr das Ausgleichsjahr 2025 hat der Antragsteller erstmals einen Ladeinvestitions- und
Managementkonzept vorzulegen, aus dem sich der Hochlauf der ortfesten und mobilen
Infrastruktur ergibt. Das Ladeinvestitions- und Managementkonzept muss einen Zeitraum
von mindestens drei Jahren umfassen und einen Ausblick fir die Folgejahre und die ge-
planten weiteren MaBnahmen enthalten.

- Die konkreten Anforderungen fir den Nachweis ergeben sich aus dem Bescheid des Krei-
ses. Der Bescheid ergeht als eigenstéandige Regelungen zum allgemeinen Tarifausgleich.

- Der Kreis wird sicherstellen, dass die Unternehmer, die Uber die aV Ausgleichsmittel flr
die Verwendung der Ladeinfrastruktur erhalten, dauerhaft einen diskriminierungsfreien
Zugang fur Dritte zu dieser Infrastruktur gewahrleisten missen. Dies ist erforderlich, um
auch zukinftig einen fairen Wettbewerb um die Erbringung der Verkehrsleistung in der
Region sicherzustellen.

- Weichen die pauschalierten Angaben von den unternehmensindividuellen Werten deutlich
ab und fuhrt die Abweichung zu einer besonderen Harte beim Antragsteller, kann dieser
eine Berlcksichtigung seiner individuellen Situation beantragen. Eine besondere Harte
liegt vor, wenn die Anwendung der individuellen Werte zu einer Erh6hung des Tarifzu-
schlages von mehr als zwei Prozentpunkten fihrt. In diesem Fall hat er die die Uber- bzw.
Unterschreitung priffahig nachzuweisen (Hartefallregelung).

- Der Kreis kann abweichende Fristen festlegen. Die Fristen sind allen antragsberechtigten
Unternehmen zugénglich zu machen.

Die aV gilt nur fur die konzessionierten Verkehrsunternehmen unmittelbar.

Antragsberechtigt sind nur konzessionierte Unternehmen. Insoweit ist ein eigenstandiger An-
trag von Subunternehmen nicht méglich. Der Konzessionar soll jedoch darauf hinwirken, dass
auch seine Subunternehmen im Sinne des Zielbilds des Kreises Wesel emissionsfreie Fahr-
zeuge im Kreis einsetzen. Der Konzessionar kdnnte — sofern Bereitschaft besteht —flr seine
Subunternehmen einen Antrag aus der aV stellen und sich sodann verpflichten, den Ausgleich
in voller Héhe an die Subunternehmen weiterzuleiten. Alternativ dazu kénnen die Fahrzeuge
— im rechtlich zulassigen Rahmen — auch fiur Nachunternehmen bereitgestellt werden. Das
jeweils zu wahlende Modell ist dem Kreis im Rahmen der Antragstellung offen zu legen.
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Der Kreis wird diesen Forderansatz regelmafig dahingehend Uberprifen, ob er aufgrund der
technologischen Entwicklung und der Kostenentwicklung fir konventionellen Busbetrieb und
flr den Betrieb von Fahrzeugen mit alternativen Antriebstechniken weiterhin notwendig ist.
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	Zugang und Essential-Facilities: Sofern auch Aufwendungen im Bereich der Lade-infrastruktur gefördert werden, so geht der Kreis davon aus, dass es sich hierbei um sog. Essential-Facilities handelt. Der Antragssteller wird daher bei einer positiven Bes...



